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144. Sitzung 

Bonn, den 14. Juni 1985 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 auf: 

Aktuelle Stunde 
Nordseesterben 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat gemäß Nr. 1 c der 
Anlage 5 unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem Thema Nordseesterben verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Aktuelle Stunde, die wir heute 
einberufen haben, befaßt sich mit einer Umweltka-
tastrophe, die die Ausmaße des Waldsterbens bei 
weitem erreicht hat. 

Am Dienstag wurden erste Einzelheiten aus ei-
nem Gutachten der Öffentlichkeit vorgestellt, das 
Prof. Buchwald aus Hannover im Auftrag der friesi-
schen Inselgemeinden erstellt hat. Diese neuen Er-
gebnisse sind erschreckend. Sie sagen faktisch den 
baldigen biologischen Tod der Nordsee voraus. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Und 
das ist der große Unsinn!) 

Das ganze Nordseeproblem — und das ist j a das 
Unglück — dient dieser Bundesregierung besten-
falls zu einer verbalen Umweltprofilierung, zum 
Vortäuschen von Umweltschutz. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Genau! — Car-
stensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Auch 

Quatsch!) 

So wurde die Nordseekonferenz, als deren Initiator 
sich Herr Zimmermann — er ist heute leider nicht 
anwesend — mit unverhohlener Eitelkeit immer 
wieder gern selbst darstellt, zu einem peinlichen 
Flop. 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Wieder einmal mußte dieser Umweltpleitemini-
ster lernen, daß die Ansprüche, die man an andere 
Länder stellen will, sich am eigenen Handeln mes-
sen lassen müssen. Ich erinnere hier nur an das 
Tempolimit in Sachen Waldsterben. 

Wie auch will diese Bundesregierung den übrigen 
Nordseeanrainerstaaten die Ehrlichkeit ihrer Sau-

bermannpolitik weismachen können, wenn sie 
selbst die gigantischen Küstenzerstörungsprojekte 
der Bundesländer unterstützt? Ich möchte auf 
Grund der knappen Zeit nur stichwortartig den Bau 
des Dollarthafens, 

(Eigen [CDU/CSU]: Wie kommt der Dol-

larthafen an die Nordsee? — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Wer will denn den Dollarthafen? 

— Eigen [CDU/CSU]: Wir!) 

die Zerstörung der Leybucht durch große Deich-
bauprojekte, die Planungen großindustrieller Anla-
gen in Cuxhaven, Emden, Loxstedt, Stade und Wil-
helmshaven nennen. 

Für die Großindustrie ist das Einleiten ins Meer 
immer noch die billigste Methode, ihr hochgiftiges 
Abwasser loszuwerden — einer der wichtigsten 
Gründe für den Vorrang von Küstenstandorten der 
Chemie. 

Aber neben der aktiven Umweltzerstörung ist 
diesem Innenminister Untätigkeit bei der Schaf-
fung wirkungsvoller Gesetze vorzuwerfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Schauen wir uns doch einmal an, was der Nation 
oberster Umweltschützer in den letzten zwei Jäh-
ren unterlassen hat: 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Umweltversa

-

ger!) 

Im Bereich der Dünnsäureverklappung keine we-
sentlichen Maßnahmen. Die Nordsee wird noch 
mindestens zwei Jahre der „Kronos Titan" als ko-
stenloser Abfalleimer dienen. 

Der Sondermülltransit und -export sollte nach ei-
nem Antrag der GRÜNEN nicht gestattet werden, 
wenn die Beseitigung mittelbar oder unmittelbar 
auf hoher See endet. Damals lehnten die Koalitions-
fraktionen ab. 

Das Verbrennen hochgiftiger Abfälle geschieht 
trotz Oslo-Konvention weiter auf hoher See, teil-
weise mit aktiver Unterstützung des Deutschen Hy-
drographischen Instituts. Nach Expertenberech-
nungen können die giftigen Dämpfe der Verbren-
nungsschiffe bis an die Küste getrieben werden. 
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Frau Hönes 
Im Mai 1984 brachte die Fraktion die GRÜNEN 

einen Entwurf zur Novellierung des Waschmittelge-
setzes und der Tensidverordnung ein, um den Ein-
trag von Phosphat und anderen Schadstoffen in die 
Flüsse und das Meer zu verringern. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ihr 
habt euch um die Nordsee doch gar nicht 
gekümmert in den letzten zwei Jahren!) 

Die Kommentare von unseren CDU-Abgeordneten, 
meinen Herren und Damen 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Damen sehe ich 
da nicht! Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 
CSU]: Ich bei euch auch nicht! — Heiter-

keit bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

— Doch! Meine Kollegin sitzt hier! — 

(Eigen [CDU/CSU]: Sie haben Frau Hür-
land übersehen!) 

— Entschuldigung, das tut mir besonders leid —, 
reichten von Zimmermanns Spruch „Täuschung der 
Öffentlichkeit" über die Behauptung des Kollegen 
Laufs — er ist heute morgen leider nicht anwe-
send —, dies sei ein „typischer Antrag aus der riesi-
gen Flut von extremtechnischen Vorlagen der GRÜ-
NEN" bis zu dem Zwischenruf des Kollegen Car-
stensen — und den finde ich besonders pikant —, 
sinnigerweise aus Nordstrand kommend, Waschtag 
bei den GRÜNEN sei nur einmal, nämlich Weih-
nachten. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Und 
auch nur, wenn es nötig ist!) 

Würde die Nordsee darauf reagieren, lieber Herr 
Carstensen, so würde sie Ihnen und Ihren wasch-
freundlichen Kollegen bestimmt jedes Jahr den Ti-
tel „Dreckspatz des Jahres" verleihen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Aber Spaß beiseite! Wir müssen noch den schwer-
wiegendsten Bereich ansprechen, das Abwasser. 
Seit 1983 liegt der Erfahrungsbericht zum Abwas-
serabgabengesetz vor. Seitdem hat es vor allem die 
CDU/CSU verstanden, dessen Beratung im Innen-
ausschuß hinauszuzögern. Nächsten Mittwoch soll 
es endlich soweit sein, nach knapp zwei Jahren. 
DIE GRÜNEN haben schon voriges Jahr den An-
trag gestellt, daß für Indirekteinleiter und für ge-
fährliche Stoffe ... 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie sofort 
zum Schluß. 

Frau Hönes (GRÜNE): ... der Stand der Technik 
bei der Abwasserreinigung eingehalten werden 
muß. 

Präsident Dr. Jenninger: Ich bitte Sie, Ihre Rede zu 
beenden. Ich muß bei der Aktuellen Stunde darauf 
achten, daß die fünf Minuten Redezeit eingehalten 
werden. 

Frau Hönes (GRÜNE): Gestatten Sie mir einen 
letzten Satz: Wir fordern Herrn Zimmermann auf,  

unseren Anträgen doch lieber gleich zuzustimmen, 
anstatt sie abzuschreiben. Das spart Zeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, es ist keine Gehässigkeit des Sitzungspräsiden-
ten, wenn ich so verfahre. Ich bitte jedoch, die Ge-
schäftsordnung einzuhalten und die fünf Minuten 
Redezeit zu beachten. Ich bitte um Nachsicht, wenn 
ich das so deutlich sage. 

Das Wort hat der Abgeordnete Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Baldiger biolo-
gischer Tod der Nordsee, Nordseesterben wie Wald-
sterben — Frau Hönes, was sind die Fakten? Zu-
nächst: Das von Ihnen zitierte Gutachten, das an-
geblich der Öffentlichkeit vorgestellt worden sein 
soll, existiert nicht. Es gibt eine Arbeit der Profes-
soren Buchwald und Rincke. Aber diese Arbeit ist 
keineswegs abgeschlossen und schon gar nicht ver-
öffentlicht. Professor Rincke hat sich nachdrück-
lichst von dieser Veröffentlichung distanziert. Er 
sprach, glaube ich, sogar von kriminellem Vorge-
hen. Diese Erklärung der Aktionskonferenz war 
keine seriöse Information der Öffentlichkeit. Ich 
nenne das eine maßlose Dramatisierung, eine un-
verantwortliche Panikmache. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Wider

-

spruch bei den GRÜNEN) 

Wissenschaftlich fundierte Aussagen finden Sie 
doch woanders. Sie finden wissenschaftlich fun-
dierte Aussagen einmal im Sondergutachten des 
Rates der Sachverständigen für Umweltfragen von 
1980 und sodann im Gutachten einer internationa-
len Expertengruppe zur Nordseeschutzkonferenz, 
das unter Leitung des Deutschen Hydrographi-
schen Instituts für die Nordseekonferenz 1984 er-
stellt wurde. Folgendes ist darin zu lesen — das 
nehmen wir sehr ernst, und das macht uns Sor-
gen —: 

Die Nordsee — so heißt es dort — ist in Teilen, 
insbesondere in der Deutschen Bucht, im Watten-
meer, in den Flußmündungen ökologisch stark bela-
stet. Wir haben überhaupt kein Interesse daran, das 
herunterzuspielen. Mein Kollege Austermann hat 
darauf wiederholt in engagierter Weise hingewie-
sen. Aber wichtig ist doch auch folgende Aussage — 
und die darf man nicht unterschlagen —: Im gan-
zen, großräumig ist die Nordsee nicht geschädigt. 
Ich wiederhole: nicht geschädigt. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Aber das Watten

-

meer ist das Entscheidende! — Ströbele 
[GRÜNE]: Dann gehen Sie mal baden!) 

Wir sind doch beim Umweltschutz darauf ange-
wiesen — machen Sie sich das einmal klar —, daß 
wir internationale Unterstützung finden. Da sind 
die zögernden Briten, da sind die abwartenden 
Franzosen, die zurückhaltenden Norweger. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Immer die ande

-

ren!) 
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Dr. Olderog 
Sie müssen wir überzeugen und gewinnen, damit es 
wirklich greifbare Fortschritte für die Nordsee gibt. 
Wer aber entgegen den wissenschaftlichen Gutach-
ten vom nahen biologischen Tod, von chancenloser 
Nordsee spricht, macht sich nicht nur lächerlich, 
sondern er untergräbt bei internationalen Verhand-
lungen die Glaubwürdigkeit der Position der Bun-
desrepublik. Und das ist gefährlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Hönes [GRÜNE]: Lachhaft!) 

Und dann Ihre Vorwürfe gegen den Innenmini-
ster: Wie war es denn bis 1982 mit der damaligen 
Bundesregierung? Damals lag doch seit zwei Jah-
ren das Sachverständigengutachten auf dem Tisch. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sie hat ge-
pennt!) 

Nichts Nennenswertes ist damals geschehen. Die 
wirklich wesentlichen Maßnahmen zur Verhinde-
rung von Tankerunfällen und zur Bekämpfung von 
Ölverschmutzungen sind doch von der neuen Regie-
rung eingeleitet worden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Herr Baum hätte gern mehr gemacht. Er konnte 
nicht, weil die SPD es nicht zuließ. Zimmermann 
war es, der die erste internationale Nordseekonfe-
renz einberufen hat. Eine überhebliche Kritik und 
Nörgelei hat die Politik der Bundesregierung nicht 
verdient. Ohne Zimmermann gäbe es heute kein 
gemeinsames internationales Programm zur Ver-
ringerung der Schadstoffe in Flüssen und in der 
Luft. Ohne Zimmermann gäbe es kein abgestimm-
tes internationales Programm zur drastischen Re-
duzierung der Ölverschmutzung, zur Meldung von 
Schiffen mit gefährlicher Ladung, gäbe es keine 
Luftüberwachung gegen Ölsünder und keine so in-
tensive Überwachung des Nordseewassers. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wollen Sie denn ernsthaft bestreiten, daß Zimmer-
mann es war, der gegen eine Mauer des Zauderns 
und Verweigerns international den Durchbruch ge-
schafft hat? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das wollen wir, 
jawohl! — Weitere Zurufe von den GRÜ-

NEN) 

Sie glauben, den Minister kritisieren und be-
schimpfen zu sollen. Viele Fachleute urteilen an-
ders. Sie sehen: Endlich hat die Nordsee jetzt wie-
der eine realistische Chance zur Gesundung. Dafür 
gebührt vor allem dem Innenminister unser herzli-
cher Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Das tut weh! — 

Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Jansen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Jetzt sag Du mal, 
wo es langgeht! — Dr. Schierholz [GRÜ-
NE]: Wir brauchen auch Fachleute von der 

Ostsee!) 

Jansen (SPD): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Gutachten sind wichtige Zeugnisse für die 
Ursachen immer deutlicher werdender Umweltzer-
störung in allen Bereichen. Für die Bevölkerung 
allerdings spielen sie nur eine untergeordnete Rol-
le. Denn ich behaupte: Das Bewußtsein der Mehr-
heit der Menschen braucht keine neuen Gutachten 
über einen Zustand, den man sehen, fühlen, riechen 
und einatmen kann. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Politiker laufen also mit solchen Gutachten bei 
Bürgerinnen und Bürgern offene Türen ein. Das, 
was die Menschen von uns aber endlich verlangen, 
ist, daß wir Politiker die geschlossenen Türen in 
den Vorstandsetagen der Konzerne einlaufen, um 
dort zum Handeln zu zwingen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
erzählen Sie einmal Herrn Mattbiesen!) 

Die Menschen verlangen von uns, daß wir endlich 
die geschlossenen Türen einer EG-Bürokratie ein-
laufen, um gemeinsames Handeln für Wald und 
Meere in der EG durchzusetzen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ger

-

ne! — Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Nur, eines sollte auch die Bundesregierung endlich 
begreifen: Nach Buschhaus, nach dem Katalysator-
Dilemma darf sie die Nordsee nicht zum dritten 
umweltpolitischen Übungsfeld für ihre Sonntagsre-
den machen. Hier muß es endlich zum Handeln 
kommen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Eigen [CDU/CSU]: Wir 

haben doch gehandelt!) 

Die Bremer Nordseeschutzkonferenz Ende Okto-
ber 1984 war aus damaliger Sicht eine umweltpoliti-
sche Karikatur. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Ich habe seinerzeit gesagt: Sie war ihre Reiseko-
sten nicht wert. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Ihr habt so etwas 
j a nicht zustande gebracht!) 

— Warten Sie ab. — Ich will mich zwar nicht unbe-
dingt korrigieren, aber allmählich komme ich zu 
dem Eindruck, daß in Bremen — im Vergleich zu 
dem, was die Bundesregierung für den Nordsee-
schutz seither getan hat — vielleicht doch eine Ga-
lavorstellung stattgefunden hat. 

Das einzige, was Herr Dr. Zimmermann getan 
hat, ist die Ausdehnung der Dreimeilenzone in der 
Deutschen Bucht. Nun können Sie allerdings so 
große Schutzzonen einrichten, wie Sie wollen, das 
hilft in Sachen Nordseeschutz nicht einen Millime-
ter weiter, wenn nicht neue Kontrollen und endlich 
schärfere Strafen für Umweltsünder eingeführt 
werden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Genau die Anträge der GRÜ

-

NEN! — Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 
CSU]: Völlig richtig!) 
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Jansen 
Es ist völlig richtig: Diese Umweltpolitik betref-

fend die Nordsee könnte ein neuer umweltpoliti-
scher Flop der Bundesregierung werden. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Das wird ei-
ner!) 

Das könnte die Opposition aus parteipolitischen 
Gründen freuen, tut es aber nicht. Die Nordsee ist 
akut gefährdet. Die Zeit der Zustandsbeschreibun-
gen und Absichtserklärungen muß endgültig vorbei 
sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Minister Zimmermann und Herr Spranger, 
nutzen Sie die Sommerferien, machen Sie endlich 
Ihre Schularbeiten in Sachen Nordseeschutz! 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
hätten 12 Jahre nutzen können! — Dr. Ol-
derog [CDU/CSU]: Ihr hattet 13 Jahre 

Zeit!) 

Schieben Sie nicht auch noch dieses Thema auf die 
politische Unentschlossenheit des Kanzlers! 

Wir sind nach wie vor bereit, Sie bei wirkungsvol-
len Maßnahmen zu unterstützen: 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
ist gut!) 

Neuorientierung der Wirtschaftspolitik auf Ökolo-
gie, eine Europapolitik, die handelt, bessere Kon-
trollen, höhere Strafen, konsequente Meßpro-
gramme und wirksame Finanzhilfen für Umwelt-
technologien. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 
ökologische Schutz der Nordsee darf nicht länger 
hinter wirtschaftlichen Interessen zurücktreten. 
Sonst zahlen wir alle mit mehr als Geld: wir mit 
unserer Gesundheit und die Nordsee mit ihrem öko-
logischen Tod. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Daß die 
Nordsee für uns wirklich eine problematische Si-
tuation im Umweltbereich darstellt, haben wir in 
diesem Hause mehrfach diskutiert, zuletzt seriös 
und sorgfältig an Hand des Gutachtens von 1980, 

(Ströbele [GRÜNE]: Reden macht sie nicht 
sauber!) 

bei dem wir gebeten haben, daß es auch fortge-
schrieben werden kann, und darauf hoffen wir. 

Wir haben durch die Aktivitäten von Gerhart 
Baum als Innenminister bereits begonnen, Gewäs-
serverschmutzung und Eintrag durch Luftver-
schmutzung zu bekämpfen; der hat überhaupt die 
Grundlagen gelegt, um hier die Bekämpfung der 
Nordseeverschmutzung einzuleiten. Innenminister 
Zimmermann hat diesen erfolgreichen Weg fortge-
setzt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wie bitte?) 

Ohne diese Grundlagen brauchten wir uns heute 
überhaupt nicht mehr über diese Frage zu unterhal-
ten, weil es dann tatsächlich fünf Minuten nach 
zwölf wäre. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Mißverständnis! 
— Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

— Lesen Sie doch einmal die Gesetze, und gehen 
Sie einmal in die Ausschüsse, und diskutieren Sie 
dort mit den fachkundigen Kollegen! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich bin nicht der Meinung des Kollegen Jansen, 
daß die Nordseeschutzkonferenz die Reisekosten 
nicht wert gewesen sei. Wir wisssen alle, daß wir in 
dieser Frage nicht alleine unsere Anstrengungen 
nur ausdehnen und bestärken können, sondern wir 
wissen auch, daß gerade die Nachbarn hier einen 
wichtigen Beitrag leisten müssen. Das gilt für die 
DDR, das gilt für die Verhandlungen über die Elbe-
verschmutzung, das gilt aber selbstverständlich 
auch für die anderen Anrainerstaaten, und das be-
deutet, daß wir hier bei der zweiten Nordseeschutz-
konferenz vorankommen müssen. Die erste war ein 
Einstieg, und das war nicht leicht; die anderen Staa-
ten haben dieses Interesse an der reinen Nordsee 
und dem reinen Atlantik nicht wie wir. Wir müssen 
ihnen das Schritt für Schritt darstellen, das muß 
seriös sein, nicht so 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Seriös, belastend 
und abwartend!) 

wie Sie das hier tun. Wir wollen die Fortschreibung 
des Gutachtens über die Nordsee, wir wollen eine 
erfolgreiche Nordseeschutzkonferenz im nächsten 
Jahr, und wir wollen die Bedingungen dafür sicher-
stellen, die das möglich machen. Die Nordsee soll 
Sondergebiet werden, und ich meine, dann sind wir 
auch in der Überwachungsfrage international ein 
Stück weiter. 

Nun möchte ich eine Anmerkung zu der Grund-
lage machen, auf der die GRÜNEN heute diese Ak-
tuelle Stunde gefordert haben. Sie stützen sich hier 
auf ein Gutachten, das überhaupt nicht veröffent-
licht ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wie stellen Sie sich eigentlich zu den Wissenschaft-
lern, die erklärt haben, daß die Debatte jetzt ein 
unseriöser Vorgang ist — da sie das Gutachten na-
türlich erst in der Endfassung vorlegen wollen. Wie 
stehen Sie zum Schutz des geistigen Eigentums? 
Wie verträgt es sich eigentlich mit Ihrer Vorstel-
lung von der Parlamentsreform, daß die Kollegen, 
die hier sitzen, dieses Gutachten überhaupt nicht 
kennen? 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Suchen Sie doch 
keine Nebenkriegsschauplätze! Es geht 
hier um die Nordsee! Ablenkungsmanö

-

ver!) 

— Es geht um die Daten, die Sie hier soeben vorge-
tragen haben, und daraus haben Sie eine Aktuelle 
Stunde gemacht. Ich halte es im Hinblick auf die 
Kollegen, die hier mitdiskutieren wollten oder 
könnten, für unzumutbar und auch für der Parla- 
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mentsreform abträglich, wenn Sie hier Daten ein-
führen, die niemand im Hause nachprüfen kann 
und die niemand im Hause vorher lesen und durch-
arbeiten kann. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Zum Wald-
sterben hätten Sie besser auch vor zehn 
Jahren eine Aktuelle Stunde gemacht! Sie 

merken alles viel zu spät!) 

Sie haben in dieser Unseriösität, mit der Sie arbei-
ten, mit der Sie heute wieder gearbeitet haben, der 
Nordsee keinen Dienst erwiesen, Sie haben ihr 
Schaden zugefügt. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Parlamen-
tarischen Staatssekretär beim Bundesminister des 
Innern, Herrn Spranger, das Wort. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Nach der ersten Rede kann 
man nur feststellen, daß die grüne Gruppe der Hor-
rorspezialisten, der Angst- und Panikmacher erneut 
das parlamentarische Mittel der Aktuellen Stunde 
mißbraucht hat, und zwar das zweite Mal in dieser 
Woche. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Hönes 
[GRÜNE]: Konzentrieren Sie sich auf das 
Problem! — Weitere Zurufe von der SPD 

und den GRÜNEN) 

Statt hier eine öffentliche Schaumschlägerei zu ver-
anstalten, sollten Sie sich einmal in die Ausschüsse 
begeben und dort seriöse Arbeit leisten. 

(Lebhafte Zurufe von den GRÜNEN und 
der SPD) 

Im übrigen muß ich sagen: Die miserable Präsenz 
auch diesmal — wie schon einmal in dieser Woche 
in der Aktuellen Stunde — steht in eklatantem Wi-
derspruch zu der von Ihnen behaupteten Dringlich-
keit. 

(Dr. Vogel [SPD]: Merkwürdiges Rollenver-
ständnis hier! — Dr. Klejdzinski [SPD]: Ab-

treten!) 

Ich meine, es ist unseriös, es ist unsolide, hier mit 
einem Gutachten zu operieren, das in keiner Weise 
als existent bewertet werden kann, 

(Dr. Hauff [SPD]: Unverschämt, das Parla-
ment zu beschimpfen!) 

wo die Verursacher und die Veranlasser bereits pro-
testiert und erklärt haben, daß die Veröffentlichun-
gen in dieser Form überhaupt nicht mit dem Gut-
achten in Einklang stehen, daß erst eine Rohfas-
sung vorliegt und daß das noch abgestimmt wird. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Das ist ein ausgemacht schlechter und unseriöser 
Stil. 

Meine Damen und Herren, ich halte es für 
schlimm, daß mit einer solchen Operation die Kü-

stenbevölkerung und auch erwartungsfrohe Urlau-
ber in eine völlig unnötige Hysterie gestürzt wer-
den, 

(Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 

daß hier eine Situation überdramatisiert wird, statt 
daß man wirklich konkrete und sinnvolle Vor-
schläge für die Reinhaltung der Nordsee unterbrei-
tet. 

(Zuruf der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

Die Bundesregierung hat seriöse Grundlagen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Wo denn?) 

Sie stützt ihre Erkenntnisse 

(Zurufe von der SPD) 

— hören Sie doch zu — auf das Nordseegutachten 
des Sachverständigenrats. Die Experten der Anlie-
gerstaaten haben im Zuge der Nordseekonferenz 
einen Bericht über den Gütezustand der Nordsee 
vorgelegt bekommen, der diskutiert und von allen 
Experten anerkannt wurde. 

Darin wird zwar festgestellt, daß es in bestimm-
ten Regionen, vor allem in der Deutschen Bucht, 
Belastungen durch Schadstoffe gibt, daß aber von 
einem biologischen Tod der Nordsee, gar noch in 
dieser Generation, überhaupt nicht die Rede sein 
kann. 

(Frau Blunck [SPD]: Statt hier zu reden, 
sollten Sie dort hinfahren und sich das an

-

gucken!) 

Die Bundesregierung wird — das sichert sie zu — 
diese  Studie, wenn die Endfassung vorliegt, analy-
sieren und die entsprechenden Konsequenzen zie-
hen. 

Wir können feststellen, daß die Bundesregierung 
unmittelbar nach Übernahme ihres Amtes im Okto-
ber 1982 in keiner Weise gezaudert, sondern aktiv 
und offensiv auch im Bereich des Nordseeschutzes 
gehandelt hat. 

(Zuruf des Abg. Schulte [Menden] [GRÜ

-

NE]) 

Wir haben nicht nur im Bereich der Luftreinhalte-
politik, sondern auch im Bereich des Gewässer-
schutzes deutliche Signale gesetzt. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist eine Drei

-

stigkeit! — Schulte [Menden] [GRÜNE]: 
Sie sollen keine Signale setzen, sondern 

auf diesem Gebiet etwas erreichen!) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren von der Fraktion DIE GRÜNEN, ich bitte, in 
Ihren Zwischenrufen etwas zurückhaltender zu 
sein. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Wir haben uns rigoros für die 
Durchsetzung des Vorsorgeprinzips eingesetzt. Mit 
der Nordseeschutzkonferenz ist ein entscheidender 
Durchbruch gelungen. Herr Kollege Jansen, wenn 
Sie das in dieser Form als „Karikatur" bezeichnen, 
dann beleidigen Sie damit sämtliche Anrainerstaa-
ten, die mit großem Ernst und großem Engagement 
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an dieser Nordseeschutzkonferenz teilgenommen 
und die Fortsetzung der Nordseeschutzkonferenz in 
den Jahren 1986/87 beschlossen haben, um die 
Durchsetzung der gefaßten Beschlüsse zu kontrol-
lieren. 

Die Bundesregierung hat den richtigen Weg ein-
geschlagen. Wir haben nicht nur international, son-
dern auch national die Weichen gestellt. Schwer-
punkt ist die Bekämpfung der Hauptschmutzfracht 
der Nordsee, die Schadstoffbelastung über die 
Flüsse und die Luft. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Zur Zeit wird die 5. Novelle zum Wasserhaushalts-
gesetz beraten, nach der Abwässer mit gefährlichen 
Stoffen vor dem Einleiten in Gewässer oder die 
öffentliche Kanalisation entsprechend dem neue-
sten Stand der Technik gereinigt werden müssen. 
Das ist ein ganz entscheidender Fortschritt. 

Eine Verbesserung der Umweltverträglichkeit 
von Wasch- und Reinigungsmitteln sowie die Schaf-
fung eines Anreizes zur Durchführung weiterge-
hender Gewässerschutzmaßnahmen werden derzeit 
vorbereitet. Auch der Abschluß der Beratungen 
zum Abwasserabgabengesetz ist in Sicht. Demjeni-
gen, der hier Verzögerungen vorwirft, kann man 
auch nur völlige Ahnungslosigkeit bescheinigen an-
gesichts der Schwierigkeiten, die die Abstimmung 
mit den Ländern und den verschiedenen Gruppie-
rungen gebracht hat. 

(Zuruf des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 

Die Beratungen zum Abwasserabgabengesetz ge-
hen zügig voran und werden nächstens abgeschlos-
sen. 

(Frau Blunck [SPD]: Erzählen Sie es der 
Nordsee! Vielleicht glaubt die es!) 

Im übrigen: Nationale Alleingänge ohne Abstim-
mung mit den Anrainerstaaten nutzen hier über-
haupt nichts. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wie beim Katalysator!) 

Wir müssen erkennen, daß die Nordsee durch 
grenzüberschreitende Verschmutzung belastet ist 
und das grenzüberschreitende Maßnahmen erfor-
derlich sind, um dieser Belastung entgegenzuwir-
ken. 

(Zuruf der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

Nun beharrliches Voranschreiten auf dem Weg ei-
ner fortschrittlichen Gewässerschutzpolitik, wie sie 
die Bundesregierung betreibt, natürlich notfalls 
auch gegen internationale Widerstände, bietet Aus-
sicht auf Erfolg. 

(Frau Blunck [SPD]: Herr Spranger, es ist 
eine Katastrophe, was Sie hier vortragen!) 

Wir werden unseren Partner in der EG und den 
Anrainerstaaten deutlich machen, daß wir hier alle 
gemeinsam in einem Boot sitzen, 

(Zurufe der Abg. Frau Blunck [SPD] und 
der Abg. Frau Hönes [GRÜNE]) 

daß wir den Umweltschutz gemeinsam im Interesse 
der Erhaltung der Nordsee als eines Meeres des 

Lebens voranbringen müssen und voranbringen 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Schulte [Menden] [GRÜNE]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Tietjen. 

Tietjen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Zunächst einmal zu dem 
Herrn Ankündigungsminister, der sich dieser wich-
tigen Aktuellen Stunde fernhält und sich durch den 
Oberzensor des Parlaments vertreten läßt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich will feststellen, daß es für mich ein fast unvor-
stellbarer Akt ist, daß der Herr Ankündigungsmini-
ster im Parlament bei dieser Debatte einfach nicht 
anwesend ist und sich sein Staatssekretär erlaubt, 
als Zensor vor das Parlament zu treten und zu 
sagen, 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist eine Unver-

schämtheit!) 

was wir sagen dürfen und was wir nicht sagen dür-
fen, Herr Spranger. Das zunächst einmal. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von den GRÜNEN: Der Unwahrhei

-

ten über Ausschußsitzungen verbreitet!) 

Meine Damen und Herren, ich will zum Thema 
folgendes sagen, und das in allem Ernst. Ab heute 
werden nicht nur auf den ostfriesischen, sondern 
auch auf den nordfriesischen Inseln von Borkum 
bis Sylt, aber auch an den Küsten der Nordsee viele 
tausend Menschen Urlaub machen wollen. Wir dür-
fen nicht dafür sorgen — das sei in allem Ernst 
auch zu den GRÜNEN gesagt —, daß diese Men-
schen aus Süddeutschland, aus Nordrhein-Westfa-
len, aus der ganzen Bundesrepublik durch ein mög-
licherweise übersteigertes Kaputtreden der Nord-
see 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Erzählen 
Sie das der Kollegin Blunck!) 

Arbeit und Brot von der Küste und von den Inseln 
wegbringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich komme aus einem Bereich mit einer Arbeitslo-
senquote von 21% im Monat Mai. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Durch Täuschung 
kriegen Sie dort keine Touristen hin!) 

Der Fremdenverkehr spielt bei uns eine ganz wich-
tige Rolle. Ich möchte nicht, daß durch falsch ange-
legte Debatten noch mehr Schaden eintritt. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Sehr gut! — Frau Hönes [GRÜNE]: Es ent

-

steht kein Schaden durch Offenlegung der 
Tatsachen!) 

— Hören Sie doch auf zu schwätzen. 

Natürlich werden wir dafür sorgen müssen, daß 
wir auf dem Wege zur Verbesserung der Nordsee 
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die richtigen Schritte tun. Wir können das nicht 
alleine machen. Das will ich deutlich sagen. Wenn 
wir nicht mit den Nordseeanrainerstaaten gemein-
sam nach dem Setzen der Signale von Bremen die 
entsprechenden Maßnahmen einleiten und vollzie-
hen, dann gelingt uns die Verbesserung der Situa-
tion der Nordsee nicht. 

Ich persönlich bin der Auffassung, daß es uns 
durchaus gelingen kann, die Nordsee durch fol-
gende Maßnahmen, die ich kurz aufzeigen will, in 
eine bessere Situation zu bringen. Dazu gehört für 
mich ein sofortiges Verbot der Verklappung von 
Dünnsäure in die Nordsee. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Dazu gehört ein striktes Verbot für Schiffe, auf See 
01 abzulassen oder Tanks auszuwaschen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Carstensen [Nordstrand] 

[CDU/CSU]: Das ist schon da!) 

Dazu gehören ein beschleunigter Bau von Entsor-
gungsanlagen an Land, die Pflicht zur Entsorgung, 
sobald ein Hafen angelaufen ist, und der Nachweis 
einer ordnungsgemäßen Entsorgung. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
sagen Sie den Hamburgern!) 

Dazu gehören drastische Strafen für Ölverschmut-
zung. Dazu gehört die Einrichtung einer flächen-
deckenden Luftüberwachung des Nordseeraumes. 
Dazu gehört aber auch die Einsetzung von unab-
hängigen Umweltschutzbeauftragten für alle För-
deranlagen in der Nordsee. Dazu gehört nach mei-
ner Auffassung die systematische katastermäßige 
Erfassung aller Einleitungen aus Industrie und 
kommunalen Kläranlagen an Rhein, Elbe, Weser, 
Ems und Eider sowie deren Nebenflüsse. Das gilt 
aber auch für alle Anrainerstaaten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Auch für andere 
Flüsse! — Eigen [CDU/CSU]: Die Eider ist 

sauber!) 

Dazu gehört aber auch die Überprüfung aller Ein-
leitungsgenehmigungen. Dazu gehört der ver-
stärkte Bau von biologischen Kläranlagen. Dazu ge-
hört die Festlegung von Grenzwerten für langlebige 
giftige Stoffe wie Schwermetalle und Chlorkohlen-
wasserstoffe durch die Europäische Gemeinschaft. 

Meine Damen und Herren, es ist wenige Minuten 
vor zwölf. Lassen Sie uns gemeinsam alles tun, da-
mit es im Interesse der Nordsee nicht nach zwölf 
wird. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord-
strand] [CDU/CSU]: Und höhere Bestra-
fung! — Eigen [CDU/CSU]: Diese Rede war 

von Verantwortung getragen!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bohlsen. 

Bohlsen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Mit der Forderung der GRÜNEN 
nach einer Aktuellen Stunde zum Thema Nordsee-

sterben, meine ich, haben die GRÜNEN einen Stein 
ins Wasser geworfen, der Wellen schlägt, 

(Beifall des Abg. Schulte [Menden] [GRÜ

-

NE] — Ströbele [GRÜNE]: Hoffentlich!) 

Wellen, die Unruhe verbreiten, Unruhe, die schäd-
lich ist, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist das 
Schlimmste! Ruhe ist die erste Bürger

-

pflicht!) 

schädlich vor allem für die Menschen an der Küste, 
die vom Fremdenverkehr leben, schädlich für die 
Fischer, die vom Fischfang leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit diesem Steinwurf können Sie nur erreichen, 
daß uns Arbeitsplätze an der Küste verlorengehen. 
Ich komme aus einem Wahlkreis mit Küstenbade-
orten, mit Fischerdörfern, mit Inseln. Durch diese 
von den GRÜNEN angesetzte Diskussion wird kein 
sachlicher Beitrag zum Schutze der Nordsee gelei-
stet. Die grünen Horrormeldungen sollen nur dazu 
dienen, Stimmungsmache zu betreiben und Panik 
zu verbreiten. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Die GRÜNEN verbreiten Horrormeldungen, ohne 
das Ergebnis dieses Umweltgutachtens zu kennen. 

Bund und Land haben ihre Bemühungen um eine 
saubere Nordsee durch vielerlei Aktivitäten unter 
Beweis gestellt. Lassen Sie mich einige davon nen-
nen. 

Erstens. Der Bund und die Küstenländer haben 
ein Programm zur Bekämpfung der überregionalen 
Ölverschmutzung konzipiert. Dieses Programm 
umfaßt 100 Millionen DM. Mit den Mitteln konnten 
vier seegehende Ölbekämpfungsschiffe, zwei Öler-
kennungsflugzeuge, mehrere kleinere Schiffe und 
Bekämpfungsgeräte angeschafft bzw. in Auftrag ge-
geben werden. Gegenwärtig befindet sich ein Nach-
folgeprogramm für die kommenden Jahre in der 
Vorbereitung. 

Zweitens. Für den gesamten Küstenraum in Nie-
dersachsen kann ich sagen, daß alle Küstenbade-
orte und Nordseeinseln inzwischen über vollbiologi-
sche Kläranlagen verfügen. Damit sind die Verun-
reinigungen erheblich reduziert worden. 

Drittens. Wir können weiterhin einen Rückgang 
der beobachteten Verschmutzung durch Öl feststel-
len. Wie Sie wissen, wird eine Flugüberwachung der 
Nordsee durchgeführt, um Umweltsündern das 
Handwerk zu erschweren. Während im zweiten 
Halbjahr 1983 im Verlauf einer Flugstunde durch-
schnittlich 1,6 Verschmutzungen beobachtet werden 
konnten, waren es im zweiten Halbjahr 1984 nur 
noch 0,3 Verschmutzungen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Sehr richtig!) 

Dies ist auf eine abschreckende Wirkung der Luft-
überwachung sowie auf die rigorose Verfolgung von 
Gewässerverschmutzung zurückzuführen. Das un-
erlaubte Einleiten von Ö1 wird mit Strafe von bis zu 
100 000 DM geahndet. Das Beobachtungsflugzeug 
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ist mit hochempfindlichen Sensoren ausgerüstet, 
die eine Ölerkennung zu jeder Tag- und Nachtzeit 
ermöglichen. Gegenwärtig werden für die Einrich-
tung eines nationalen Überwachungssystems 
zwecks Intensivierung der Beobachtungen zwei 
Flugzeuge der Bundesmarine umgerüstet. 

Die zweite Fortschreibung der Maßnahmen zur 
Verhinderung von Tankerunfällen und zur Be-
kämpfung der Ölverschmutzung der Meere und Kü-
sten ist eingeleitet. 

(Frau Blunck [SPD]: Vorsorge ist das Prin-
zip des Umweltschutzes!) 

Erstens bedeutet dies eine Seeverkehrsüberwa-
chung analog der Flugsicherung — Probebetrieb 
der Radarüberwachung in der inneren Deutschen 
Bucht. 

Zweitens beinhaltet dies die Einführung eines 
Schiffsdatenschreibers, der sogenannten Black Box, 
an Bord von Schiffen mit gefährlicher Ladung. 

Drittens ist die Lotsenannahmepflicht für Schiffe 
aller Art vorgesehen. 

Viertens umfaßt das Bestimmungen über Mini-
malwassertiefen unter den Schiffen mit gefährli-
cher Ladung. 

Und fünftens ist die Entwicklung und Beschaf-
fung von Geräten zur Verhinderung und Bekämp-
fung von Ölunfällen gemeinsam mit den vier Kü-
stenländern vorgesehen. 

Ein Wort zu den grünen Kollegen: Ich rate Ihnen, 
sich mit den Küstenbewohnern, mit den Fischern, 
mit den Insulanern zu unterhalten und sich von den 
dort lebenden Menschen informieren zu lassen, wie 
es um die Nordsee steht. Man wird Ihnen bestäti-
gen, daß die Nordsee in den letzten Jahren sauberer 
geworden ist. Man wird Ihnen vor allen Dingen 
dankbar bestätigen, daß seitens der zuständigen 
Landesregierung und der Bundesregierung erhebli-
che Bemühungen zum Schutz der Nordsee durchge-
führt wurden. 

(Beifall des Abg. Eigen [CDU/CSU]) 

Unqualifizierte Panikmache hilft weder den Kü-
stenbewohnern noch der Nordsee. Was hilft, ist eine 
kontinuierliche Fortsetzung der eingeleiteten er-
folgreichen Arbeit. 

Darum lassen Sie mich abschließend die Auffor-
derung an die GRÜNEN richtigen: Hören Sie auf, 
politische Steine zu werfen, Steine, die den Wellen 
der Nordsee nur schaden. — Und lassen Sie mich 
plattdeutsch hinzufügen: Wi will'n, dat de Nordsee-
wellen weer ruhig trecken an de Strand. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Und sauber!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Anlaß für diese von der Fraktion DIE 
GRÜNEN beantragte Aktuelle Stunde ist offen-
sichtlich ein Gutachten von Professor Buchwald  

und Rincke im Auftrag von ostfriesischen Gemein-
den, das in diesen Tagen auszugsweise in der 
Presse erschienen ist. Wenn ich richtig informiert 
bin, hat noch niemand von uns dieses Gutachten 
gesehen. Es soll auch erst in zwei Wochen offiziell 
veröffentlicht werden. Sich aber an dieser Stelle mit 
einem Gutachten auseinanderzusetzen, das, von der 
Presseausgabe abgesehen, noch gar nicht bekannt 
ist, empfinde ich als eine Zumutung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Es geht nicht um 
das Gutachten, es geht um die Nordsee!) 

Ich halte das für einen ganz schlechten parlamenta-
rischen Stil, der dem Ansehen dieses Hauses ab-
träglich ist und das Instrument der Aktuellen 
Stunde abwertet. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Thema!) 

Ich habe überhaupt kein Verständnis für diesen po-
litischen Showeffekt, der offensichtlich nur dazu 
dienen soll, das angekratzte Renommee der GRÜ-
NEN in Sachen Umweltschutz wieder aufzuputzen 
und der Öffentlichkeit eine nach wie vor hohe Sach-
kompetenz in diesem Bereich vorzugaukeln. 

Das Thema Nordseeverschmutzung ist viel zu 
ernst, als daß es in dieser unseriösen Weise parla-
mentarisch abgehandelt werden könnte. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Die Aktualität der Nordseeverschmutzung ist 
nicht erst gegeben, seitdem wir durch die Medien 
Kenntnis von der Existenz dieses Gutachtens erhal-
ten haben. Wir wissen seit langem um die Ver-
schmutzung der Nordsee, und wir wissen auch, daß 
sie zunimmt. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha!) 

Seit ebenso langer Zeit bemühen wir uns um Ab-
hilfe. Wir haben dazu hier im Bundestag, aber auch 
in den Bundesländern Forderungen aufgestellt: 
Stopp der Einleitung von Schadstoffen, Stopp der 
Neueindeichung, Stopp der Ölverschmutzung. Bei 
den Regierenden sind wir immer auf taube Ohren 
und auf vollmundige Erklärungen gestoßen. Nun, 
klappern gehört sicher zum Handwerk eines jeden 
Politikers, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
merkt man jetzt!) 

aber es müssen auch Taten folgen, lieber Herr 
Spranger. Bei Herrn Zimmermann läßt sich in be-
zug auf umwelt leider alles auf eine sehr kurze und 
knappe Formulierung bringen: große Klappe, nix 
dahinter. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Carstensen [Nordstrand] 
[CDU/CSU]: Bei Ihnen tote Hose und nix 

drin!) 

Vielleicht ist das Gutachten eine Chance. Wir müs-
sen es auf jeden Fall erst einmal haben, damit wir 
es prüfen können. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Die prüfen und 
gaukeln vor!) 
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Frau Blunck 
Danach wollen wir an dieser Stelle von der Bundes-
regierung ganz klar wissen, wie sie den Forderun-
gen aus diesem Gutachten Rechnung tragen will. 
Das kann nicht in einer Aktuellen Stunde gesche-
hen. Das kann auch nicht so im Vorwege eines Ple-
nartages abgehandelt werden. Ich finde vielmehr, 
wir sollten das ganz ausführlich diskutieren 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das auch, Frau 
Kollegin!) 

und einen Handlungskatalog aufstellen. Ich meine, 
darauf haben die an der Küste lebenden und arbei-
tenden Menschen einen Anspruch. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Man fragt sich ja wirklich, ob man hier in 
der Debatte noch weiter reden soll. Wollen wir uns 
nicht darauf verständigen, daß wir nach sorgfältiger 
Lektüre dieser Gutachten von seriösen Leuten — es 
sind gute Leute — hier eine Debatte führen, die 
wirklich diesen Namen verdient? 

(Zustimmung bei der FDP, der CDU/CSU 
und der SPD) 

Das wäre doch eigentlich das vernünftigere Verfah-
ren. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Ich will zu der Art des Verfahrens — Sie haben 
das hier angestoßen — gar nichts mehr sagen. 

Die Nordsee ist hier schon lange Jahre ein Thema 
gewesen. Ich erinnere an das Nordseegutachten aus 
dem Jahre 1980. Die frühere Regierung hat die 
Nordseekonferenz, die inzwischen durchgeführt 
worden ist, vorbereitet. Sie war weder ein Flop noch 
ein Meilenstein. Man hat einige Fortschritte ge-
macht; Herr Zimmermann hat darauf hingewiesen. 
Es ist überhaupt schon ein Fortschritt, daß alle 
Staaten dahin gekommen sind und sich bestimmten 
Themen stellen mußten. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist mager!) 

Es sind Fortschritte bei der Überwachung gemacht 
worden; es gibt eine ganze Reihe von wichtigen Ver-
einbarungen. 

Es gibt aber nach wie vor — das gehört eben auch 
zur Wahrheit — erhöhte Schmutzfrachten, Schad-
stoffeinträge in die Nordsee, die keineswegs zur Pa-
nikmache Anlaß geben, die aber auch nicht ver-
harmlost werden dürfen. 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, 
wenn Sie Umweltschutz weiter so fahren, wenn Sie 
Angst und Panikmache weiterhin in dieser Form 
betreiben, dan sage ich Ihnen voraus — das spüre 
ich schon —: Die Leute stumpfen ab. Sie erreichen 
das Gegenteil von dem, was Sie wollen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Sie betreiben keine vernünftige Aufklärung, die Ba-
sis für wichtige Entscheidungen sein könnte, son-
dern Sie dramatisieren nur noch, was zum Schluß 
dazu führt — weil die Leute sagen: Mein Gott, so 
schlimm ist es ja doch nicht—, daß keinerlei effek-
tive Maßnahmen getroffen werden. 

Es ist so, daß unsere europäischen Nachbarstaa-
ten — vor allen Dingen Großbritannien — nicht 
alles so sehen wie wir; das haben wir ja in dieser 
Woche schon einmal diskutiert. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr vornehm 
ausgedrückt!) 

— Ja, gut. Ich meine, wir können ja nicht die Regie-
rung dort übernehmen, 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

sondern wir haben uns daran zu orientieren, daß 
andere Staaten eine andere Sicht der Dinge haben. 
Ich klage hier genauso wie Sie. Ich möchte eine 
europäische Technologiegemeinschaft, über die wir 
in anderem Zusammenhang reden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Ich bejahe unsere Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft, aber ich erwarte von unseren Nachbarn 
mehr Solidarität in bezug auf den Schutz der natür-
lichen Lebensgrundlagen. Darum müssen wir ge-
meinsam kämpfen. 

Wir müssen die Schmutzfracht vom Land ent-
scheidend verringern. Wir tun etwas dazu: Es gibt 
einen neuen Entwurf des Wasserhaushaltsgesetzes. 
Dieser Entwurf hat es in sich; das werden wir bei 
den Beratungen noch sehen. 

Wir schreiben in Kürze das Abwasserabgabenge-
setz fort. Dieses so gescholtene Gesetz hat eine 
Menge gebracht, hat eine Menge an Investitionen 
an der Küste und im Land gebracht, 

(Beifall bei der FDP) 

hat die Gewässerschutzpolitik in der Bundesrepu-
blik Deutschland einen großen Schritt weiterge-
bracht. 

Wir müssen hier jedenfalls national alles tun, was 
wir können, damit wir auch international die Forde-
rungen begründet und überzeugend aufstellen kön-
nen, die verwirklicht werden müssen. Also bitte 
keine Panikmache, auch keine Verharmlosung, son-
dern eine seriöse Behandlung des Themas in Kürze 
und dann wirklich auch mit Hand und Fuß und 
auch mit guter Vorbereitung in den Ausschüssen. 
Wie steht denn das Parlament bei einer solchen Art 
der Behandlung da, wie wir sie heute machen? 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Lippold. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Schon wieder 
dieser Lobbyist! — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Herr Präsident, das ist eine Unver

-

schämtheit!) 
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Dr. Lippold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Von Ihnen wa-
ren wir noch nie Sachbeiträge gewohnt; das setzt 
sich heute morgen wieder fort. 

Die Nordsee ist nicht tot. Wer das behauptet lügt, 
und wer dafür in dieser polemischen Form, wie Sie 
es tun, Anlaß gibt, schadet den Menschen an der 
Küste, der schadet auch denen, die dort ihrer Arbeit 
nachgehen. Ich glaube, es ist nicht gut, wenn die 
Küstenfischer immer wieder diese Meldungen hin-
nehmen müssen; ganz einfach deshalb, weil das, 
was sie dort tun, ja zu ihrem Broterwerb beiträgt 
und weil diese Leute davon leben müssen. Sie arbei-
ten daran, daß dies nicht mehr möglich ist. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist 
völlig klar, daß Teile der Nordsee in einer Form 
belastet sind, die über das Maß des Tolerierbaren 
hinausgeht. Aber hier setzt unsere Arbeit an, und 
wir verzeichnen dabei Fortschritte. Ich rede dabei 
keiner satten Selbstzufriedenheit das Wort, aber die 
Bürger in unserem Lande müssen wissen, daß wir 
ihre Probleme, unsere Probleme — das sind auch 
die Probleme der Kinder, die Probleme der näch-
sten Generation — angehen. 

Wesentlich für die Belastung der Nordsee sind 
die Schadstoffeinträge über die Flüsse, wesentlich 
sind auch die Schadstoffeinträge aus der Luft. Da-
bei ist deutlich, daß wir hier ganz entscheidende 
Erfolge erzielt haben, insbesondere bei der gefährli-
chen Schwermetallbelastung. Ich darf das einmal 
für den Rhein nennen. Gerade bei den gefährlichen 
Schwermetallen sieht es folgendermaßen aus: bei 
Zink minus 63 %, bei Blei minus 64 %, bei Chrom 
minus 76 %, beim hochgiftigen Cadmium minus 75% 
und bei Quecksilber minus 84 %. 

(Frau Blunck [SPD]: Und was ist bei 
PCB?) 

Ich sage das einmal ganz deutlich, damit hier gese-
hen wird, daß für den Umweltschutz etwas getan 
wird und daß etwas erreicht wird, daß nicht nur 
Versprechungen gemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das gilt auch für die Nährstoffeinträge: bei Koh-
lenstoff minus 29%, bei Stickstoff minus 59%. Das 
gilt auch für die organischen Einzelstoffe, von den 
Kohlenwasserstoffen 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Das sind al-
les BDI-Zahlen!) 

über organisch gebundenes Chlor bis zu den 
Organochlorpestiziden mit minus 85 %. Ich glaube, 
das ist ganz eindeutig ein Erfolg. 

Darüber hinaus ist auch die Belastung der Elbe 
zurückgegangen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wir reden doch von 
der Nordsee! — Lachen bei der CDU/CSU 

und der SPD) 

— Genau so, weil die ja einträgt. Sie wissen ja noch 
nicht einmal, wo die hineinfließt. Das ist doch das 
Entsetzliche. 

Wir nehmen dabei natürlich zur Kenntnis, daß 
bei Hamburg immer noch nicht alles gut ist, und 
wir fragen uns natürlich, wer in Hamburg die Ver-
antwortung trägt. Wir wissen auch, daß an der We-
ser noch nicht alles gut ist, und wir fragen uns, wer 
in Bremen die Verantwortung trägt. 

(Frau Blunck [SPD]: Wir wissen auch, daß 
Schleswig-Holstein im Schutzgebiet nach 

01 bohrt!) 

Das muß natürlich auch einmal hier gesagt wer-
den. 

Erkennbar ist aber, daß der biologische Eintrag 
durch die Flüsse ganz deutlich reduziert worden ist. 
Hier ist schon darauf hingewiesen worden, daß wir 
diese Arbeit über die Novellierung des Wasserhaus-
haltsgesetzes über die Novellierung des Abwasser-
abgabengesetzes fortsetzen werden. Ich glaube, da 
ist ein ganz eindeutiges Zeichen gesetzt. Daß der 
Klärschlammeintrag und die Dünnsäureverklap-
pung gestoppt sind, müßte auch wohl einmal ganz 
deutlich hier gesagt werden. 

(Frau Blunck [SPD]: Die Dünnsäurever

- klappung ist nicht gestoppt!) 

Der Bürger kann wissen: Hier wird nicht zuge-
schaut, hier wird angepackt, und, was wichtig ist, 
wir leisten damit einen Beitrag zur Vorsorge. Daß 
das Vorsorgeprinzip bei der Nordsee-Konferenz 
zum Durchbruch gekommen ist, ist ein Verdienst 
dieser Bundesregierung, 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

das wir in hervorragender Form anerkennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das müssen Sie doch ganz einfach einmal sehen. 

Ein weiterer Punkt ist auch der Schadstoffeintrag 
der Luft. Wir haben gehandelt: mit der Großfeu-
erungsanlagen-Verordnung, die TA Luft wird novel-
liert, das Bundes-Immissionsschutzgesetz wird no-
velliert. 

(Frau Blunck [SPD]: Auto! Katalysator! 
Buschhaus!) 

Wenn Sie so fröhlich, wie Sie hier reden, in Ihrer 
Regierungszeit gehandelt hätten, dann wären wir 
einen ganz entscheidenden Schritt weiter gewesen. 

(Zurufe von der SPD) 

— Herrgott nochmal. Das richtet sich doch nicht 
immer dagegen. Dann richten Sie sich doch einmal 
an Herrn Schmidt, den Sie heute gar nicht mehr 
kennen! Wo lag denn damals die Verantwortung? 
Weisen Sie doch nicht einfach in eine ganz be-
stimmte Ecke. Sie können sich aus dieser Verant-
wortung nicht herausstehlen. Das ist der Fakt. 
Diese Regierung handelt. Wir werden sie dabei un-
terstützen. Es gibt dann auch Erfolge für die Nord-
see. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Carstensen. 
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Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Es ist schon eine 
gewaltige Frechheit und Unverfrorenheit, aus ei-
nem noch gar nicht erstellten Gutachten vermeint-
lich zu zitieren und dann noch zu ignorieren, wenn 
einer der Verfasser sich von diesen unverschämten 
Pressemitteilungen entschieden distanziert. Wer 
behauptet, der biologische Tod der Nordsee sei 
schon in den nächsten Jahren vorprogrammiert 
und die Nordsee habe keine Chance zur Gesundung, 
betreibt eine verantwortungslose Panikmache. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Frau Hönes [GRÜNE]: Das haben Sie beim 

Waldsterben auch gesagt!) 

Die Nordsee ist nicht so dreckig, wie einige Umwelt-
theoretiker sie offensichtlich gerne sehen möchten. 
Die Nordsee ist bei allen nicht zu leugnenden Bela-
stungen noch lange keine übelriechende, gesund-
heitsgefährdende Kloake, für die man erwägen 
sollte ein Badeverbot auszusprechen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr schön, daß 
Sie einmal diesen Ausdruck bringen!) 

Frau Blunck, das sollten Sie einmal den Hundert-
tausenden von Urlaubern auf den Inseln und an der 
Küste der Nordsee erzählen. Das ist das Zitat aus 
einer Rede in der 53. Sitzung dieser Wahlperiode. 
Sie haben doch selbst lange genug auf der Insel Sylt 
gelebt und wissen aus eigener Anschauung, welche 
für den Fremdenverkehr hervorragende Wasser-
qualität die Nordseebäder aufweisen. Laufende 
Kontrollen, die für viel Geld gemacht werden müs-
sen, weil Sie sich immer wieder in den Chor der 
Kloakensänger mit einreihen, beweisen die gute 
Wasserqualität an unserer Küste. Die Messungen 
ergeben Belastungswerte die ein Vielfaches unter 
den Richtlinien der EG liegen. Mit solchen Horror-
meldungen schadet man nur dem Image der Frem-
denverkehrsregion. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist Ihre größte 
Sorge!) 

Sie richten kaum wiedergutzumachenden Schaden 
bei den mittelständischen Vermietern an. Sie scha-
den denen, die sich durch den Fremdenverkehr ein 
Zubrot verdienen. Sie schaden den saisonal Arbeits-
losen unserer Region, die im Sommer im Fremden-
verkehr Anstellung finden. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Durch Ihre Untä-
tigkeit schaden Sie!) 

Der Nordsee helfen Sie damit überhaupt nicht. 

In die gleiche Kiste des phantastischen Horrors 
gehören die Meldungen über angeblich verseuchte 
Seefische aus der Nordsee. 

(Werner [Westerland] [GRÜNE]: Die hatte 
ich selbst an der Angel!) 

Diese Meldungen haben es geschafft, eines der ge-
sündesten Nahrungsmittel in der Meinung der Ver-
braucher zu einem der belastetsten zu machen. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Außer in den Flußmündungen finden Sie beim See-
fisch keine Belastungen an Schwermetallen und an 
organischen Stoffen, die Anlaß für eine Gesund-

heitsgefährdung der Verbraucher bei noch so gro-
ßem Verzehr geben würden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Der Seefisch aus der Nordsee ist sauber und für den 
Verzehr geschmacklich und gesundheitlich bestens 
geeignet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Er gehört immer noch zu den gesündesten Nah-
rungsmitteln, die wir haben. Die Panikexperten ver-
stehen es aber, denen, die gesund leben möchten, 
auch noch den letzten Appetit und die Freude an 
wahrhaft gutem Essen zu verderben. 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist eine unverant

-

wortliche Verharmlosung!) 

Lesen Sie doch bitte einmal die Untersuchungser-
gebnisse des Veterinäruntersuchungsamtes in Cux-
haven. 

(Zuruf der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

— Ich habe gestern mit Herrn Prof. Tiews und auch 
sonst mit mehreren Fachleuten gesprochen, Frau 
Blunck. Die Fischwirtschaft hat ein elementares In-
teresse daran, gesunden Fisch zu liefern. 

(Frau Blunck [SPD]: Nein, eine saubere 
Nordsee zu haben!) 

Fänge werden laufend untersucht. Es ist noch keine 
Partie Seefisch wegen zu hoher Belastung aus dem 
Verkehr gezogen worden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt doch 
nicht!) 

— Das stimmt. Der alte Werbespruch der Fischwirt-
schaft gilt immer noch: Die Kraft ist kaum zu mes-
sen von denen, welche Fische essen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Die hohe Lebenserwartung gerade der Isländer und 
der Japaner als große Fischesser spricht doch wohl 
auch für dieses gesunde Nahrungsmittel. 

Die Nordsee ist belastet, aber sie ist nicht ver-
dreckt oder sogar tot. Die Bundesregierung muß 
und wird dafür sorgen, daß der Schadstoffeintrag 
über Verklappungen, über die Luft und insbeson-
dere auch über die Flüsse verringert wird. Die Pro-
bleme der Nordsee sind nur sachlich und nicht emo-
tionell zu lösen. Sie sind nur international und nicht 
mit nationalen Alleingängen zu lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Blunck [SPD]: Eindeichung — Tri

-

schen!) 

Präsident Dr. Jenniger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kiehm. 

Kiehm (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Kollege Carstensen hat nun of-
fenbar die Möglichkeiten, die Leistungsfähigkeit 
unserer Regierung zu erhöhen, entdeckt. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Ich kann Ihnen nur empfehlen: Schicken Sie doch 
einmal eine Tonne Hering an diese Regierung, viel- 
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Kiehm 
leicht ist sie dann zu den Dingen in der Lage, die 
Sie hier beschwören wollen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und bei 
Abgeordneten der GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, mich hat betroffen 
gemacht, was der Herr Staatssekretär hier gesagt 
hat. Ich halte es für nicht korrekt, daß hier Kollegen 
gescholten werden, die im Innenausschuß zumin-
dest so häufig anwesend sind, wie die Regierung 
dort vertreten ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

— Seien Sie vorsichtig, denn ich will zugeben, daß 
das nicht gerade sehr häufig der Fall ist. 

Herr Spranger, als die sozialliberale Regierung 
1971 das erste Umweltschutzprogramm aufgelegt 
hat, hat sie sich nicht mit den zur Verfügung ste-
henden Instrumenten zufriedengegeben. Sie hat ge-
zielt versucht, den Handlungsrahmen auszudehnen, 
um ökologische Ziele zu erreichen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So toll war das 
auch nicht!) 

Der Vorwurf, den ich Ihnen mache, ist der, daß Sie 
sich einfach mit den Instrumenten abfinden, die 
heute vorhanden sind, obwohl es weitergehende In-
strumente geben könnte. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Bitte wäre: Verharren Sie nicht auf der „Erb-
last" an Instrumenten, die Sie von der soziallibera-
len Koalition übernommen haben; versuchen Sie 
doch einmal, originär etwas zu tun. Vielleicht haben 
Sie dann auch Erfolge, die Sie sich allein zurechnen 
lassen können. 

Nun zwei Bemerkungen: Ich muß Ihnen sagen, 
daß Sie eine Politik der Halbherzigkeit betreiben. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Bestenfalls!) 

Es ist richtig, daß Sie nun endlich eine Novelle zum 
Wasserhaushaltsgesetz vorlegen, und es ist auch 
richtig, daß Sie in § 1 sinngemäß formulieren: Nicht 
nur die Prinzipien einer ordnungsgemäßen Wasser-
wirtschaft spielen eine Rolle, sondern auch ökologi-
sche Gesichtspunkte. Nur: In allen folgenden Rege-
lungen, die Sie treffen, vernachlässigen Sie diese 
ökologischen Gesichtspunkte sträflich. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der 
GRÜNEN) 

Ich bin mit dem Kollegen Baum der Meinung, daß 
wir sehr stark inhaltlich diskutieren müssen, um 
aus diesem mäßigen Wasserhaushaltsgesetz ein 
besseres zu machen. 

Ein Zweites: Warum sind Sie zu Investitionshil-
fen für Gemeinden und für Umweltschutzmaßnah-
men erst dann bereit, wenn der Wähler Ihnen quit-
tiert hat, daß Ihre Politik so nicht ankommt? 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD 
— Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

Wenn Sie nicht in der Lage sind, des Umweltschut-
zes und der Ökologie wegen eigene Maßnahmen zu 
treffen, muß man Ihnen vorhalten, daß Sie das öko-
logische Prinzip, das Sie hier im Munde führen, nur 

dann realisieren können, wenn der Wähler Druck 
auf Sie ausübt; und es bleibt zu hoffen, daß der 
Wähler Ihnen Druck macht. 

(Zustimmung bei der SPD und bei Abge

-

ordneten der GRÜNEN) 

Ein Letztes: Wir wissen natürlich, daß nicht allein 
nationale Maßnahmen zur Rettung der Nordsee 
führen können; es bedarf in hohem Maße auch in-
ternationaler Maßnahmen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Sehr richtig!) 

Es ist nicht zu erkennen, warum die Mühen, die Sie 
auf dem Landwirtschaftssektor — von der Einset-
zung des Vetos bis zu einer Ausgabe von 22 Milliar-
den DM — entfalten, im ökologischen Bereich — 
zur Rettung der Nordsee — nicht in ähnlichen muti-
gen Schritten eine Entsprechung finden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Fischer (Hamburg). 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glau-
be, daß wir heute morgen auch gelernt haben, daß 
unseren nationalen Bemühungen enge Grenzen ge-
setzt sind und daß eine Lösung, wenn überhaupt, 
nur gemeinsam mit den Anrainerstaaten — also auf 
internationaler Ebene — möglich ist. Deswegen ist 
es besonders wichtig, hervorzuheben, daß die Bun-
desregierung durch entschlossenes Handeln inter-
nationale Vereinbarungen zustande gebracht hat, 
die zu einer Verbesserung der Situation beitragen. 

Ich finde es, gerade in diesem Lichte besehen, 
völlig unverantwortlich, wenn die Bemühungen der 
Bundesregierung, die Anrainerstaaten über die 
Nordseeschutzkonferenz zu einem gemeinsamen 
Verhalten und Handeln zu veranlassen, hier mies

-

gemacht werden. Ich denke, daß gerade dieser An-
satzpunkt sehr wichtig ist, weil wir doch auf Mini-
sterebene auf vielfache Weise Ergebnisse haben er-
reichen können, die durch die Folgekonferenz 1987 
in London auch im Vollzug überprüft werden, d. h. 
nicht unverbindliche Verabredungen, sondern klare 
Vollzugskontrolle über die Schadstoffbelastung, die 
über Flüsse und Küstengewässer oder über die Luft 
hereinkommt, über die Art der Entsorgung von Ab-
fällen und Klärschlamm, Meeresverschmutzung 
durch Schiffe gerade bei gefährlicher Ladung auf 
Schiffen, die Ölverschmutzung, die von den Plattfor-
men ausgeht, die Verbesserung der Nordsee-Luft-
überwachung, die Intensivierung des Meß- und 
Überwachungssystems. Ich glaube, das sind doch 
wichtige Fortschritte. Wenn erreicht werden kann, 
daß 1987 in der Vollzugskontrolle Fortschritte zu 
erzielen sind, dann sollten wir glücklich sein, denn 
internationale Probleme können nur durch Koope-
ration gelöst werden. Wir sagen hier ganz offen, wir 
hätten es begrüßt, wenn bereits in Bremen die 
Nordsee nach dem MARPOL-Abkommen zum Son-
dergebiet erklärt worden wäre. Das war unser Ziel, 
unser Bestreben. Wir werden dieses Ziel weiterver-
folgen, es ist aber nicht unsere Schuld und unsere 
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Verantwortung, wenn die anderen Staaten noch 
nicht so weit sind. Deswegen halte ich jede Kritik 
an der Nordsee-Schutzkonferenz für schädlich, für 
unverantwortlich und in der Sache völlig unbe-
rechtigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Meine Damen und Herren, es gibt eine Fülle in-
ternationaler Aktivitäten und Verabredungen. Ich 
kann hier nur die zwei wichtigsten kurz behandeln. 
Ich denke an das MARPOL-Abkommen, das 1983 
international in Kraft getreten ist, 

(Frau Blunck [SPD]: Aber nicht in allen 
Teilen!) 

das verbessert worden ist, das immer wieder opti-
miert worden ist, das die polizeilichen Eingriffsbe-
fugnisse erweitert hat, Frau Blunck, 

(Frau Blunck [SPD]: Annex 4 fehlt!) 

und das damit auch für die Einleitung von Öl ins 
Meer erhebliche Verschärfungen der Bestimmun-
gen eingeführt hat, nach denen Tankschiffe um-
weltfreundlicher ausgerüstet werden müssen. Un-
sere deutschen, unsere nationalen Vorschriften ge-
hen sogar noch weit über das hinaus, was interna-
tional besteht. Durch Auffanganlagen können in 
der Tat wichtige Verbesserungen erzielt werden. 

Hier sind auch einige Kollegen aus den entspre-
chenden Bundesländern. Ich denke an den Kolle-
gen Hansen aus Hamburg, der in Hamburg stellver-
tretender SPD-Parteivorsitzender ist und der sehr 
viel dazu beitragen kann, daß in dieser Stadt z. B. 
endlich eine Auffanganlage 

(Frau Blunck [SPD]: Die Herren Carsten-
sen und Olderog auch!) 

für Chemikalien und chemikalienhaltiges Wasser 
gebaut wird. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Diejenigen, die sich positiv verhalten wollen, haben 
in dieser Stadt Hamburg z. B. keine Möglichkeit, 
derartige Dinge abzuliefern. Da ist ein Nachholbe-
darf. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Da muß dringend gehandelt werden. 

Die Verordnung für Zuwiderhandlungen gegen 
das MARPOL-Abkommen — insofern haben Sie 
heute eine falsche Behauptung aufgestellt — ist be-
züglich der Höchststrafe für verbotswidriges Einlei-
ten erheblich verschärft worden. Ich denke auch an 
die Verbesserung des Bonn-Abkommens, ich denke 
an eine Fülle anderer internationaler Vereinbarun-
gen, 

(Frau Blunck [SPD]: Die alle nichts ge-
bracht haben!) 

die ich in der Kürze der Zeit hier nicht alle aufzäh-
len kann. 

Zum Abschluß der Debatte können wir feststel-
len: Reden ist Silber, Handeln ist Gold, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Beifall bei der 
SPD und den GRÜNEN) 

und im Handeln, meine Damen und Herren, haben 
Sie, die Sie heute morgen diese Debatte erzeugt 
haben, doch wohl ein erhebliches Defizit gegenüber 
der Bundesregierung. Deswegen kann ich nur fest-
stellen, mit dieser Debatte sind die GRÜNEN heute 
morgen kräftig baden gegangen. Wenn ein neuer 
grüner Umweltminister des Herrn Börner in zwei-
einhalb Jahren diese erheblichen Fortschritte er-
zielt hätte, würde Herr Börner in der hessischen 
Landeshauptstadt Wiesbaden darangehen, bereits 
heute einen Platz für ein Denkmal für einen Um-
weltminister der GRÜNEN reservieren zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN Stopp der Kohleimporte aus Süd-
afrika 
— Drucksache 10/2417 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

b) Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN Kündigung des Kulturabkommens 
mit Südafrika 
— Drucksache 10/3166 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Im Ältestenrat sind eine gemeinsame Beratung 
der Punkte 18a und 18b und ein Beitrag bis zu zehn 
Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. — 
Ich sehe keinen Widerspruch; dann ist so beschlos-
sen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Zur Begründung hat Frau Abgeordnete Borgmann 
das Wort. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Zuhörer und Zuhörerin-
nen! Ich möchte unseren Antrag auf Stopp der Koh-
leimporte aus Südafrika begründen. Diese Forde-
rung ist für uns Teil einer umfassenden wirtschaft-
lichen und politischen Isolierung des Apartheid-Re-
gimes. Südafrika ist für seine Rassenpolitik und die 
rechtswidrige Besetzung des Nachbarlandes Nami-
bia heute international geächtet. Besondere Aktua-
lität erhält das heutige Thema durch den Überfall 
südafrikanischer Truppen heute nacht auf 
Botswana und durch das Vorhaben Südafrikas, in 
Namibia jetzt eine Marionettenregierung einzuset-
zen. Damit blockiert Südafrika den von den Verein-
ten Nationen und den Westmächten sanktionierten 
Plan zur Unabhängigkeit Namibias. 

Trotz heftiger Kritik in aller Welt werden in der 
nächsten Woche auch bundesdeutsche Parlamenta-
rier sich an der Inthronisierung dieser Marionet- 
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tenregierung beteiligen, unter ihnen Abgeordnete 
der CDU/CSU und ein FDP-Abgeordneter. 

(Eigen [CDU/CSU]: Und Sie wissen, daß 
das Volk die nicht will? Sie wissen das alles 

so genau?) 

— Ja; natürlich. 

In der Forderung nach dem Stopp der Kohleim-
porte aus Südafrika wissen wir uns getragen von 
dem Willen der Vertreter der schwarzen Bevölke-
rung in Südafrika, die immer wieder erklären, daß 
nur durch westliche Sanktionen ein blutiger Bür-
gerkrieg in Südafrika aufgehalten werden kann. 
Zum Beispiel haben der verstorbene Friedensnobel-
preisträger Albert Luthuli, der ehemalige Präsident 
der südafrikanischen Befreiungsbewegung ANC, 
und der jetzige Friedensnobelpreisträger Bischof 
Tutu konkrete wirtschaftliche Maßnahmen gegen 
das Apartheid-Regime gefordert. 1984 hat eine De-
legation einer schwarzen Bergarbeitergewerkschaft 
die Bundesrepublik besucht und ausdrücklich zum 
Boykott der Kohle aus Südafrika aufgerufen. Mein 
Kollege Auhagen wird gleich eine weitere Begrün-
dung geben. 

Ich komme nun zur Begründung des weiteren 
Antrags der GRÜNEN: Kündigung des Kulturab-
kommens mit Südafrika. Die Bundesrepublik lei-
stet sich als einziges Land der Welt die Peinlichkeit, 
sogar ein Kulturabkommen mit Südafrika zu unter-
halten. Darin ist von freundschaftlicher Zusammen-
arbeit und davon die Rede, das gegenseitige Ver-
ständnis fördern zu wollen. Praktisch heißt dies 
automatisch „Verständnis und Zusammenarbeit" 
mit dem Rassistenregime. Der Vertrag spricht von 
den „beiden Völkern", als gäbe es nicht allein in 
Südafrika schon zwei Völker. In Südafrika ist vom 
Vertrag nur die weiße Minderheit gemeint. Er igno-
riert die Sprachen der Schwarzen und nennt als 
Landessprache nur die der Weißen: Englisch und 
Afrikaans. 

Dieses Kulturabkommen bildet zugleich den 
Deckmantel für eine technisch-militärische Kolla-
boration der Bundesrepublik mit dem südafrikani-
schen Regime, 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Immer die al-
ten Sachen!) 

auch wenn dies von der Bundesregierung bestritten 
wird, indem nämlich solche Kontakte als „wissen-
schaftlicher Austausch" getarnt werden. 

Das Abkommen ist eine politische und morali-
sche Unterstützung des Regimes. Kritische deut-
sche Künstler und Wissenschaftler z. B. werden von 
Südafrika gar nicht erst ins Land gelassen. Ihre 
Bücher sind verboten. Andererseits darf Südafrika 
bei uns seine Regierungspropaganda offen betrei-
ben. 

Solche Formen kultureller Beziehungen nützen 
den Menschen in Südafrika nichts. Sie sind ein Bei-
trag, dem Regime aus der internationalen Isolie-
rung zu helfen. 

Wir sind der Meinung, daß man mit einem Land 
wie Südafrika kein Kulturabkommen schließen  

kann und daß schwarze Kultur nur in einem freien 
Land geförder werden kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich eröffne die Ausspra-
che. Das Wort hat Herr Abgeordneter Professor Dr. 
Hornhues. 

(Eigen [CDU/CSU]: Herr Professor!) 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die vorliegen-
den Anträge der GRÜNEN zielen darauf, mit Boy-
kottmaßnahmen und Sanktionen Südafrika zu 
zwingen, die Apartheidpolitik aufzugeben. 

(Beifall des Abg. Werner [Westerland] 
[GRÜNE]) 

Lassen Sie mich dazu feststellen: Ich bin über-
zeugt, daß die GRÜNEN selbst nicht glauben, daß 
sie mit einem Stopp des Kohleimports aus Süd-
afrika und der Kündigung des Kulturabkommens 
die südafrikanische Regierung zwingen könnten, 
ihre Politik zu ändern, wenn sie diese nicht selber 
ändern will. 

Zweitens. Wir sind überzeugt, daß Boykott und 
Sanktionen prinzipiell ungeeignet sind, den von uns 
angestrebten friedlichen Wandel im südlichen Afri-
ka, speziell in Südafrika, zu erreichen. Ich will dabei 
einmal völlig außer acht lassen, welche Rückwir-
kungen ein solcher Boykott auf unsere eigene Ar-
beitsmarktsituation hätte. Aber welche Auswirkun-
gen hätten denn Boykotte und Sanktionen, voraus-
gesetzt, daß sie überhaupt wirksam würden? Sie 
träfen zunächst und zuerst einmal die Schwächsten. 
Das sind im südlichen Afrika einmal die Nachbar-
staaten Südafrikas, die ob sie wollen oder nicht, 
allein schon auf Grund ihrer geographischen Lage 
— mögen sie die südafrikanische Politik noch so 
sehr hassen — auf die Häfen und Verkehrswege 
Südafrikas angewiesen sind. Abertausende von Ar-
beitern aus diesen Ländern arbeiten in Südafrika 
und bringen jährlich Hunderte von Millionen D-
Mark heißbegehrter Devisen aus Südafrika in die 
Kassen ihrer Länder. 

Glaubt denn irgend jemand — auch mit Verweis 
auf das eben Angesprochene —, daß Südafrika 
keine Gegenmaßnahmen ergreifen würde? Wer 
schon meint, den Weg des Boykotts und der Sank-
tionen gehen zu müssen, sollte bedenken, was die 
Ergebnisse, Resultate solcher Vorgehensweisen 
sind. Den Betroffenen hilft es dann nichts mehr, 
wenn man sich nachher bei Demos, auf Tagungen 
und Tribunalen moralisch über das empört, was an 
Reaktionen auf das erfolgt ist, was man eingeleitet 
hat. 

In Südafrika selbst sind die Hauptbetroffenen 
von Sanktionen — ich betone noch einmal: wenn sie 
denn überhaupt Aussicht hätten, wirksam zu wer-
den — vor allem die schwarzen Einwohner. Dar-
über gibt es für mich keinen Zweifel. Die Reaktions-
kette ist einfach und absehbar: mehr Not und 
Elend, mehr Konfrontation, mehr Gewalt, Blut und 
Tod. 
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Sanktionen und Boykotte treiben in die Konfron-

tation. Sie treiben in die Gewalt. Mancher, der das 
leichtfertig hinzunehmen bereit ist, mancher, der 
das predigt, will das vielleicht auch, will die Ver-
elendung der Massen, damit sein marxistischer 
Lehrbuchsatz über die Revolution in Erfüllung 
geht. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ziel unserer Politik kann doch nicht sein, in die 
Konfrontation zu treiben — und das noch mit leuch-
tenden Augen — und uns dann, wenn daraufhin 
eine Polizei brutal zulangt, es Tote gibt, in der Pose 
moralischer Entrüstung hinzustellen und zu sagen: 
Diese Verbrecher. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Ziel unserer Politik muß es doch sein, genau diese 
Konfrontation, die im Blutbad endet, zu vermeiden 
und zugleich einen Wandel hin zu einer gesell-
schaftlichen und politischen Ordnung mit aller 
Kraft anzustreben, die von der Zustimmung aller 
Südafrikaner getragen wird. Von daher lehnen wir 
eine Kündigung des Kulturabkommens ebenso ab 
wie eine Politik der Nadelstiche oder eines Wirt-
schaftsboykotts. 

Aus unserer entschiedenen Ablehnung der Apart-
heid, die mit unseren Wertvorstellungen unverein-
bar ist, resultiert unser Wunsch nach schnellen und 
friedlichen Änderungen in Südafrika und unser 
Wille, darauf hinzuarbeiten. Wir sind der Auffas-
sung, daß weder ein Wirtschaftsboykott — ge-
schweige denn ein Importstopp für Kohle — noch 
die Kündigung des Kulturabkommens hierzu einen 
Beitrag leisten. Im Gegenteil: Wir sind überzeugt, 
daß im Rahmen intensiver Wirtschaftsbeziehungen 
und der aktiven Nutzung des Kulturabkommens be-
sondere Möglichkeiten und Chancen gegeben sind, 
einen Beitrag zum friedlichen Wandel in Südafrika 
zu leisten. 

Ich will den EG-Verhaltenskodex nicht überstra-
pazieren. Darüber ist an dieser Stelle schon oft ge-
sprochen worden. Aber es heißt doch die Augen vor 
der Wirklichkeit verschließen, wenn man nicht ein-
gesteht, daß durch den Verhaltenskodex wichtige 
positive Veränderungen der sozialen Landschaft 
Südafrikas mit eingeleitet worden sind, und zwar 
im Bereich von Arbeitsbedingungen und Arbeitsbe-
ziehungen. Sie mögen sagen: ein kleines Stück 
friedlichen Wandels. Ja, das ist sicherlich unvoll-
kommen, aber mehr, als bisher mit Boykotten und 
ähnlichem erreicht werden konnte. 

Wir sind der festen Überzeugung, daß für die bis-
her benachteiligte Bevölkerung u. a. durch ver-
stärkte Fort- und Weiterbildung im beruflichen Be-
reich auf diesem Weg weiter Wesentliches erreicht 
werden kann. Wir unterstützen von daher das Leh-
rerfortbildungsprojekt in Soweto nachdrücklich 
und würden uns wünschen, daß von da aus weitere 
Initiativen ergriffen werden. Wir sind der Auffas-
sung, daß das „Sonderprogramm südliches Afrika" 
ausgeweitet werden sollte. Wir halten es — bei aller 
Bescheidenheit der Mittel, die bisher eingesetzt 
werden konnten — für erfolgreich. 

Insgesant sind wir der Auffassung, daß Chancen 
und Möglichkeiten des Kulturabkommens verstärkt 
und offensiv genutzt werden sollten und nicht das 
genaue Gegenteil gemacht werden sollte. Wir be-
grüßen von daher die Absicht des Goethe-Institu-
tes, in Südafrika eine Zweigstelle zu errichten. Wir 
haben mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, 
daß wichtige Voraussetzungen für die Eröffnung ei-
ner solchen Zweigstelle, nämlich der freie und un-
gehinderte Zugang für jedermann und keine Ein-
schränkungen bei der Programmgestaltung, zugesi-
chert sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
GRÜNEN haben auch kritisiert, daß Menschen aus 
Namibia in Förderungen, Stipendien und Aus-
tausch einbezogen werden; dies sei dem Unabhän-
gigkeitsprozeß nicht dienbar und so weiter und so 
fort. 

Ich bin genau gegenteiliger Auffassung: Wir ha-
ben die Pflicht, so gut wir können unseren Beitrag 
dazu zu leisten, daß möglichst viele Bürger Nami-
bias — insbesondere aus den bisher unterprivile-
gierten Schichten — durch Bildung und Ausbildung 
verbessert in der Lage sind, ihre eigene Zukunft 
besser zu gestalten und ihrer Heimat, ihre dem-
nächst unabhängigen Heimat in besonderer Weise 
zu dienen. 

Wir begrüßen von daher, daß junge Leute aus 
Namibia in Deutschland durch vielfältige Maßnah-
men eine qualifizierte Ausbildung erhalten, daß 
durch vielfältige Förderung privater Träger und In-
stitutionen in Namibia gleiches angestrebt wird. 
Genauso begrüßen wir die Tatsache, daß dem 
Wunsch der Schüler und Studenten des UN-Nami-
bia-Instituts in Lusaka nachgekommen und ein 
DAAD-Lektor für Deutsch zusätzlich an das Institut 
entsandt wurde. 

Dies alles nicht zu wollen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, bedeutet, einer Generation von 
Benachteiligten eine Chance auf eine bessere Zu-
kunft zu verweigern — und dies nur aus politisch-
ideologischen Gründen. Ich halte dies für zutiefst 
inhuman. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer die 
Entwicklung im südlichen Afrika seit unserer letz-
ten Debatte hier verfolgt hat, wird alles andere als 
zufrieden mit dem sein können, was sich dort getan 
hat. Manche Hoffnung, die wir vor einem Jahr ge-
habt haben, hat sich bisher jedenfalls nicht erfüllt: 
ob das den Nkomati-Vertrag, ob das die Eskalation 
der Gewalt in Südafrika betrifft, die zutiefst beun-
ruhigen muß. Zahl und Umfang von Menschen-
rechtsverletzungen, Gewalt, Brutalität und Morden 
sind erschütternd. In den Augen der schwarzen Be-
völkerungsmehrheit hat die Verfassungsreform — 
dies  muß leider festgestellt werden — nicht Brük-
ken gebaut, sondern Gräben verbreitert und ver-
tieft. 

Diese Feststellung kann für uns allerdings nicht 
das Ende unserer Bemühungen um friedlichen 
Wandel sein. Im Gegenteil, sie fordert uns zu ver-
stärkten Anstrengungen heraus. Wir fordern die 
Bundesregierung von daher auf: 
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erstens ihre Bemühungen um friedlichen Wandel 

in Südafrika im Sinne eines konstruktiv-friedlichen 
Dialogs zu verstärken, wirklich zu verstärken und 
sich nicht nur darauf zu beschränken, bei passen-
der Gelegenheit die entsprechende Protestnote ab-
zugeben; 

zweitens alles — die wirtschaftlichen Beziehun-
gen nutzend — nachhaltig zu unterstützen, was 
dem markierten Ziel, friedlicher Wandel zur Ab-
schaffung der Apartheid, dient; 

drittens die Chancen und Möglichkeiten des Kul-
turabkommens extensiv und intensiv zu nutzen, 
insbesondere auch die Bemühungen im Rahmen 
des „Sonderprogramms südliches Afrika" zu ver-
stärken. 

Ich fordere uns alle auf, hier im Bundestag nicht 
nur zu reden, sich auf Anti-Apartheid-Kongressen, 
Tagungen zu erregen, sondern gemeinsam nach 
Chancen und Möglichkeiten zu suchen, die zu re-
alen Verbesserungen für die Menschen in Süd-
afrika führen. Ich fordere die Regierung der Repu-
blik Südafrika auf, endlich überzeugende Schritte 
hin zu wirklicher Befriedung des eigenen Landes 
einzuleiten. Das ist zutiefst im Interesse der Men-
schen dieses Landes und — das will ich nicht ver-
schweigen — auch in unserem Interesse. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum 
Schluß noch einmal zu den Anträgen der GRÜNEN. 
Sie wissen — davon bin ich überzeugt —, daß Sie 
die Apartheid mit Ihren Anträgen nicht beseitigen 
können. Sie wollen in gewisser Hinsicht Ihrer 
Klientel mit diesen Anträgen zeigen, wie mannhaft 
Sie trotzdem kämpfen. 

(Werner [Westerland] [GRÜNE]: Schwarze 
Gewerkschaftler raten uns dazu!) 

Ich vermute und befürchte, daß parteipolitische Ef-
fekthascherei hier dominiert. Da wir aber der Über-
zeugung sind, daß Sie im Grunde wie wir alle die 
Dinge in Südafrika verändern, zum besseren wen-
den wollen, stimmen wir der Überweisung der An-
träge zur Beratung in den Ausschüssen in der Hoff-
nung zu, daß Sie sich bei diesen Beratungen in den 
Ausschüssen von dem Bemühen leiten lassen, ge-
meinsam nach wirklich praktikablen Wegen für 
eine bessere Zukunft der Menschen in Südafrika zu 
suchen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Verheugen. 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Frage unserer Beziehungen zur 
Republik Südafrika steht mit Recht auf der Tages-
ordnung. Südafrika hat mit seinem Übergriff auf 
das so gut wie wehrlose Botswana, den wir als wei-
teren Ausdruck der Aggressivität des Apartheidssy-
stems aufs Schärfste verurteilen müssen, in den 
letzten Stunden noch einen aktuellen Anlaß gebo-
ten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der weltweite Widerstand gegen das in Südafrika 
praktizierte System nimmt zu. Die Bundesregie-
rung muß sich die Frage gefallen lassen, ob es nicht 
einen bedrückenden Widerspruch zwischen ihren 
Worten und ihren Taten gibt. Offiziell verurteilt sie 
die rassistische Politik der weißen Minderheit, in 
der Wirklichkeit ist sie in den letzten Jahren jedoch 
zur wichtigsten Stütze des Regimes Botha gewor-
den. Was nützen Bekundungen des Abscheus, wenn 
der Bundeskanzler die südafrikanische Politik hof-
fähig macht, indem er ihren ersten Repräsentanten 
hier in Bonn empfängt, und was bleibt vom kriti-
schen Dialog, wenn die Bundesrepublik zwar zum 
wichtigsten Handelspartner Südafrikas wird, aus 
dieser Position aber keinen erkennbaren Einfluß 
auf die Politik gewinnt? 

Der kritische Dialog ist ebenso gescheitert wie 
die amerikanische Variante, das constructive enga-
gement. Südafrika hat das System der Apartheid 
eben nicht verändert: Die Mehrheit der Schwarzen 
und Farbigen in diesem Land bleibt rechtlos, unter-
drückt und ausgebeutet. Auch in unserem Land, so-
gar hier in diesem Haus, gibt es immer noch eine 
Tendenz zur Verharmlosung des tatsächlichen Ge-
sichts der Apartheid. Man muß sich klarmachen, 
daß Apartheid heute im wesentlichen ein Wirt-
schaftssystem ist, das dazu dient, die Privilegien 
der weißen Minderheit gegenüber den Ansprüchen 
der überwältigenden Mehrheit zu verteidigen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es gibt — leider — viele Länder, in denen die 
Menschenrechte verletzt werden. Aber der Fall 
Südafrika ist deshalb einmalig, weil nirgendwo 
sonst auf der Welt eine Minderheit der großen 
Mehrheit eines Volkes nur wegen der unterschiedli-
chen Hautfarbe die elementarsten Menschenrechte 
vorenthält. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Wie ist das in der 
DDR?) 

Ein solches System kann nur gewaltsam errichtet 
und aufrecht erhalten werden. Gewalt, tödliche Ge-
walt gehört heute zum südafrikanischen Alltag, und 
diese Gewalttätigkeit des Systems strahlt aus auf 
die ganze Region und wächst sich zu einer Gefahr 
für den Weltfrieden aus. Die westlichen Länder sind 
sehr geduldig gewesen mit Südafrika, nicht nur hin-
sichtlich der Apartheid, sondern auch hinsichtlich 
der illegalen Besetzung Namibias. Es wird Zeit, daß 
man sich die Frage stellt, warum die westliche In-
itiative im südlichen Afrika so kläglich gescheitert 
ist. Das lag nicht nur an der Uneinsichtigkeit und 
Sturheit, die dem rassistischen System eigen ist, 
das lag auch daran, daß in Wahrheit kein ernsthaf-
ter Druck versucht worden ist. Die Kontaktgruppe 
war ein Papiertiger. 

Die Bundesregierung weiß das wohl auch, denn 
anders ist ihr Zurückfallen in völlige Passivität im 
südlichen Afrika nicht zu erklären. Diese Passivität 
wollen wir nicht hinnehmen, weil sie gewollt oder 
ungewollt in die Rolle eines Komplicen führt. Das 
ist die Schlüsselfrage der Beziehungen zu Südafri-
ka, ob diese Beziehungen ein Beitrag zur Überwin-
dung der Apartheid sind oder ob sie in Wahrheit ein 
unmenschliches System stützen. 
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Es sollte zu denken geben, daß die beiden großen 

Kirchen immer drängender wirksamen Druck ge-
genüber Südafrika verlangen, und es sollte zu den-
ken geben, daß der amerikanische Kongreß mit gro-
ßer Mehrheit wirtschaftliche Sanktionen gegenüber 
Südafrika verlangt, auch die Parteifreunde des Prä-
sidenten Reagan. 

Die bisherige Politik war erfolglos. Eingeredet 
wird auf Südafrika seit Jahrzehnten. Aber gleich-
zeitig macht man gute Geschäfte, die man nicht stö-
ren will. Mit dieser doppelten Moral muß endlich 
Schluß sein. Es müssen deutliche Zeichen gesetzt 
werden. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-
NEN) 

Mit Ausnahme des vielfach umgangenen Rü-
stungsembargos und des ebenfalls durchlöcherten 
Teilembargos beim Erdöl sind ernsthafte Sanktio-
nen gegenüber Südafrika bisher nicht beschlossen 
worden. 

Die Bundesregierung hat zuletzt in ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage meiner Fraktion zur Politik 
im südlichen Afrika erklärt, sie halte wirtschaftli-
chen Druck generell für kein geeignetes politisches 
Instrument. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: So ist es!) 

Diesen Grundsatz hat sie aber schon oft durchbro-
chen und durchbricht ihn in bezug auf die  War

-schauer Paktstaaten täglich, so daß die Beharrlich-
keit des Arguments im Falle Südafrika Verdacht 
erregen muß. 

Der zweite Einwand ist pragmatischer Art und 
lautet, Sanktionen seien erfahrungsgemäß wir-
kungslos. Tatsächlich darf man hier skeptisch sein. 
Aber man darf . auch unterstellen, daß es enorme 
Auswirkungen haben müßte, wenn die zwei wichtig-
sten Handelspartner Südafrikas, die Bundesrepu-
blik und die USA, in empfindlichen ausgewählten 
Bereichen ihre Haltung ändern würden, wie es ge-
rade jetzt in den USA geschieht. 

Das dritte Argument ist moralischer Art und sagt: 
Mit Sanktionen trifft man immer nur die Falschen. 
Nun hat j a die südafrikanische Regierung als Reak-
tion auf die amerikanische Diskussion schon von 
der Folge höherer Arbeitslosigkeit unter den 
Schwarzen gesprochen. Ich glaube, daß in dieser 
Frage das Wort der Betroffenen besonderes Ge-
wicht haben sollte. Von den Betroffenen, nämlich 
den schwarzen Gewerkschaften, den Bürgerrechts-
organisationen, den schwarzen Kirchen und den 
Befreiungsbewegungen hören wir: Tut endlich et-
was, und laßt euch nicht einreden, daß wir uns un-
ser Streben nach Freiheit und Menschenwürde ab-
kaufen lassen würden! 

Die beiden hier vorliegenden Anträge der GRÜ-
NEN greifen nun in etwas willkürlicher Form aus 
der reichen Palette der Möglichkeiten zwei recht 
problematische heraus. Unsere Haltung zu diesen 
Anträgen ist bestimmt von unseren Zielen im südli-
chen Afrika. 

Erstens. Wir fordern die südafrikanische Regie-
rung auf, eine Politik des grundlegenden Wandels 
einzuleiten, durchaus in Form eines Prozesses, der 
nicht von heute auf morgen abgeschlossen sein 
kann, an dessen Ende aber eine Ordnung stehen 
muß, in der Menschen aller Hautfarben gleichbe-
rechtigt und friedlich miteinander leben können. 

Zweitens. Wir fordern die Freilassung der politi-
schen Gefangenen, die Einstellung des Hochver-
ratsprozesses gegen die Führer der UDF. Wir for-
dern das Recht auf freie Betätigung der Schwarzen 
in gesellschaftlichen und politischen Organisatio-
nen. Wir fordern die Freilassung von Nelson Man-
dela. 

Drittens. Wir fordern die unverzügliche Einlei-
tung des Unabhängigkeitsprozesses für Namibia 
entsprechend der Sicherheitsratsentschließung 435. 
Die unmittelbar bevorstehende Einsetzung einer 
sogenannten Übergangsregierung in Namibia ver-
urteilen wir als erneuten Versuch, Namibia das 
Selbstbestimmungsrecht zu verweigern. 

Viertens. Wir fordern Südafrika dringlich auf, die 
Souveränität und territoriale Integrität seiner 
Nachbarn zu respektieren, sich aus Botswana und 
Angola vollständig zurückzuziehen und jede Unter-
stützung für die Rebellen in Angola und Mosambik 
zu unterlassen. 

Gemessen an diesen Zielen können die in den 
Anträgen der GRÜNEN geforderten Maßnahmen 
nur erste Schritte sein. Notwendig ist eine Neufor-
mulierung der deutschen Politik im südlichen Afri-
ka. Wir werden in diesem Sinne in Kürze einen 
umfassenden Antrag vorlegen. 

Die vorgeschlagene Kündigung des Kulturab-
kommens ist ein Schritt, den auch wir für angemes-
sen halten. Wir müssen einsehen, daß sich die Er-
wartungen nicht erfüllt haben, die einmal mit dem 
Kulturabkommen verknüpft waren. Es war eine Il-
lusion, zu glauben, man könne mit dem Kulturab-
kommen das ungerechte Bildungssystem im Apart-
heidsystem unterlaufen. Was zur Überwindung der 
Apartheid gedacht war, wird von der südafrikani-
schen Regierung eher als Ausdruck unseres Einver-
ständnisses mit der kulturellen Wirklichkeit des 
Landes verstanden, und diese Wirklichkeit ist so 
häßlich, wie sie es sein muß, wo es keine Freiheit 
der Kultur gibt. 

Wir verkennen nicht, daß es im Rahmen des Son-
derprogramms südliches Afrika Maßnahmen gibt, 
die den Interessen der Mehrheit dienen, und daß 
diejenigen, die vor Ort die Kulturbeziehungen be-
treuen, sehr oft mit großem persönlichen Mut ver-
sucht haben, das System der Apartheid wenigstens 
hier und da zu durchbrechen und Freiräume für 
Schwarze und Farbige zu schaffen. 

(Zustimmung des Abg. Wolfram [Reckling

-

hausen] [SPD]) 

Ich nenne besonders die Weiterbildungseinrichtun-
gen für schwarze Lehrer in Soweto und die Stipen-
dien für schwarze Studenten an südafrikanischen 
Universitäten. Tief enttäuscht sind wir allerdings 
über die dürftigen Ergebnisse des Versuchs, die 
amtlich geförderten deutschen Schulen in Süd- 
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afrika für schwarze und farbige Kinder zu öffnen. 
So schmerzlich die Einsicht ist: Wir finanzieren dort 
faktisch immer noch Apartheidsschulen. 

Wir sollten also aus politischen Gründen auf die 
Weiterführung des Kulturabkommens verzichten, 
die positiven Ansätze des Sonderprogramms jedoch 
fortsetzen und weiterentwickeln. Andere Länder 
zeigen, daß das auch ohne Kulturabkommen mög-
lich ist. Aus aktuellem Anlaß füge ich hinzu: Gerade 
jetzt, wo in der ganzen Welt auf mehr Distanz zum 
Apartheidsystem geachtet wird, die Idee eines 
Goethe-Instituts in Südafrika zu lancieren ist eine 
Instinktlosigkeit. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die guten Absichten können nur mißverstanden 
werden. 

Ich komme zum Schluß. Die Frage der Kohleim-
porte muß im Gesamtzusammenhang der wirt-
schaftlichen Sanktionen gesehen werden. Südafri-
kanische Kohle wird im Rahmen der gegebenen 
Kontingentierung verstärkt eingeführt, weil sie zur 
Zeit die billigste auf dem Weltmarkt ist. Ursache 
sind nicht nur die geologischen Verhältnisse, son-
dern auch die extrem niedrigen Lohnkosten. Das ist 
ein Skandal. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist unrichtig, wenn in der Antragsbegründung 
gesagt wird, der Verzicht auf Kohleimporte würde 
die Beschäftigungssituation im deutschen Bergbau 
verbessern. Die Frage kann sinnvoll erst dann ent-
schieden werden, wenn man alle Sanktionsmöglich-
keiten geprüft hat. Ich kann mir wirkungsvollere 
vorstellen mit geringeren Auswirkungen auf Ar-
beitsplätze von Schwarzen. Für diese schwierige 
Abwägung wird die Ausschußberatung nützlich 
sein. 

Wir stimmen der vorgeschlagenen Überweisung 
zu. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Kolleginnen und Kollegen! Wie meine Vorredner 
bedauern die Liberalen die als Folge einer allen 
Menschenrechtsgeboten hohnsprechende Rassen-
politik in Südafrika, als Folge verspäteter und unzu-
länglicher Reformschritte eingetretene Zuspitzung 
der politischen Situation im ganzen südlichen 
Afrika und hier besonders in Namibia. Vor diesem 
Hintergrund müssen die beiden vorliegenden An-
träge diskutiert werden. Es ist ein wenig schwierig, 
in einer verbundenen Aussprache mit Kurzbeiträ-
gen den beiden sehr brisanten Problemen einiger-
maßen gerecht zu werden. Wir werden das dann in 
den Ausschüssen versuchen. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich 
möchte die Frage der Boykottmaßnahmen im Be-
reich der Wirtschaftsbeziehungen nicht so leicht ab-

tun, nachdem in anderen westlichen Ländern über 
mögliche wirksame Maßnahmen im Wirtschafts-
und im Finanzbereich sehr ernsthafte Überlegun-
gen angestellt werden. Ich meine, daß wir auch im 
Rahmen der EG durchaus Überlegungen anstellen 
sollten, was über den bisherigen Verhaltenskodex 
hinaus — der tatsächlich einiges bewirkt hat — an 
Maßnahmen getroffen werden kann. 

Auch unsere Kulturbeziehungen zu Südafrika 
sollten wir doch noch ein bißchen genauer darauf-
hin durchleuchten — Herr Kollege Verheugen hat 
das gerade getan; Herr Kollege Hornhues hat das 
für seine Fraktion ebenfalls angedeutet —, ob die 
Gewichtung unserer Programme im Bereich der 
Kulturbeziehungen eine Aufrechterhaltung des 
Kulturabkommens rechtfertigt oder nicht. Hier 
möchte ich das Auswärtige Amt schon heute bitten, 
uns hierzu eine ganz klare Übersicht und Stellung-
nahme zu geben, auf deren Grundlage das möglich 
ist. Es war in den letzten Tagen sehr schwierig, die 
nötigen Zahlen zu erhalten, um eine Art Röntgen-
bild zu bekommen, was in welchen Bereichen mit 
welchen Mitteln von uns in Südafrika eigentlich 
versucht wird. 

Meine Damen und Herren, es sind zwei Katego-
rien, ein durchaus traditioneller und ein bewußt ge-
gen die Apartheid gerichteter Programmteil, den 
ich in der Zeit meiner Tätigkeit im Auswärtigen 
Amt in besonderer Weise aufgebaut und gefördert 
und dessen erste Finanzierung ich vertreten habe. 
Aber, meine Damen und Herren, wenn man sich die 
Relation der Zahlen einmal anschaut, wird man den 
Verdacht nicht los, daß das sogenannte Sonderpro-
gramm Südafrika nach den ersten Anfängen sta-
gniert und leider immer mehr nicht mehr als Alibi-
funktion hat. Sehen Sie sich die Zahlen an: Für 
unsere sechs Schulen mit 3 200 fast ausschließlich 
weißen Kindern — mittlerweile sind von den 3 200 
Kindern insgesamt nur 35 Nichtweiße, der Löwen-
anteil davon in Windhuk; da kann man doch nicht 
davon sprechen, daß sich unsere Schulen geöffnet 
hätten, 

(Beifall des Abg. Baum [FDP], bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

das ist eine Minimalkonzession, die wir nicht für 
befriedigend halten — zahlen wir 14,5 Millionen 
DM Zuschüsse, aus dem Kulturfonds, Stipendien-
programme etc., ungefährt 3,5 Millionen DM. Das 
macht präterpropter etwas über 17 Millionen DM 
für Programme, die absolut traditionell strukturiert 
sind, der herrschenden weißen Minderheit zugute 
kommen. Dem stehen ganze 1,7 Millionen DM ent-
gegen, die noch nicht einmal ganz ausgegeben wor-
den sind, für das sogenannte Sonderprogramm, in 
dem wir dankenswerter- und verdienstvollerweise 
durch Förderung schwarzer Lehrer, Sur-place-Sti-
pendien, durch Sprachkurse usw. tatsächlich das 
machen, was wir eigentlich überwiegend, zuminde-
stens aber gleichgewichtig im Kulturprogramm ma-
chen sollten. Es ist sehr leicht auszurechnen, daß 
diese 1,7 Millionen nur knapp 10 % von etwa 17 Mil-
lionen DM sind. Eigentlich sollte eine glaubwürdige 
Aufrechterhaltung eines Kulturabkommens zumin- 
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Frau Dr. Hamm-Brücher 
dest eine Gleichgewichtigkeit der Programmteile 
zur Voraussetzung haben. 

(Beifall des Abg. Baum [FDP], bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

Wenn es nach meinen Wünschen ginge, sollte das 
Verhältnis eher umgekehrt sein, 10:90, um erst ein-
mal den Unterdrückten und Diskriminierten zu hel-
fen. 

(Beifall des Abg. Baum [FDP], bei der SPD 
und den GRÜNEN) 

Es wäre einen gemeinsamen Versuch wert  — 
Herr  Kollege Hornhues, ich habe mich über Ihre 
Ausführungen sehr gefreut —, das derzeit unge-
wichtete Sammelsurium von Maßnahmen, über das 
das Auswärtige Amt einem nicht einmal in drei 
Tagen einen Überblick verschaffen kann, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

zu einem echten Konzept umzuarbeiten und dieses 
Kulturabkommen dazu zu nutzen, unsere Gegner-
schaft zum Apartheid- und Rassismusregime we-
nigstens im Bereich der Kulturbeziehungen glaub-
würdig und stimmig zu machen. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ-
NEN) 

Wir sollten — und darum sage ich, die Anträge, die 
uns hier vorliegen, sind diskussionswürdig, eben 
weil sie uns ermöglichen, dieser Sache politische 
Gestalt zu geben — daraus etwas machen, auch 
wenn das schwierig ist, wie wir wissen. Für die 
Ansätze sind wir dankbar. Aber sie reichen bei wei-
tem  nicht aus. 

Ich möchte unsere Kollegen von den GRÜNEN, 
Frau Borgmann und die anderen Kolleginnen und 
Kollegen, darauf aufmerksam machen, daß wir in 
den 70er Jahren eine Enquetekommission Auswär-
tige Kulturpolitik gehabt haben. Alle Fraktionen 
sind damals übereingekommen, Kulturbeziehungen 
unabhängig von außenpolitischen Befindlichkeiten 
zu fördern und zu pflegen. Es hat sich gerade im 
Verhältnis West-Ost im Entspannungsprozeß als 
sehr wichtig erwiesen, daß wir Kulturabkommen 
haben und sie genutzt haben. Es hat sich in der Zeit 
des Obristenregimes in Griechenland als außeror-
dentlich wertvoll erwiesen, daß wir die Kulturab-
kommen nicht gekündigt hatten. Das war in Spa-
nien die Voraussetzung, daß wir nach dem Tod von 
Franco dort sofort einsteigen konnten. In Argenti-
nien — da habe ich es noch vor wenigen Jahren 
erlebt — war es unsere kleine Insel, waren es un-
sere Beziehungen zur geistigen Opposition, die ge-
holfen haben, daß wir jetzt ohne jede Schwierigkeit 
ein angesehener Partner in allen Bereichen der Zu-
sammenarbeit sind. Deshalb muß man immer wie-
der das Für und Wider der Nutzung eines solchen 
Instruments abwägen. 

Ich neige dazu — unter der Voraussetzung, daß es 
uns gelingt, unser Programm etwas glaubwürdiger 
zu konturieren —, daß wir nicht kündigen sollten. 
Wir sollten vielmehr an die Zukunft denken. Es 
wird doch ganz sicher dazu kommen, daß die heute 
in Südafrika unterdrückte Mehrheit auf die Dauer 
ein wichtiger Partner für die Bundesrepublik 

Deutschland wird. Darum sollten wir unsere An-
strengungen darauf richten. 

Herr Verheugen, so gesehen würde ich auch nicht 
von vornherein sagen: auf keinen Fall ein Goethe

-

Institut. Wenn es uns gelänge, eine Filiale eines 
Goethe-Instituts sagen wir einmal in Soweto zu er-
richten, dann fände ich das eine großartige Maß-
nahme. 

(Beifall des Abg. Baum [FDP] und des Abg. 
Dr. Hornhues [CDU/CSU]) 

Wir können das aber ganz sicher nicht, wenn wir 
das Kulturabkommen kündigen. Dies alles ist abzu-
wägen. 

Herr Staatsminister Möllemann, bitte sagen Sie 
uns doch einmal, ob Sie es ernst meinen, ob es wirk-
lich bei diesen Relationen bleiben soll. 90 % der Mit-
tel stehen für die traditionellen Programme zur 
Verfügung, während mühsam zusammengekratzte 
10 % für den eigentlichen Aufgabenbereich vorgese-
hen sind. Das ist für uns undiskutabel. Wollen Sie 
das ändern? Wir werden Sie dabei unterstützen. 

Die Freien Demokraten werden noch ein wenig 
Geduld haben — aber nicht mehr sehr lange —, 
wenn es um die Frage geht, ob unsere Kulturpolitik 
wirklich glaubwürdig mit unseren Grundsätzen 
übereinstimmt. 

Vielen Dank. 

(Beifall des Abg. Baum [FDP], bei Abgeord

-

neten der CDU/CSU sowie bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Auhagen. 

Auhagen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Frau Kollegin Hamm-Brücher, 
wir danken Ihnen zunächst für den Hinweis, daß 
die Bundesregierung anscheinend noch nicht sehr 
viel unternommen hat, um im positiven Sinne auf 
die Verhältnisse in Südafrika einzuwirken. 

Ich will Ihnen hier an dieser Stelle zunächst ein 
Konzept zur Wiederherstellung der Konkurrenzfä-
higkeit der deutschen Steinkohle auf dem Welt-
markt vorstellen. Verzichten wir doch auf überzo-
gene Sicherheitsstandards. Weiten wir die Schich-
ten der Bergleute von heute sechs Stunden auf 
mehrere Tage aus! Fort mit der Anspruchshaltung 
deutscher Bergleute, nur eine Stunde bei Tempera-
turen über 28 Grad arbeiten zu müssen! Brechen 
wir mit der teuren Gewohnheit, Kaltluft in über-
hitzte Stollen zu pumpen! Steigern wir die Wettbe-
werbsfähigkeit, indem wir die Löhne auf ein Fünf-
tel des heutigen Standes senken! Pferchen wir die 
Bergleute in Siedlungen draußen vor den Städten 
zusammen! Lassen Sie uns ehemalige Bergleute, 
Arbeitslose und ihre Angehörigen in struktur-
schwache Landkreise in Ostfriesland schicken, die 
wir dann zu unabhängigen Heimatländern erklä-
ren, damit wir uns die Sozialausgaben sparen kön-
nen! Bei Demonstrationen lassen wir die Polizei 
scharf in die Menge schießen, und Gewerkschafts-
führer fallen so unglücklich von ihren Zellenprit-
schen, daß sie an inneren Blutungen sterben. 
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Meine Damen und Herren, leider läßt sich dieses 

Konzept zur Sanierung unserer Steinkohle nicht 
anwenden, da unsere Bergleute nicht Schwarze 
sind, da wir ein Grundgesetz haben, das die Men-
schenrechte garantiert, und weil die Bergleute und 
die Gewerkschaften strenge Sicherheitsbedingun-
gen durchgesetzt haben. Deshalb ist unsere Stein-
kohle mit 100 Dollar pro Tonne statt 10 Dollar pro 
südafrikanische Tonne aber auch zehnmal so 
teuer. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Haben Sie bedacht, 
daß die Lagerstätten auch ganz anders 
sind, wenn Sie hier so einen Unsinn erzäh-

len? — Gegenrufe von den GRÜNEN) 

Deshalb — so verlangt es nun einmal das Gesetz 
des freien Weltmarktes; darin sind sich ja die ande-
ren Fraktionen einig — müssen bei uns Zechen 
angesichts mangelnder Konkurrenzfähigkeit dicht-
gemacht werden. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Da hat 
unsere Bundesregierung versagt!) 

Statt dessen wird mit steigender Tendenz Kohle 
aus Südafrika importiert. 1973 waren es 0,4 Millio-
nen Tonnen, 1984 waren es 2,3 Millionen Tonnen. 
Letztes Jahr hat das Staatsunternehmen VW einen 
Vertrag über den Bezug von 700 000 Tonnen Stein-
kohle aus Südafrika unterzeichnet, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sehr interes-
sant!) 

und dies angesichts der Tatsache, daß infolge man-
gelnder Sicherheitsinvestitionen südafrikanische 
Gruben mit ca. 800 Toten im Jahr die höchste To-
desrate auf der Welt haben, und zwar fast aus-
schließlich bei schwarzen Arbeitern. 

Meine Damen und Herren von der SPD, CDU/ 
CSU und FDP, in großer Eintracht fordern Sie vor-
behaltlos einen vollkommen freien Weltmarkt als 
höchstes Prinzip wirtschaftlicher Vernunft, im Ge-
gensatz zu uns. Bitte räumen Sie durch die Behand-
lung unseres Antrages das Mißverständnis aus der 
Welt, Sie würden mit dem Argument eines freien 
Weltmarkts die Konkurrenz oder, besser gesagt, das 
Sozialdumping durch faktische Sklavenhalterge-
sellschaften zulassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unterstützen Sie, um dieses Mißverständnis auszu-
räumen, unseren Antrag auf einen Stopp der Koh-
leimporte aus Südafrika; zumindest als ersten 
Schritt, Herr Verheugen. Wenn Sie andeuten, daß 
wir noch viel weiter gehen müßten, kann man j a 
erst einmal anfangen. Denn hier handelt es sich um 
ein besonders drastisches Beispiel für einen Waren-
austausch, der auf Kosten der betroffenen Arbeiter 
in beiden Ländern geht, zu Lasten der unterdrück-
ten schwarzen Bevölkerung in Südafrika, deren Ge-
werkschaftsführer sich in einer Abordnung im letz-
ten Jahr — wie schon gesagt worden ist — uns 
gegenüber für einen Importstopp ausgesprochen 
haben, und auf Kosten der Bergleute und Folgear-
beitsplätze bei uns. 

Daher fordert die IG Bergbau, die ansonsten 
nicht besonders GRÜNEN-freundlich ist, seit lan-
gem ebenfalls einen Stopp von Kohleimporten aus 
Südafrika. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Saar-SPD hat wie die GRÜNEN im niedersäch-
sischen Landtag gegen den VW-Vertrag mit Süd-
afrika bezüglich der Steinkohle protestiert. Ihre Eu-
ropaabgeordnete Frau Siemons hat wie die Abge-
ordnete Frau Heinrich der GRÜNEN-Fraktion 
ebenfalls dagegen protestiert. Es darf nicht sein, 
daß das Land, das am brutalsten mit seinen Arbei-
tern und mit seiner Umwelt umgeht, Wettbewerbs-
vorteile auf dem Weltmarkt erringen darf. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerstein 
[CDU/CSU]: Haben Sie schon einmal eine 

Grubenfahrt in Südafrika gemacht?) 

— Sie haben vielleicht eine gemacht. Vielleicht kön-
nen Sie mir auch sagen, auf Grund welcher Stiftung 
Sie das gemacht haben. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Als junger Inge
-

nieur!) 

Meine Damen und Herren, die von der weißen 
Minderheitsregierung in Südafrika betriebene 
Apartheidspolitik hat dazu geführt, daß kein Land 
der Welt mehr ein Kulturabkommen mit Südafrika 
aufrechterhält; wie gesagt, macht die Bundesrepu-
blik Deutschland die einzige Ausnahme, die die 
Kulturbeziehungen noch weiter ausweiten will. In 
der „Süddeutschen Zeitung" vom 8. Juni 1985 steht: 
„Die Bundesregierung will demnächst ein Goethe-
Institut in Johannesburg eröffnen." Von der Mitglie-
derversammlung des Goethe-Instituts wissen wir, 
daß dies auf ausdrücklichen Wunsch der südafrika-
nischen Regierung hin geschieht. 

Barthold Witte, der Leiter der Kulturabteilung im 
Auswärtigen Amt, versucht diesen Schritt damit zu 
rechtfertigen, daß der Friedensnobelpreisträger 
Tutu diesem Vorhaben angeblich zugestimmt habe. 
Diese Aussage stimmt aber nicht, genau das Gegen-
teil ist der Fall. Ein Mitarbeiter der GRÜNEN im 
Bundestag hat vor einigen Tagen mit Bischof Tutu 
gesprochen. In diesem Gespräch hat Bischof Tutu 
keinerlei Kenntnis von der Zustimmung, die er an-
geblich gegeben hatte, gehabt. Er ist gegen eine sol-
che Eröffnung eines weiteren Goethe-Instituts, und 
er ist für einen Kulturboykott. 

Meine Damen und Herren von der Regierung, es 
ist eine Unverschämtheit, daß Vertreter der Bun-
desregierung das internationale Ansehen eines 
Friedensnobelpreisträgers dazu mißbrauchen, die 
Kulturbeziehungen mit dem rassistischen Apart-
heidsregime zu rechtfertigen. 

Ich fordere die Bundesregierung auf, umgehend 
in der Öffentlichkeit die unwahren Behauptungen 
des Leiters der Kulturabteilung im Auswärtigen 
Amt zurückzunehmen und sich bei Bischof Tutu zu 
entschuldigen. 
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Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Auha-
gen, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Ab-
geordneten Dr. Hamm-Brücher? 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Herr Kol

-

lege, es wird Ihnen dank unserer Initiati

-

ven nicht angerechnet!) 

— Frau Kollegin Hamm-Brücher, das entscheidet 
der Präsident. Aber bitte sehr, ich rechne diese Zwi-
schenfrage nicht an. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Vielen Dank, Herr 
Präsident. Sie haben recht. 

Herr Kollege, können Sie sich vorstellen, wenn 
wir wirklich davon ausgehen, zu versuchen, ein 
Goethe-Institut nach Soweto zu verlegen, daß das 
doch eine ganz wichtige kulturpolitische Maß-
nahme im Sinne Ihres bisherigen Vortrages wäre? 

Auhagen (GRÜNE): Ich habe große Zweifel, ob 
Maßnahmen dieser Art, die ja in Übereinstimmung 
mit der südafrikanischen Regierung erfolgen, nicht 
als Aushängeschild, als Kosmetik benutzt werden, 
um diese Politik zu rechtfertigen und um interna-
tionales Ansehen zu gewinnen. 

Lassen Sie mich jetzt zum Schluß kommen. Aus 
all diesen Gründen, die in der Diskussion bisher 
aufgetreten sind, stellen wir unsere Forderungen 
auf, um Südafrika rechtzeitig zur Umkehr zu bewe-
gen. Meine Damen und Herren, ich muß die Unter-
stellung des CDU-Kollegen zurückweisen, daß wir 
uns mit leuchtenden Augen auf ein Gemetzel freu-
en. Das ist eine üble Unterstellung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wollen rechtzeitig Druck ausüben, damit es zu 
einer friedlichen Lösung in dieser Pulverfaß-Situa-
tion kommen kann. Deswegen die Forderungen: 
keine Waffenlieferungen nach Südafrika, wie das 
jedenfalls anscheinend nach Zeitungsangaben wie-
der geschehen ist — fünf Hubschrauber aus der 
Bundesrepublik nach Südafrika —, weiterhin Kün-
digung des Kulturabkommens und Stopp der Koh-
leimporte aus Südafrika. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Staatsmi-
nister beim Bundesminister des Auswärtigen, 
Herrn Möllemann, das Wort. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN mit 
dem Vorschlag einer Kündigung des Kulturabkom-
mens gibt mir die Gelegenheit, auf die Ziele und 
Grundsätze, von denen die Politik der Bundesregie-
rung gegenüber der Republik Südafrika geleitet 
wird, aufmerksam zu machen. 

(Mann [GRÜNE]: Da sind wir aber ge

-

spannt!) 

Ich möchte heute unterstreichen, daß wir mit un-
serer Politik des kritischen Dialogs für einen ge-
waltfreien Wandel bei der Durchsetzung einer ge-
rechten Gesellschafts- und Verfassungsordnung,  

der alle Südafrikaner zustimmen können, beitragen 
wollen. Wir unterstützen folglich alle Entwicklun-
gen, welche die Voraussetzungen für eine Aus-
übung des politischen Selbstbestimmungsrechtes 
durch alle Südafrikaner verbessern. In diese Ge-
samtpolitik, deren Ziel es ist, durch kritischen Dia-
log auf die Überwindung der Apartheid hinzuwir-
ken, ordnet sich auch die auswärtige Kulturpolitik 
ein, übrigens in einer Formulierung und Akzentu-
ierung, die sich jedenfalls nicht zum Negativen hin 
gegenüber einer Politik verändert hat, die in den 
letzten sieben, acht, neun oder zehn Jahren in die-
sem Bereich betrieben worden ist. Ich komme aus 
gegebenem Anlaß gleich noch darauf zurück. 

Die Feststellung, das Abkommen diene den Inter-
essen der weißen Minderheit, ist falsch. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Unter dem Schutz dieses Abkommens ist es gelun-
gen, das bereits erwähnte Sonderprogramm mit be-
trächtlichem finanziellen Aufwand zugunsten 
Nichtweißer zu beginnen und durchzuführen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ein Zehntel!) 

Bei einer Suspendierung oder gar Kündigung wäre 
die Weiterführung dieses Sonderprogramms ge-
fährdet. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Sehr schwach 
ist das, was Sie da sagen! — Ströbele 
[GRÜNE]: Sagen Sie einmal etwas zu den 
Zahlen von Frau Hamm-Brücher! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Macht nicht so einen 

Krach!) 

— Seien Sie sehr geduldig, ich komme ja auf alle 
Punkte zurück. Ich möchte es so vortragen, daß Sie 
es auch nachvollziehen können — und deswegen 
langsam. 

Da das Abkommen uns in der Gestaltung unserer 
Kulturarbeit keine Einschränkungen auferlegt, uns 
vielmehr die Möglichkeit gibt, den Kulturaustausch 
mit Südafrika gezielt und unmittelbar auf die nicht-
weiße Bevölkerung zu erstrecken, wäre die von Ih-
nen beantragte Kündigung des Kulturabkommens 
kontraproduktiv und würde das Gegenteil von dem 
bewirken, was Sie angeblich wollen, nämlich die 
Verbesserung der Bildungschancen der nichtwei-
ßen Bevölkerung. 

Zu den wesentlichen Kritikpunkten in Ihrem An-
trag möchte ich wie folgt Stellung nehmen. 

Erstens. Die Bundesregierung verurteilt jede 
Zensur literarischer und künstlerischer Werke. In 
ihrem kritischen Dialog mit der südafrikanischen 
Regierung ist sie bemüht, auf die Aufhebung der 
den Kulturaustausch hemmenden Zensurbestim-
mungen unter Berufung auf unser Demokratiever-
ständnis und auf den Geist des Kulturabkommens 
hinzuwirken. 

Zweitens. Die Bundesregierung hat regelmäßig 
gegen die Verweigerung der Erteilung von Visa an 
Personen wegen deren tatsächlicher oder vermute-
ter Kritik an den politischen und gesellschaftlichen 
Verhältnissen Südafrikas protestiert und dies als 
eine schwere Belastung der bilateralen Beziehun- 
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gen bezeichnet. In vielen Fällen hat dieser Protest 
auch Erfolg gehabt: Die Visa wurden erteilt. Im üb-
rigen setzen wir die Bemühungen entsprechend 
fort. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Staatsminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Hamm-Brücher? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Gern. 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte sehr, Frau Kollegin. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatsmini-
ster, können Sie uns bitte einmal sagen, wann ei-
gentlich der letzte kritische Kulturdialog mit der 
Republik Südafrika stattgefunden hat? Nach mei-
nen Unterlagen haben die letzten Kulturgespräche 
1974 stattgefunden. Ich würde mich aber freuen, 
wenn zwischendurch einmal ein kritischer Dialog 
stattgefunden hätte. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Frau Kollegin Hamm-Brücher, ich kann mir gar 
nicht vorstellen, daß während Ihrer gesamten 
Amtszeit — denn die haben Sie gerade angespro-
chen — der kritische Dialog nicht geführt worden 
wäre. Sie waren in der Zeit von 1976 bis 1982 in die-
sem Amt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
und ich finde nicht, daß Sie eine so ausgeprägte 
Form der Selbstkritik hier im Parlament üben müs-
sen; dafür gibt es keinen Anlaß. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Staatsminister, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich bin gerade dabei, eine Frage zu beantworten, 
Herr Ströbele, und möchte zweitens sagen: Im Rah-
men der politischen Gespräche, zuletzt im übrigen 
im Rahmen der Gespräche, die der Bundeskanzler 
geführt hat und die hier vorhin angesprochen wor-
den sind, ist ausdrücklich über dieses Thema und 
darüber gesprochen worden, daß der Geist des Kul-
turabkommens erfüllt werden muß. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Ich habe 
Sie ja nur gefragt!) 

— Ja, und ich habe das auch schon begriffen. Ich 
komme darauf gleich noch einmal zurück. 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Bitte. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Toete-
meyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatsminister, ich freue 
mich über Ihre Aussage, daß Sie bei Nichterteilung 
von Visa bei deutschen Staatsbürgern eingreifen. 
Ist Ihnen bekannt, daß allen Entwicklungshelfern 
des DED, die in Frontlinienstaaten arbeiten, grund-
sätzlich von der Republik Südafrika kein Visum er-
teilt wird? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Nein, dieser Sachverhalt ist mir nicht bekannt; ich 
will ihm aber gerne nachgehen. Bei dem von mir 
angesprochenen Sachverhalt geht es im übrigen 
nicht um die Nichterteilung von Visa für deutsche 
Staatsbürger, die nach Südafrika wollen, sondern 
ich habe von solchen — z. B. von Schwarzafrika-
nern — gesprochen, die im Rahmen des Kulturaus-
tauschs zu uns  wollen und denen wegen ihrer ver-
muteten Einstellung zum Regime oder zur Regie-
rung — wie immer Sie es nennen wollen — die Aus-
reise verweigert wird, weil man befürchtet, daß sie 
hier gegen ihre eigene Regierung agitieren könn-
ten. In beiden Fällen intervenieren wir, und ich 
kann Ihnen sagen, wirklich des öfteren — aber 
nicht in allen Fällen — mit Erfolg. 

(Toetemeyer [SPD]: Sie nehmen sich also 
des Problems an?) 

— Dem Sachverhalt, den Sie angesprochen haben, 
möchte ich gerne nachgehen. 

(Toetemeyer [SPD]: Danke!) 

Der vierte Punkt: Auf Grund unserer politischen 
Ablehnung der Schaffung von Homelands wurden 
bzw. werden Bildungsprojekte, die in den Home-
lands gelegen sind, nicht in die staatliche Kulturför-
derung einbezogen, da damit der von uns verurteil-
ten Politik der getrennten Entwicklung Vorschub 
geleistet werden könnte. Dies schließt jedoch nicht 
eine Förderung von Projekten der politischen Stif-
tungen oder anderer nichtstaatlicher Träger sowie 
der Kirchen in den Homelands aus, sofern sie von 
entwicklungspolitischem Wert sind, d. h. vor allem 
zur Verbesserung der bildungsmäßigen, sozialen 
und wirtschaftlichen Stellung nichtweißer Südafri-
kaner beitragen. 

Fünftens. Mit unserer Förderung der deutschen 
Schulen wollen wir auch eine Öffnung dieser Schu-
len für nichtweiße Schüler erreichen. Sie, Frau 
Dr. Hamm-Brücher, und andere Kollegen haben 
hier in der Tat den Finger auf einen wunden Punkt 
gelegt. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wir haben deswegen erst kürzlich die Schulvor-
stände der mit amtlichen Mitteln geförderten Schu-
len nachdrücklich auf die bestehende Diskrepanz 
zwischen der politischen Zielvorgabe „Öffnung" und 
der hier zu Recht kritisierten bestehenden Wirk-
lichkeit, nämlich einer geringen Aufnahmezahl der 
Sprachgruppenschüler in den normalen Sprachun-
terricht, hingewiesen und auf die Notwendigkeit, 
mehr nichtweiße Schüler aufzunehmen, aufmerk-
sam gemacht. 

In der Tat stehen wir dabei vor der Entscheidung, 
daß wir entweder dieses Ziel erreichen oder aber 
die Mittel in diesem Bereich zurücknehmen und sie 
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anderen Bereichen — z. B. in Sonderprogrammen 

zuführen. Da ist, so meine ich, die Bundesregie-
rung ganz zwangsläufig vor die Entscheidung ge-
stellt, dann, wenn sich hier kein Wandel ergibt, eine 
Veränderung der Akzente vorzunehmen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wie lange gelten die 
Zahlen denn?) 

— Ich glaube, Sie werden einräumen, daß es ange-
sichts der Verhältnisse in diesem Land — ange-
sichts des Systems und seiner Befürwortung der 
Apartheid — eben nicht leicht ist, das Ergebnis 
schnell durchzudrücken. Das ist offenkundig nicht 
möglich! Im übrigen wollen Sie mit Ihrer Frage 
wahrscheinlich unterstellen, wir bemühten uns 
nicht nachdrücklich genug. Wir bemühen uns sehr 
nachdrücklich, aber wir können nur Schritt für 
Schritt etwas erreichen. Ich habe gerade darauf 
hingewiesen, vor welche Alternative wir uns selbst 
gestellt sehen. 

Sechster Punkt: Zur Frage des Know-how-Trans-
fers im Nuklearbereich ist zu bemerken, daß es 
keine Vereinbarungen über den Wissenschaftler-
austausch zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Republik Südafrika gibt, geschweige 
denn eine Förderung des Besucheraustauschs aus 
dem Militärbereich unter dem Dach des Kulturab-
kommens. 

Siebentens. Wenn der Deutsche Akademische 
Austauschdienst, die Deutsche Forschungsgemein-
schaft und die Alexander-von-Humboldt-Stiftung 
Stipendien vergeben oder Forschungsaufenthalte 
finanzieren, so geschieht dies ohne Unterschied der 
Hautfarbe ausschließlich auf der Basis wissen-
schaftlicher Qualifikation und im Hinblick auf eine 
Förderung der südafrikanischen Bildungs- und For-
schungsinfrastruktur, die Vertretern aller Hautfar-
ben zugute kommt. 

Achtens. Die Behauptung, daß durch die Einbe-
ziehung Namibias in den Vertragstext die Bundes-
regierung de facto die völkerrechtswidrige Beset-
zung Namibias durch Südafrika anerkenne, ist 
rechtlich unzutreffend. Der südafrikanischen Re-
gierung wurde 1977 notifiziert, daß das Kulturab-
kommen auf Namibia nicht mehr angewandt wird. 
Die südafrikanische Regierung hat den Eingang 
dieser Note bestätigt. Gemäß internationaler Ge-
pflogenheiten wurde hierdurch Namibia aus dem 
Geltungsbereich des Kulturabkommens ausge-
schlossen. 

Politisch setzen wir uns unverändert wie die frü-
heren Regierungen für die Umsetzung der UN-Si-
cherheitsratsresolution 435 ein, für eine Unabhäng-
keit Namibias, und logischerweise ist für uns des-
wegen auch die Interimsregierung, die wohl am 
17. Juni ihre Arbeit aufnehmen soll, null und nich-
tig, und wird von uns nicht anerkannt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Neuntens. Daß Reisen und Publikationen von der 
Bundesrepublik Deutschland gefördert und hiermit 
Apartheid verfälscht und beschönigt wird, ist eine 
Unterstellung, die auch durch fortgesetzte Wieder-

holung nicht richtiger wird. Gerade in unserer 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit bemühen wir uns 
ständig darum, darauf aufmerksam zu machen, wie 
sehr uns an der gewaltlosen Überwindung der von 
uns verworfenen und verurteilten Apartheid liegt. 
Die Bundesregierung hat wiederholt und auch öf-
fentlich betont, daß die in Südafrika ausgeübte ras-
sische Diskriminierung für uns unannehmbar ist. 
Sie mißachtet fundamental die Menschenrechte 
und die Menschenwürde. 
Was schließlich die Präsentation südafrikani-

scher Filme in der Bundesrepublik Deutschland an-
belangt, möchte ich darauf hinweisen, daß die Bun-
desregierung keinen Einfluß darauf hat, inwieweit 
südafrikanische Filme bei Beachtung der inner-
staatlichen Bestimmungen, also Verbot der Rassen-
diskriminierung, gezeigt werden. Auf Grund der 
von uns politisch verfolgten Absicht, auch im kultu-
rellen und Ausbildungsbereich die nichtweiße Be-
völkerung Südafrikas unter dem Dach eines beste-
henden Kulturabkommens weiterhin gezielt zu för-
dern und auf diese Weise einen Beitrag zur Über-
windung oder zum Abbau der Rassendiskriminie-
rung zu leisten, versprechen wir uns von einer Kün-
digung des Abkommens keinerlei praktischen Nut-
zen und bitten den Bundestag, den Antrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN zurückzuweisen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Staatsminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Klein. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ja, bitte. 

Klein (München) (CDU/CSU): Herr Staatsmini-
ster, halten Sie es für ein wirksames Mittel deut-
scher Politik, etwas, was tatsächlich besteht, 
schlicht und einfach nach der Methode Vogel 
Strauß für null und nichtig zu erklären? 

(Zuruf von der SPD: Welchen Strauß mein

-

ten Sie jetzt?) 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich glaube, daß die Bundesregierung, Herr Kollege 
Klein, gut daran tut, wie bisher und wie ihre sämtli-
chen Partner in der Europäischen Gemeinschaft 
wie auch unsere sämtlichen Partner in der Allianz 
die UNO-Sicherheitsratsresolution 435 als die 
Grundlage ihrer Politik gegenüber dem Namibia-
Problem zu betrachten, d. h. nur eine Regierung 
anzuerkennen, die aus freien und geheimen Wahlen 
in Namibia hervorgegangen ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Herr Kollege Klein, ich hatte in den vergangenen 
Tagen den UNO-Kommisar für Namibia, den indi-
schen Botschafter Mishra als Gesprächspartner bei 
mir. Er hat uns darauf hingewiesen, daß man — 
und ich hatte die gleiche Reaktion von europäi-
schen Gesprächspartnern — sehr besorgt darüber 
wäre, würde die Bundesregierung in diesem Punkt 
ihre Politik ändern und eine Regierung anerken-
nen, die diesen Kriterien, die ich genannt habe, 
nicht gerecht wird. 
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Im übrigen, wir beide finden uns ja nicht mit 

allem allein deswegen ab, weil es existent ist. Man 
kann sehr wohl etwas, was existent ist, was einem 
nicht gefällt, als politisch oder anderweitig nicht 
wünschenswert bezeichnen. Das ist ja mit diesem 
Begriff gemeint. Wir anerkennen diese Regierung 
unter keinen Umständen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Schließlich wollte ich, zum Schluß kommend, auf 
drei Argumente eingehen, die von den Kollegen aus 
den verschiedenen Fraktionen vorgetragen worden 
sind. Da ging es zum einen um die Frage, wie sich 
denn im Verhältnis zu solchen Maßnahmen wie 
Kündigung eines Abkommens oder wirtschaftliche 
Sanktionen die Betroffenen selbst stellen. Ich halte 
das für eine sehr wichtige Frage. Ich halte es auch 
für sehr schwierig für die Betroffenen, das selbst 
mit einem schlichten Ja oder Nein zu beantworten. 
Wir hatten von seiten des Auswärtigen Amtes ge-
rade vor einiger Zeit hierüber ein Gespräch, an dem 
auch Bischof Tutu beteiligt war. Deswegen habe ich 
Ihre Kritik nicht verstehen können. In diesem Ge-
spräch hat er ausdrücklich die Wirksamkeit des 
Sonderprogramms begrüßt. Er hat den Wunsch ge-
äußert, daß man vielleicht mehr tun soll. Und er hat 
zum Thema eines möglichen Kulturinstituts — es 
waren mehrere Gesprächspartner, nicht nur er —, 
eines Goethe-Instituts, einer Zweigstelle in Süd-
afrika gesagt, man könne einem solchem Projekt 
Gutes abgewinnen und zustimmen, wenn die ent-
scheidende Prämisse gewährleistet sei, nämlich der 
Zugang aller, die dorthin wollen, ohne jede Restrik-
tion. 

Das ist für uns die absolute Voraussetzung. 

(Beifall des Abg. Toetemeyer [SPD]) 

Wenn wir kein Übereinkommen erzielen können, 
daß dieses Goethe-Institut, wenn wir es errichten, 
für jedermann zugänglich ist, werden wir es nicht 
machen. 

Ich bitte Sie aber alle sehr herzlich, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, dieses Kriterium mit 
gleicher Leidenschaft und gleichem Nachdruck in 
allen anderen Ländern, in denen wir Kulturinsti-
tute haben, zu vertreten. Denn dieses Problem stellt 
sich wahrlich nicht nur an der einen Stelle. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der zweite Aspekt, den ich ansprechen will, be-
zieht sich auf das wirtschaftliche Embargo. Ich 
kann Neugierige da nur warnen. Wenn wir einmal 
anfangen, ein wirtschaftliches Embargo — über 
dessen Zweckmäßigkeit, Wirksamkeit usw. ich oh-
nehin keinerlei Illusionen habe — als Mittel unse-
rer Politik gegenüber irgendeinem Land zu prakti-
zieren, dann sage ich Ihnen, meine verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen: Sie werden sich noch wun-
dern über das, was hier losgeht. Dann wird je nach 
Belieben in die eine oder in die andere Richtung 
dies zum Mittel, zum Hauptmittel der Politik ge-
macht werden, oder man wird es versuchen. 

Wir haben gesagt: Wir wollen kein Embargo ge-
gen die Sowjetunion, obwohl es im Zusammenhang 
mit dem Einmarsch der Sowjetunion in Afghani-

stan gute Gründe gegeben hat. Dieses Land führt 
dort unablässig Krieg. Was ist eigentlich ein krasse-
rer Grund für eine Embargomaßnahme, wenn nicht 
der, daß ein Land einen Angriffskrieg führt? Ver-
langt hier einer ein Embargo gegenüber der Sowjet-
union? Das höre ich nicht. 
Es hat solche gegeben, die verlangt haben: Em-

bargo gegenüber Nicaragua. Wir haben gesagt: Das 
machen wir nicht. Jetzt gibt es welche, die verlan-
gen das gegenüber Südafrika. Ich sagen Ihnen: Es 
ist erstens unzweckmäßig. Es schadet zweitens den 
zu Begünstigenden, den Schwarzen. Und drittens 
ist es nicht Instrument unserer Politik und sollte es 
nicht werden. Wer dies verlangt, wird sich wundern, 
wohin die Reise dann gehen wird. Wir machen eine 
entsprechende Forderung nicht mit. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatsminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ströbele? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ja, bitte. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Staatsminister, sehen 
Sie nicht einen Unterschied zwischen der Tatsache, 
daß die Kohle in Südafrika unter Sklavenhalterver-
hältnissen und extremer Ausbeutung der 
schwarzen Bergarbeiter hervorgeholt und produ-
ziert wird, und den Beispielen, die Sie genannt ha-
ben? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Darf ich Sie, Herr Ströbele, bitten, in einer weiteren 
Frage zum Ausdruck zu bringen, ob für Sie das Kri-
terium, daß ein Land gegen ein anderes einen An-
griffskrieg führt, nicht einen ähnlichen Rang haben 
könnte. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Und das stimmt! 
Das andere stimmt ja gar nicht! — Ströbele 
[GRÜNE]: Dort wird nicht Kohle produ

-

ziert!) 
— Ich komme auf den zweiten Punkt zurück. — Das 
haben Sie nicht beantwortet, und das finde ich 
schon signifikant! 
Zum zweiten. Ich habe mir mal die Mühe ge-

macht, mich über die Arbeitsbedingungen der Men-
schen in den verschiedenen Staaten Afrikas zu in-
formieren. Ich empfinde die Arbeitsbedingungen, 
die in Kohlegruben Südafrikas bestehen, auch 
nicht an den Vorstellungen orientiert, die in 
Deutschland bestehen. Aber ich habe mich auch 
über Arbeitsstellen in anderen schwarzafrikani-
schen Ländern informiert. Es ist halt so: Auf diesem 
Kontinent sind die Arbeitsbedingungen grundle-
gend anders und bei weitem nicht von dem Stan-
dard geprägt, der bei uns in Deutschland mittler-
weile in Bergwerken üblich ist. Aber das sie sich in 
Südafrika so signifikant von denen in bestimmten 
schwarzafrikanischen Staaten unterschieden, ist 
einfach unzutreffend. Ich verstehe nicht, warum Sie 
aus dieser Kondition, den Arbeitsbedingungen im 
Bergwerk, eine Boykottforderung ableiten wollen. 
Dann kommen Sie ganz schnell dazu, daß Sie Wirt-
schaftsboykottmaßnahmen gegenüber 50, 60 Staa- 
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ten dieser Erde praktizieren müssen. Das macht 
doch keinen Sinn. 

Ich glaube wirklich: Wenn wir anfangen wollen, 
selektiv nach der Situation der Menschenrechte 
oder anderen Gesichtspunkten, die alle sehr ernst 
zu nehmen sind, Wirtschaftsboykottmaßnahmen zu 
praktizieren, werden wir Wirtschaftsbeziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland in relativ kurzer 
Zeit auf eine überschaubare Zahl von Staaten redu-
zieren können. 

Abschließend zum letzten Punkt. Herr Kollege 
Verheugen, ich bin j a doch manchmal ein bißchen 
verblüfft, 

(Würzbach [CDU/CSU]: Warum nur ein 
bißchen?) 

wie mit Zeitablauf und mit Rollentausch der eine 
oder andere von uns Sachverhalte, die sich über-
haupt nicht geändert haben, plötzlich, nur auf 
Grund des vorgenommenen Rollentauschs, ganz an-
ders bewertet. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Wie im Thea-
ter!) 

— Das ist im Theater so, sagt der Kollege Horn-
hues. Das würde ich so nicht sehen. Ich meine da-
mit: Hinzugehen und zu sagen, die Kontaktgruppe 
sei von Anfang an ein Papiertiger gewesen — — 

(Verheugen [SPD]: Das habe ich nicht ge-
sagt!) 

— Doch, das haben Sie gesagt. Ich habe Sie wörtlich 
zitiert. Die Kontaktgruppe sei von Anfang an, das 
müsse man heute konstatieren, ein Papiertiger ge-
wesen. 

Wenn es überhaupt eine Staatengruppe gegeben 
hat, die in der letzten Zeit in dieser Region wirksam 
auf die Entwicklung Einfluß genommen hat, dann 
war es die Fünfergruppe, deren Erfolg in der Tat 
nicht hinreichend ist. Aber ich habe keine andere 
Bemühung in der letzten Zeit gesehen, die auch nur 
annähernd so wirkungsvoll gewesen wäre. 

Frau Kollegin Hamm-Brücher, Ihnen wie allen 
anderen Kollegen steht das Auswärtige Amt gerne 
mit jeder Information zur Verfügung. Wenn es dann 
schon einmal vorkommt, daß eine Frage eines Ab-
geordneten, die am Dienstagabend bei uns eingeht, 
erst am Donnerstagmittag beantwortet werden 
kann — mit einem ausführlichen Informationspa-
ket von zehn Seiten —, dann bitte ich dafür um 
Nachsicht. Beim nächsten Mal wollen wir versu-
chen, das nicht in eineinhalb Tagen, sondern viel-
leicht in einem halben Tag hinzubekommen; denn 
uns liegt sehr an einer guten Zusammenarbeit mit 
dem Haus. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Der Abgeordnete 

kann ja auch früher fragen!) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen zu dieser Debatte nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vor-
lagen zu den Tagesordnungspunkten 18 a und 18 b 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vor. Gibt es dazu andere Vorschläge, Anre-
gungen? — Das ist nicht der Fall. Dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 

Ich darf Ihnen mitteilen, daß auf der Ehrentri-
büne eine Delegation der Schweizer Kantonsregie-
rung von Solothurn Platz genommen hat. Ich habe 
die Ehre, Sie im Deutschen Bundestag herzlich zu 
begrüßen. Wir wünschen Ihnen einen erfolgreichen 
und angenehmen Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Geset-
zes zur Änderung des Abfallbeseitigungsge-
setzes 
— Drucksache 10/2885 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Konzept für eine umweltverträgliche Abfall-
wirtschaft 
— Drucksache 10/2601 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 19 a und 19 b und eine Aussprache von 
60 Minuten vorgesehen. Ich sehe dazu keinen Wi-
derspruch. — Dann ist das so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Dazu hat 
zunächst das Wort der Parlamentarische Staatsse-
kretär im Bundesministerium des Innern, Herr 
Spranger. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Mit dieser vorliegenden 
vierten Novelle zum Abfallbeseitigungsgesetz wird 
ein weiterer wesentlicher Schritt zur Verbesserung 
der Umwelt getan, nachdem bereits im Frühjahr 
dieses Jahres die dritte Novelle verabschiedet wor-
den ist, mit der eine wesentliche Verbesserung der 
wirksamen Kontrolle und Überwachung der grenz-
überschreitenden Verbringung von Abfällen, insbe-
sondere von gefährlichen Abfällen geschaffen wor-
den ist. 

Diese vierte Novelle zum Abfallbeseitigungsge-
setz wird zuallererst die Menge der anfallenden Ab-
fälle sowohl im Produktionsprozeß wie auch im Be-
reich des Konsums reduzieren. Abfälle dürfen in 
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erster Linie nicht entstehen. Dann müssen sie nicht 
aufwendig beseitigt werden. Das ist allgemein die 
beste Lösung. Unvermeidbare Abfälle sollen soweit 
wie möglich verwertet werden. 

In einer sozialen Marktwirtschaft ist es selbstver-
ständlich, daß eine Verwertung von Abfällen und 
damit Abfallwirtschaft nur dann betrieben werden 
können, wenn für die zu gewinnenden Sekundär-
rohstoffe und die aus ihnen zu produzierenden Gü-
ter ein Markt vorhanden ist oder ein Markt ge-
schaffen werden kann. Wir lehnen eine Verbesse-
rung unter Außerachtlassung marktwirtschaftli-
cher Prinzipien ab. Das würde ebenfalls zu volks-
wirtschaftlich besonders teueren Müllhalden und 
damit zu einer verantwortungslosen Belastung des 
Steuerzahlers führen. Die dennoch verbleibenden 
Abfälle müssen in einer für Mensch und Umwelt 
verträglichen Weise beseitigt werden. 

Die Bunderegierung weiß sehr wohl zu schätzen, 
daß auf dem Weg zur Abfallwirtschaft bereits 
Schritte gemacht werden. Sie wird die Gangart be-
schleunigen, um das Ziel rascher zu erreichen. Des-
halb haben wir diese Grundsätze auch in das Ab-
fallbeseitigungsgesetz geschrieben. 

Die Beseitigung der weder vermeid- noch ver-
wertbaren Abfälle soll künftig konzentriert in mög-
lichst wenigen, aber gut ausgestatteten Anlagen er-
folgen. Diese müssen in Wirtschafregionen, in de-
nen das Gros der Abfälle anfällt, betrieben werden. 
Hierzu bedarf es auch einer engen Zusammenar-
beit der Bundesländer und — im Falle grenzüber-
schreitender Wirtschaftsregionen — auch der be-
nachbarten Staaten. Es sind regionale Abfallwirt-
schafskonzepte zu erstellen, die folgenden Anforde-
rungen genügen müssen: ein Mehr an Umwelt-
schutz, weniger bürokratischer Aufwand, keine un-
billige Belastung der Steuerzahler. 

Für Beseitigungsanlagen wie für Beseitigungs-
prozesse gilt es, den technischen Standard zu ver-
bessern und Rahmenrichtwerte für die weitere Ent-
wicklung zu setzen. Dies wird in einer Technischen 
Anleitung Abfall geschehen. Die Bundesregierung 
stellt auf diese Weise sicher, daß künftige Genera-
tionen frei von Altlastenproblemen à la Georgswer-
der oder Gerolstein leben können. 

Weiterhin wird dieses Gesetz die besondere Be-
handlung schadstoffhaltiger Produktion und Ab-
fälle regeln. Ihre geordnete Beseitigung ist nur 
dann gewährleistet, wenn auch der Verbraucher 
entsprechend informiert wird. Reste von Farben 
oder gebrauchte Öle, Lösungsmittel, um nur einige 
Beipiele zu nennen, gehören weder in den Ausguß 
noch in die Mülltonne. Sie vergiften im Endeffekt 
das Grundwasser und den Boden. 

Diese Bundesregierung glaubt nicht, daß mehr 
Gesetze automatisch zu mehr Gerechtigkeit, zu 
mehr Recht führen. Sie hat deshalb die vierte No-
velle auf die unbedingt neu zu regelnden Bereiche 
beschränkt. Daneben enthält der Gesetzentwurf 
Verordnungsermächtigungen, von denen die Bun-
desregierung nur Gebrauch machen wird, wenn die 
betroffenen Branchen nicht selbst befriedigende 
und umweltgerechte Lösungen für die anstehenden 

Probleme herbeiführen. Hierzu ist dann während 
der Beratungen des Gesetzentwurfs noch ausrei-
chend Zeit. Ich appelliere an alle beteiligten Unter-
nehmen, ihr Verhalten nicht nur am Profit oder an 
der Bequemlichkeit, sondern verstärkt am Schutz 
der Umwelt zu orientieren. 

Wir wissen, daß die breite Mehrheit der Bevölke-
rung einen verbesserten Umweltschutz gerade auch 
bei der Müllbeseitigung will und auch bereit ist, 
aktiv mitzumachen. Deswegen hofft die Bundesre-
gierung auf eine zügige Behandlung und Verab-
schiedung des Gesetzentwurfs im Deutschen Bun-
destag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die vierte Novelle zum Abfall-
beseitigungsgesetz ist überfällig. Nicht umsonst ist 
die Abfallwirtschaft neben der Luftverschmutzung 
heute zu einem zentralen Thema der Umweltpolitik 
geworden. Alarmmeldungen über giftige Sickerwäs-
ser und gefährliche Gase, die aus alten Deponien 
entweichen, beschäftigen die Bevölkerung. In zahl-
losen Kommunalparlamenten und Kreistagen wird 
heftig darüber gestritten, wohin denn die Müllberge 
in Zukunft verfrachtet werden sollen. Die Men-
schen werden sich mehr und mehr bewußt, daß sie 
mit den Naturgütern künftig nicht mehr so sorglos 
umgehen dürfen wie in der Vergangenheit. 

Das jährliche Abfallgebirge ist auf 250 Millionen 
Tonnen angewachsen. Die Hälfte des Hausmülls be-
steht bereits aus Verpackungsmaterialien. Im Ge-
tränkebereich sind im letzten Jahr nicht weniger 
als 3 Milliarden Einwegdosen und -flaschen ver-
braucht worden. Sie würden 53 000 Güterwagen fül-
len. Das sind erschreckende Zahlen. 

Was ist notwendig? Wir brauchen eine zukunfts-
orientierte Abfallwirtschaft, die nicht am Ende der 
Produktionskette ansetzt, also erst bei der Entsor-
gung, sondern die in ein volkswirtschaftliches Ge-
samtkonzept einbezogen ist, das auf weniger Roh-
stoffverbrauch, auf weniger Energieverbrauch, auf 
weniger Umweltbelastung durch schädliche Sub-
stanzen und auf weniger Landschaftsverbrauch, 
z. B. durch Deponieflächen, ausgerichtet ist. 

Gemessen an diesem Anspruch, Herr Staatsse-
kretär, ist der hier eingebrachte Gesetzentwurf lei-
der nur halbherzig. Er vollzieht nicht den entschei-
denden Schritt von der Abfallbeseitigung zu einer 
Abfallwirtschaft. Über die Grundsätze — Abfallver-
meidung, Abfallverminderung und -verwertung so-
wie schadlose Beseitigung von Reststoffen — sind 
wir uns rasch einig. Gefragt ist jedoch wesentlich 
mehr: Wir brauchen ein schlüssiges Handlungskon-
zept, mit dem man z. B. das Ziel, bis 1990 tatsächlich 
50 % des Hausmülls wiederzuverwerten, auch errei-
chen kann. Gefragt sind handfeste Instrumente, mit 
denen eine Vermeidung überflüssiger Abfälle auch 
durchgesetzt werden kann. Solche Instrumente feh-
len in Ihrem Entwurf entweder ganz, oder sie sind 
zu schwach ausgebildet. Im Grunde begnügt sich 
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die Regierungsvorlage nach Ihren eigenen Worten 
damit —, ich zitiere — „punktuelle Erweiterungen 
des Abfallbeseitigungsgesetzes um abfallwirtschaft-
liche Regelungen vorzunehmen". Das aber reicht 
bei weitem nicht aus. 

Unserer Überzeugung nach ist der Aufbau einer 
integrierten Abfallwirtschaft genau derjenige Be-
reich, in dem wir am schnellsten und am erfolgver-
sprechendsten das erreichen können, was wir mit 
der Forderung nach einer ökologischen Modernisie-
rung unserer Volkswirtschaft anstreben. Diese 
Chance sollten wir nutzen, um so mehr, als nach 
vorliegenden Untersuchungen gerade auf diesem 
Gebiet zusätzlich rund 100 000 Arbeitsplätze ge-
schaffen werden könnten. 

Die Bevölkerung — das sehe ich ebenso, wie Sie 
es dargestellt haben — ist in einem erstaunlich ho-
hen Maße bereit, neue Wege mitzugehen und ihren 
Beitrag zu leisten. Das beweisen nicht nur die zahl-
reichen bereits eingeleiteten Modellversuche, etwa 
mit der „Grünen Tonne", das beweisen auch Umfra-
gen, z. B. in Hessen, wonach 92 % der Bürger der 
Getrenntsammlung von Wertstoffen und der Ver-
pflichtung zur Wiederverwertung zustimmen. Aber 
Wiederverwertung macht ja nur dann einen Sinn, 
wenn vorher obligatorisch festgelegt ist, daß aus 
dem Gesamtmüll sämtliche Problemabfälle, die 
schädliche Substanzen enthalten, entfernt werden. 

Gewiß, die Bundesregierung erbittet sich eine Er-
mächtigung für eine Verordnung in diesem Sinne, 
aber zu fragen bleibt doch, warum es -dieses um-
ständlichen und zeitraubenden Umweges bedarf. 
Wir setzen dem entgegen: Der Gesetzgeber sollte 
konkrete Forderungen in das Gesetz hineinschrei-
ben, die das Wiederverwertungsgebot tatsächlich ef-
fektiv machen können. 

Noch ein wenig deutlicher wird der ziemlich de-
klamatorische Charakter im Regierungsentwurf bei 
dem Ruf nach dem Vermeidungsgebot. Ein Vermei-
dungsgebot kann nur dann greifen, wenn es sich 
nicht in unverbindlichen Appellen erschöpft. Die 
Forderung muß in den Wirtschaftsprozeß selbst zu-
rückverlagert werden; denn bei der Produktion ist 
der erste und unverzichtbare Ansatz, das Entstehen 
überflüssiger Abfallberge zu stoppen. Und da sind 
aller Erfahrung nach Appelle fruchtlos. 

Deshalb brauchen wir: Erstens die Einführung ei-
ner Abfallverträglichkeitsprüfung, die schon bei der 
Genehmigung von Produktionsanlagen zu einem 
maßgeblichen Kriterium werden muß. 

Zweitens. Der Einsatz von abfallarmen Technolo-
gien ist mit allen Mitteln, auch mit staatlichen Mit-
teln, zu fördern und zu begünstigen. 

Drittens. Auch das betriebsinterne Recycling, 
also die Rückführung noch anfallender Reststoffe 
in den Produktionsablauf, muß durch geeignete 
steuerliche Anreize und durch Abschreibungsmög-
lichkeiten belohnt werden. Wenn Abfallvermei-
dungsstrategien das Schlüsselproblem zur Lösung 
der Abfallprobleme sind — das ist unsere Auffas-
sung — , dann ist es höchst verwunderlich, daß der 
Regierungsentwurf gerade über diesen Punkt ziem-
lich gleichgültig hinweggeht. 

Wir Sozialdemokraten fordern in unserem „Kon-
zept für eine umweltverträgliche Abfallwirtschaft" 
klare Rahmenbedingungen für eine grundsätzliche 
Neuorientierung. Den Ländern muß die Verpflich-
tung auferlegt werden, an Stelle der bisherigen Ab-
fallbeseitigungspläne Abfallwirtschaftspläne aufzu-
stellen. Für die Verminderung des Müllaufkom-
mens und für die Erhöhung der Recyclingquote 
müssen verbindliche, terminlich befristete Zielvor-
gaben gemacht werden. Wenn die milderen Instru-
mente, z. B. Branchenabkommen, nicht greifen, 
müssen unverzüglich schärfere angewendet wer-
den. Die Ankündigung des Bundesinnenministers 
zur Wiederverwertung und zur Abfallvermeidung 
bleiben so lange heiße Luft, solange er nicht einmal 
wagt, den Instrumentenkasten aufzumachen. 

Die Abfallvermeidung muß da ansetzen, wo der 
exponierteste Punkt ist, nämlich bei der ungeheuer-
lich stark angestiegenen Verpackungsflut. Immer 
noch wandern von den Milliarden Getränkedosen 
und Flaschen 75% auf unsere Mülldeponien. Mit 
dieser Art von Verpackung leisten wie der Ex-und- 
hopp-Mentalität Vorschub. Das ist Rohstoff- und 
Energieverschwendung größten Ausmaßes. Es ist 
doch grotesk, daß z. B. bei der Verpackung von Li-
monade der Inhalt gerade noch 7 Pf kostet, die 
Weißblechdose aber 22 Pf kostet. Bei der Alumini-
umdose steigt der Preis auf sage und schreibe 49 Pf. 
Der Vormarsch der Dosen und Einwegflaschen, ins-
besondere übrigens der neu auf den Markt kom-
menden PET-Flaschen aus Kunststoff, ist besorg-
niserregend. Hier müssen Sie schleunigst etwas 
tun. Sie tragen die Verantwortung, nehmen Sie sie 
wahr! Es gibt nämlich einen Punkt, an dem eine sol-
che Entwicklung gar nicht mehr umkehrbar ist. Das 
lehrt die Erfahrung in den USA. 

In Schweden ist seit 1981 eine Einwegverpak-
kungsabgabe gesetzliche Vorschrift. 

(Stockhausen [CDU/CSU]: Das können Sie 
j a machen!) 

Dabei hat sich gezeigt, daß der Anteil der Einweg-
behälter tatsächlich spürbar zurückgegangen ist. 

(Stockhausen [CDU/CSU]: Aber schon 
1981!) 

Dies bestätigt übrigens auch der Bericht der Bun-
desregierung vor der Umweltministerkonferenz 
vom Mai 1984 in Berlin. 

Zugreifen und nicht Zuwarten ist also das Gebot 
der Stunde. Sonst ist der Zeitpunkt nicht mehr fern, 
wo Verbraucher und Einzelhandel keine freie Wahl 
mehr haben, sondern unerbittlich dem Preisdiktat 
einiger weniger Multis auf dem Getränke- und Le-
bensmittelmarkt ausgeliefert sind. 

Wir fordern deshalb die sofortige Einführung ei-
ner Einwegabgabe, um die wirtschaftlich und ökolo-
gisch unverantwortliche Einwegbehälterlawine, die 
auf uns zukommt, abzustoppen. 

Ein wichtiger Punkt ist auch die konsequente Zu-
rückdrängung schadstoffhaltiger Produkte und da-
mit auch schadstoffhaltiger Abfälle. Auch dies ist 
im Gesetzentwurf nicht ausreichend geregelt. Die 
bloße Ermächtigung in § 14, gegebenenfalls eine 
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Rechtsverordnung erlassen zu können, reicht auf 
keinen Fall aus. Wir brauchen ein eindeutiges Ver-
bot all derjenigen Schadstoffe und derjenigen Pro-
dukte, für die es heute bereits umweltunschädliche 
Ersatzstoffe gibt. Grundsatz muß werden, alle um-
weltfreundlichen Produkte durch steuerliche Be-
günstigung zu fördern und im Gegenzug umweltbe-
lastende Materialien und umweltschädliche Er-
zeugnisse entsprechend teurer zu machen. 

Fazit: Mit Unentschlossenheit, meine Damen und 
Herren, mit Zaghaftigkeit und Inkonsequenz oder 
gar allein mit dem drohend erhobenen Zeigefinger 
der Rechtsverordnungen ist die Müllflut nicht zu 
bremsen. Der Gesetzgeber muß den Mut haben, 
Klartext zu reden und mindestens an den von mir 
genannten Stellen konkrete Forderungen hineinzu-
schreiben. Gewiß enthält der Gesetzentwurf 
brauchbare Ansätze; sie müssen aber weiterentwik-
kelt werden. 

Ich drücke die Hoffnung aus, daß in den parla-
mentarischen Beratungen die konstruktiven Vor-
schläge unseres Abfallwirtschaftskonzepts positiv 
aufgenommen werden und im Sinne einer Nachbes-
serung in den Regierungsentwurf eingebaut wer-
den können. Die Zeit drängt. Klare Signale sind 
erforderlich, und zwar für die Wirtschaft und für 
den Konsumenten. Wenn wir den Schritt von der 
Wegwerfgesellschaft zur Verwertungsgesellschaft 
tun wollen, dann müssen wir heute damit anfan-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Frau Kol-
legin Hartenstein, Sie haben nicht nur das Kind mit 
dem Bade ausgeschüttet, Sie werfen auch die Bade-
wanne hinterher; denn Sie hätten ja wissen müs-
sen, daß dieses Gesetz, das von Ihnen 1972 verab-
schiedet wurde, all die Möglichkeiten gegeben hat, 
die Sie hier aufzählen. Ihr Abfallwirtschaftspro-
gramm von 1975 war in seinen Zielvorstellungen 
gar nicht so schlecht, wie Sie die Dinge heute darle-
gen. 

Wenn Sie die Begründung genau gelesen haben 
und daran denken — das haben Sie zum Schluß 
gesagt —, daß wir am Anfang der Beratung stehen, 
dann gehe ich davon aus, daß wir gemeinsam das 
tun, was Sie hier anregen, nämlich daß wir weiter-
entwickeln und fortentwickeln. 

Es ist in der Tat so, daß neben dem Schutz von 
Boden, Wasser und Luft eine umweltverträgliche 
Lösung der Abfallproblematik nötig wird. Dies wird 
ein weiterer Schritt meiner Fraktion sein. Dies wird 
ein weiterer Schritt dieser Bundesregierung sein, 
nachdem wir im Bereich der Luftreinhaltepolitik 
entscheidende Schritte nach vorn getan haben, daß 
wir mit dieser Novellierung beginnen, Schritt für 
Schritt zu weiteren Verbesserungen zu kommen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Hartenstein? 

Schmidbauer (CDU/CSU): Gern, Herr Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Kollege Schmid-
bauer, würden Sie mir bestätigen, daß das 1975 von 
der Bundesregierung und Bundeskanzler Helmut 
Schmidt beschlossene Abfallwirtschaftsprogramm 
tatsächlich erhebliche Erfolge gezeitigt hat, z. B. da-
durch, daß die Altglasverwertung von 200 000 t auf 
über 800 000 t gesteigert werden konnte? Würden 
Sie bitte auch Verständnis dafür haben — das ist 
meine Frage —, daß ich in einem Kurzreferat nicht 
alles anführen kann, was ich gern anführen möch-
te? 

Schmidbauer (CDU/CSU): Dafür habe ich Ver-
ständnis. Aber Sie sollten Ihre eigene Politik nicht 
so schlecht machen, wenn Sie hier mit Ihrer eige-
nen Politik begründen, was alles so negativ ist. Frau 
Kollegin, das Gesetz mag zwar unter Kanzler 
Schmidt verabschiedet worden sein, aber hier sitzt 
der Kollege Baum, der dies verantwortet hat. Mit 
Bundeskanzler Schmidt ging im Bereich des Um-
weltschutzes nicht sehr viel. Wenn wir auf die Ent-
wicklung der letzten 13 Jahre eingehen, weisen Sie 
immer darauf hin, daß der Kollege Baum damit 
gemeint war. Ich will das ausdrücklich weitergeben. 
Wir wissen, weil wir sehr gut zusammenarbeiten, 
was damals auf den Weg gebracht wurde. Das war 
ja meine Einlassung zu Beginn meiner Ausführun-
gen. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Die SPD ist eben 
lernfähig!) 

— Wenn das die GRÜNEN feststellen, dann brau-
che ich nur nach Hessen zu schauen; dann habe ich 
diesen Eindruck auch. 
Die Entwicklung der letzten Jahre hat deutlich 

gemacht, daß es wichtig ist, neue Rahmenbedin-
gungen vorzugeben, um von der reinen Abfallwirt-
schaft zu einer umfassenden Abfallwirtschaft zu 
kommen. Die Lasten, mit denen wir heute konfron-
tiert werden, führen uns deutlich vor Augen, daß 
wir neue Wege gehen müssen. Es wurde auf die 
Problematik der Altlasten hingewiesen. Es muß auf 
die Belastung unserer Grundwässer hingewiesen 
werden. Das ist sicher Anlaß genug, hier neue Wege 
zu beschreiten. 
Die CDU/CSU-Fraktion hat in ihrem Entschlie-

ßungsantrag vom 9. Februar 1984 in ihrer Verant-
wortung für die Umwelt Lösungsansätze für eine 
umfassende Wirtschaftpolitik vorgegeben. Dazu ge-
hören: erstens die Abfallvermeidung — denn was 
liegt näher, als dies primär herauszuheben, um da-
mit etwas zu tun, was nachher eine Beseitigung 
überflüssig macht —, zweitens die Verringerung 
der Abfallmengen und insbesondere problemati-
scher Abfallinhaltsstoffe, drittens die verstärkte 
Verwertung von Abfällen, viertens der Erlaß einer 
Technischen Anleitung Abfall, um damit die Anfor-
derungen für eine ordnungsgemäße umweltverträg-
liche Abfallwirtschaft zu konkretisieren, und fünf- 
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tens die Regelung internationaler Sondermülltrans-
porte. 

Die Lösung des Problems der unkontrollierten 
Beseitigung von gefährlichen Abfällen ist mit der 
dritten Novelle zum Abfallbeseitigungsgesetz und 
der entsprechenden EG-Richtlinie von uns auf den 
Weg gebracht worden. Durch strenge Kontrollen 
von Ein- und Ausfuhr und Transit ist dafür gesorgt, 
daß sich ein Fall wie der der umherirrenden Fässer 
von Seveso bei uns nicht wiederholen kann. Die bis-
herige Konzeption, wie sie in dem Abfallwirt-
schaftsprogramm vom Jahre 1975 festgelegt ist — 
mit  den Schwerpunkten Reduzierung der Abfälle 
auf Produktions- und Verbraucherebene, Steige-
rung der Nutzbarmachung und Verwertung, schad-
lose Beseitigung von Abfällen sowie Anwendung 
des Verursacherprinzips —, kann beibehalten und 
fortentwickelt werden. Ich will dies hier ganz klar 
herausstreichen, Frau Kollegin. 

Sicher kann man heute feststellen, daß es eine 
positive Entwicklung gegeben hat. Es ist nicht alles 
so düster, wie Sie das dargestellt haben. In vielen 
Teilen der Industrie wird, aus welchen Gründen 
auch immer, bereits nach der Devise verfahren: Ab-
fallvermeidung geht vor Abfallverwertung, und 
diese geht vor Abfallbeseitigung. Auch der Bürger 
geht hier mit. Die vielen Bemühungen vor Ort zei-
gen, daß es hier eine große Akzeptanz gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Entwicklung zeigt aber auch deutlich, daß wir 
von vielen Zielen noch sehr weit entfernt sind 

(Zuruf von der SPD: Das ist wohl wahr!) 

und in diesem Bereich die Reparatur gegenüber der 
Vorsorge noch im Vordergrund steht. 

Eine umfassende Abfallwirtschaft kann sicher-
lich nicht nur durch die Novellierung des Abfallbe-
seitigungsgesetzes realisiert werden. Das ist ein 
wichtiger Baustein, der den Problembereich des 
produktbezogenen Umweltschutzes umfaßt. In Er-
gänzung müssen daher in anderen Gesetzen wie 
z. B im Bundes-Immissionsschutzgesetz, im Abwas-
serabgabengesetz und im Chemikaliengesetz ent-
sprechend wirksame Mechanismen zur Verfügung 
stehen, um eine moderne, umweltorientierte Abfall-
wirtschaft auf den Weg zu bringen. Wir haben im 
Innenausschuß bereits in dieser Woche das Bundes-
Immissionsschutzgesetz verabschiedet. Dieses Ge-
setz wird diesem Gedanken Rechnung tragen. 

Das kann sicherlich nicht von heute auf morgen 
geschehen. Das ist auch nicht mit dirigistischen 
Mitteln zu erzwingen. Das kann auch nicht nach 
einer Einheitsmethode erfolgen, gewissermaßen als 
Abfallkonzeption von der Stange. Hier muß ein Ge-
setz später den regionalen Gegebenheiten angepaßt 
werden. Das heißt, es muß regionale Entsorgungs-
konzepte geben. Das ist eine wichtige Gemein-
schaftsaufgabe, die nur durch Kooperation im pri-
vaten und staatlichen Bereich erfolgreich gelöst 
werden kann, also zwischen Produzent und Ver-
braucher, zwischen Haushalt und Kommune, zwi-
schen Bund, Ländern und Gemeinden. Dies stellt 
auch Anforderungen an die Gebietskörperschaften, 

die Träger der Abfallbeseitigung sind, den Bürger 
umfassend zu informieren, allerdings anders, als es 
neulich in einer großen Zeitung unter dem Stich-
wort „Auf ein Wort, Herr Minister" geschehen ist, 
als ein großer Konzern versucht hat, in den Dialog 
mit dem Minister einzutreten. Ich halte diese Aus-
einandersetzungen mit Anzeigen in Zeitungen nicht 
für gut, sondern dies muß in sinnvollen Gesprächen 
intensiv erörtert werden, damit gemeinsame Lösun-
gen gefunden werden können — eben ohne die Dar-
stellungen von PR-Managern in Zeitungen. Auf eine 
solche Information wartet der Bürger; denn hier 
kann er beweisen, daß er selber Umweltschutz 
praktizieren und damit realisieren kann. 

Die CDU/CSU-Fraktion ist sich darin einig, daß 
wir zu Beginn der Beratungen eine öffentliche Ex-
pertenanhörung durchführen sollten, um damit eine 
gründliche Beratung des vorgelegten Gesetzent-
wurfs zu ermöglichen. Wir werden dies im Septem-
ber tun. Dann werden wir Zeit haben. Wir sind auch 
daran interessiert, die vielfältigen und, wie wir wis-
sen, divergierenden Vorstellungen der Betroffenen 
in die Beratungen einzubeziehen. 

Wir begrüßen den von der Bundesregierung vor-
gelegten Gesetzentwurf zur Fortentwicklung des 
Abfallrechts. Die von uns mitgetragenen Kern-
punkte des Entwurfs sind: 

Erstens. Die Verwertung von Abfällen erhält, so-
weit sie umweltverträglich, technisch möglich und 
wirtschaftlich sinnvoll ist, Vorrang vor der her-
kömmlichen Abfallbeseitigung. Dafür wird ein Ver-
wertungsgebot eingeführt. Dieses Prinzip soll für 
den gesamten Abfallbereich gelten. Wir wollen da-
mit einmal die getrennte Erfassung verwertbarer 
Bestandteile des Hausmülls über verschiedene 
Sammelsysteme, z. B. die Wertstofftonne, fördern, 
zum anderen die bereits heute bestehenden und er-
folgreichen Recyclingsysteme nicht beeinträchti-
gen. Das heißt, dort, wo funktionierende Altstoff-
sammlungen durchgeführt werden und damit die 
Entstehung von Abfall vermieden wird, soll dies 
nicht gestört werden. 

Zweitens. Wir tragen mit die Kennzeichnung 
schadstoffhaltiger Gebrauchsgüter zur Information 
des Verbrauchers, damit er diese einer umweltver-
träglichen Entsorgung bzw. Verwertung zuführen 
kann. Dies umfaßt sowohl die positive als auch die 
negative Kennzeichnung. Damit wird sicher eine 
Innovation eingeleitet, die zu einer anderen Pro-
duktentwicklung führen wird. 

Drittens. Wir tragen ferner mit die Sicherung ge-
trennter Erfassung schadstoffhaltiger Abfälle, sei 
es durch Rücknahmepflichten für Hersteller und 
Vertreiber oder mit Hilfe anderer wirksamer Me-
chanismen. 

Daß diese Punkte genügend Zündstoff beinhal-
ten, ist uns klar. Wir wollen bereits im Vorfeld der 
Beratungen deutlich machen, daß hier eine große 
Chance besteht, auf Grund freiwilliger Vereinba-
rungen mit der Industrie so voranzukommen, daß 
der Normgeber nicht gezwungen ist, in unsere 
marktwirtschaftliche Ordnung dirigistisch einzu-
greifen. Wir müssen die Entwicklung auf diesem 
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Sektor sorgfältig beobachten und sollten Rechtsver-
ordnungen nur dann erlassen, wenn andere Maß-
nahmen nicht zum Ziele führen. Langfristige Plan-
wirtschaft, wie Sie sie vorschlagen, Frau Kollegin, 
und wie auch in Ihrem Antrag vorgesehen, ist kein 
geeignetes Mittel. Dies trägt typische Elemente so-
zialistischer Planwirtschaft. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir wollen kontinuierliche Beobachtung, Analyse 
und flexiblen Einsatz marktwirtschaftlicher Instru-
mente. 

Weiter sieht der Gesetzentwurf vor, die Überwa-
chung alter Abfallablagerungen aus der Zeit vor 
Inkrafttreten des Abfallbeseitigungsgesetzes sowie 
die Sicherheit der Beseitigung von Abfällen durch 
den Erlaß technischer Vorschriften zu erhöhen. Ins-
besondere sollen damit die Bedingungen für eine 
umweltverträgliche Behandlung und Beseitigung 
von Sonderabfällen einheitlich festgelegt werden. 
Wir wollen nicht, daß morgen die Altlasten von 
heute erneut beseitigt werden müssen. 

Die vielschichtige Problematik im Altölbereich 
gibt Veranlassung, die Überwachung und Beseiti-
gung von bestimmten Altölen den strengeren An-
forderungen des Gesetzes zu unterwerfen. Die Inte-
gration der Altölbeseitigung in das Abfallbeseiti-
gungsgesetz wird in den Beratungen einen breiten 
Raum einnehmen müssen. 

Wir gehen von einer zügigen Beratung aus und 
erwarten auch von der Opposition, wie es die CDU/ 
CSU-Fraktion bei der Beratung 1972 gezeigt hat, 
eine konstruktive Mitarbeit. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wer sitzt eigentlich auf der Regie-
rungsbank: Herr Zimmermann oder die Verpak-
kungskünstler Gebrüder Aldi? Das habe ich mich 
bei diesem Entwurf zur Novellierung des Abfallbe-
seitigungsgesetzes gefragt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aldi mauert, und die Bundesregierung — vor allem 
Innenminister Zimmermann — kuscht. Wo sind die 
großartig versprochenen Maßnahmen gegen die 
Verpackungsflut? Wo ist die Verpackungsabgabe? 
Wo ist das obligatorische Alternativangebot von 
mehrwegverpackten Getränken? Nicht daß die 
GRÜNEN ernsthaft damit gerechnet hätten, daß die 
Bundesregierung willens ist, Industrie und Handel 
auf die Füße zu treten, aber was sie mit der vierten 
Novelle hier vorgelegt hat, ist so dürftig, daß es fast 
peinlich ist. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Haben Sie es 
nicht kleiner?) 

Ich will dies an einigen der drängendsten Pro-
bleme deutlich machen. 

Das erste Problem sind die sogenannten Altla-
sten. Altlasten sind alles das, was man meinte ver-
graben und vergessen zu können. Meine Damen 
und Herren, aber die Natur vergißt nicht. Sie hat 
ein Gedächtnis wie ein Elefant. Als Sinnbild für das 
gewaltige und untrügliche Gedächtnis der langsam 
vergifteten Umwelt steht ein großer Berg von Müll 
und Giftmüll mitten im Herzen einer Millionen-
stadt. Hamburg-Georgswerder wirft seine Schatten 
sogar bis nach Bayern, Herr Zimmermann. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: SPD- 
regiert!) 

Doch Georgswerder ist kein Einzelfall. 50 000 Alt-
lasten — darunter mehrere tausend mit hohem Ge-
fährdungspotential für Mensch und Umwelt — 
müssen systematisch erfaßt, kontrolliert, bewertet 
und saniert werden. Welche Lösung bieten Sie uns 
an, Herr Zimmermann? Sie dehnen die Überwa-
chungsmöglichkeiten auf Abfallablagerungen von 
vor 1972 aus. Das ist alles. Doch das ist nicht genug. 
Wer soll denn dafür bezahlen: die Erfassung, die 
Kontrolle mit den teuren Laboranalysen, die Sanie-
rung, die in Einzelfällen ja zwei- bis dreistellige Mil-
lionenbeträge kosten kann? Für Georgswerder wer-
den sogar Milliardenbeträge diskutiert. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Das alles kostet doch Geld. Soll das alles etwa der 
Steuerzahler zahlen? Werden die Produzenten die-
ser Schadstoffe ungeschoren davonkommen? 

Wo bleibt denn da das Verursacherprinzip, Herr 
Zimmermann? Danach sucht man in Ihrem Ent-
wurf vergebens. Das könnte ja vielleicht Leuten 
wehtun, auf deren tat- und finanzkräftige Unter-
stützung die Regierungsparteien sicher auch in Zu-
kunft nicht verzichten wollen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie müssen Ihr 
Manuskript auswechseln!) 

Wir meinen, die Verursacher müssen zur Kasse ge-
beten werden, allein oder als Gemeinschaft. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aber bevor man hier überhaupt zu diskutieren an-
fängt, wer wie zur Kasse gebeten werden soll, muß 
doch erst einmal eine Bestandsaufnahme dieses 
Problems erfolgen. Wo sind die schlimmsten Gift-
halden? Wo ist schon Grundwasser verseucht? Wo 
muß sofort gehandelt werden? 

Daher beantragen DIE GRÜNEN als Sofortmaß-
nahme die Erstellung eines bundesweiten Altla-
stenkatasters, das Aufschluß über die drängendsten 
Probleme gibt, damit hier sofort Abhilfe geschaffen 
werden kann, bevor es zu weiteren schlimmen 
Schäden an der Umwelt oder an der menschlichen 
Gesundheit kommt. 

Doch Reparatur allein genügt nicht. Es muß dafür 
Sorge getragen werden, daß Altlasten zukünftig 
erst gar nicht entstehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Langfristig brauchen wir eine neue Chemiepolitik, 
die das Entstehen langlebiger Schadstoffe oder de-
ren Eintritt in die Umwelt verhindert oder wenig-
stens kurzfristig vermindert. 
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Als zweiten Problembereich möchte ich die Ver-

packungsflut und die Schadstoffe im Hausmüll an-
sprechen. Diese Reizworte tauchen zwar im Regie-
rungsentwurf auf, aber die möglichen Maßnahmen 
sind noch lange nicht beschlossen. Bis die entspre-
chenden Rechtsverordnungen erlassen sind — 
hieran drehen j a die sogenannten beteiligten Krei-
se, also Aldi & Co, wieder mit —, wird noch so man-
che Einwegflasche Minister. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Herr Zimmermann, wie oft soll Aldi Sie denn noch 
verschaukeln? Auch hierzu bringen die GRÜNEN 
einen eigenen Entwurf ein; denn es müssen endlich 
Nägel mit Köpfen gemacht werden. 

Das sieht so aus: 

Erstens: Ab 1. Januar 1988 werden Getränke nur 
noch in Mehrwegbehältern aus wiederverwertba-
rem Material auf den Markt kommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweitens: Zwangspfand von mindestens 30 Pfen-
nigen auf alle Getränkeverpackungen. 

Drittens: Verpackungsabgabe auf alle Verpackun-
gen, außer Getränkeverpackungen aus Glas mit der 
Möglichkeit der Abgabenhalbierung bei hohem Alt-
stoffanteil. 

Viertens: Verbot von verbrauchertäuschenden 
Mogelpackungen. 

Fünftens: Rücknahmepflicht für alle schadstoff-
haltigen Produkte mit Zwangspfand auf Quecksil-
berbomben wie Batterien und Thermometer sowie 
auf Photochemikalien. 

Einen letzten Punkt will ich noch ansprechen; für 
mehr reicht die knappe Redezeit von fünf Minuten 
nicht. Das dritte und umfassendste Problem ist die 
Frage der Ausrichtung der Abfallpolitik auf eine 
Abfallwirtschaftspolitik, wobei wir Wirtschaft im 
Sinne eines ökologischen Haushaltens mit den 
Schätzen der Natur verstehen. Gerade hier ist der 
Zimmermansche Entwurf nur halbherzig und unge-
nügend. Ein bißchen Abfallwirtschaft, meine Da-
men und Herren, ist nicht genug. Eine Neuorientie-
rung der Abfallpolitik muß die Beseitigung von Ab-
fällen als letzte und nicht als bequemste und billig-
ste Methode der Entsorgung einordnen. Die wirt-
schaftliche Vertretbarkeit nicht als betriebs-, son-
dern als volkswirtschaftliche Größe muß Leitlinie 
werden. Volkswirtschaftlich können wir es uns 
nämlich nicht länger leisten, Rohstoffe zu ver-
schwenden, Schadstoffe aus dem Müll in die Luft zu 
pusten oder ins Abwasser oder in den Boden einzu-
bringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Alle Register der Vermeidung, der Wiederverwer-
tung und der Verwertung sind zu ziehen, bevor be-
seitigt werden darf. 

Wennschon eine Beseitigung stattfindet, dann 
bitte schön nach dem Stand der Technik und nicht 
weniger. Wenn heute vier von zehn Hausmülldepo-

nien noch nicht einmal dem Standard der LAGA 
von 1979 entsprechen, 

(Mann [GRÜNE]: Dann ist das ein Skan

-

dal!) 

dann darf daraus nur eine Konsequenz gezogen 
werden: Abfallbeseitigungsanlagen müssen so si-
cher gemacht werden, wie es nach dem Stand der 
Technik möglich ist. 

Sie werfen uns immer Industrie- und Wirtschafts-
feindlichkeit vor. Aber was tun Sie? Mit Ihrem kla-
ren Jein zur Abfallwirtschaftspolitik werden die Ab-
fallerzeuger und die Abfallbeseitiger, die jetzt auf 
klare Vorgaben aus Bonn warten, weiter im Zweifel 
darüber gelassen, ob nicht doch noch nach wenigen 
Jahren schärfere Regelungen kommen werden, 
schärfere Regelungen, die eigentlich schon jetzt nö-
tig wären, um der Rohstoffvergeudung und der zu-
nehmenden Umweltvergiftung Einhalt zu gebieten. 
Das, was die Erzeuger und Beseitiger nach ihren 
heutigen Vorgaben investieren, können Sie in fünf 
Jahren nicht einfach wegnovellieren. 

Deshalb fordere ich Sie auf: Setzen Sie sich mit 
unseren Anträgen ernsthaft auseinander! Denn es 
geht um mehr als nur einen Sieg oder eine Nieder-
lage in der Abstimmung. Es geht um die Erhaltung 
unserer Lebensgrundlagen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die vorliegende Novelle ist ein weiterer 
wichtiger Schritt weg von der Wegwerfmentalität 
hin zu einer besseren Vermeidung, Verwertung und 
Beseitigung von Abfall. Sie liegt in der Linie des 
erfolgreichen Abfallwirtschaftsprogramms von 1975 
und entspricht der Konzeption, die ich als Innenmi-
nister bereits vorbereitet hatte. 

Frau Hartenstein, Sie weisen mit Recht darauf 
hin, daß sowohl das frühere Gesetz von 1972 wie 
auch das Abfallwirtschaftsprogramm positive Wir-
kungen gehabt haben. Daß dies hier jetzt konse-
quent rechtlich fortgeschrieben wird, halte ich für 
gut. Meine Fraktion unterstützt diese Bemühun-
gen. 

Kein Umweltbereich ist so stark an Wirtschafts- 
und Verbrauchermitwirkung orientiert wie der Be-
reich der Abfallwirtschaft. Wir meinen: deshalb 
muß die Novelle die Wirkung eines Abfallwirt-
schaftsgesetzes entfalten. Wir sollten uns auch 
überlegen, ob wir das Gesetz nicht Abfallwirt-
schafts- statt Abfallbeseitigungsgesetz nennen soll-
ten. 

(Mann [GRÜNE]: Dann müssen Sie aber 
mehr hineinschreiben!) 

— Da steht eine Menge drin. Vor allen Dingen ste-
hen eine Reihe von Ermächtigungen darin, über die 
wir uns sehr genau unterhalten werden wie auch 
über die Möglichkeiten, diese Ermächtigungen aus-
zufüllen. Es ist ja wohl Aufgabe des Parlaments, 
sich ein Bild zu machen, wie man diese Ermächti- 
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gungen gestalten, ausfüllen könnte. Ich kann die 
Bundesregierung hier nicht schelten, sondern 
möchte sie gerne unterstützen. 

Es geht nicht nur um die Beseitigung. Die Ver-
meidung und die Verwertung von Abfällen muß für 
alle Bereiche der Wirtschaft Pflichtaufgabe werden. 
Die Märkte für die Schaffung von Sekundärrohstof-
fen müssen ausgeweitet werden, wie das bereits bei 
Altglas, Weißblech, Schrott, Altpapier und in ande-
ren Bereichen geschieht. Im übrigen ist auch die 
Verwertungsquote bei Quecksilberbatterien inzwi-
schen auf etwa 50 % angestiegen. 

Wir Liberalen erwarten also, daß von dieser No-
velle ein Impuls zu neuen Initiativen ausgeht, nicht 
im Sinne von mehr Bürokratie, sondern mit aktiver 
Unterstützung der Wirtschaft und aktiver Beteili-
gung der Verbraucher. 

Ein breiter Wettbewerb um die besten Lösungen 
sollte ausgelöst werden. Der Staat setzt hier nur 
einen Ordnungsrahmen. 

Für uns hat in der Abfallwirtschaft das Vermei-
den von Gesundheitsgefahren und von Negativwir-
kungen durch Schadstoffe auf die Umwelt Priorität. 
Dies erfordert neue Produkt- und Marktstrategien. 
Es kommt also zunächst einmal darauf an, Sonder-
abfälle, Gift- und Schadstoffe zu vermeiden oder 
auszusondern, und zwar, wenn irgend möglich, 
schon im Haushalt. Dann sind auch die Verwer-
tungsfragen und die Deponieprobleme einfacher zu 
lösen. Nach Vorbildern im Arzneimittel- und im Le-
bensmittelrecht sollten gefährliche Stoffe nach Ge-
fährdungsklassen gekennzeichnet werden. Die Mo-
dellvorhaben „Grüne Tonne", wie sie auch von libe-
ralen Initiativen etwa in Konstanz oder Wesel 
durchgesetzt worden sind, sollten ausgebaut wer-
den. Das bedeutet: Vorsortierungen schon im Haus-
halt, Kanalisierung der Abfallströme durch Pro-
duktdesign und Produktkennzeichnung, getrennte 
Erfassung und Abholung. 

Die Pflichten zur Rücknahme schadstoffhaltiger 
Produkte durch Hersteller und Verkäufer müssen 
verstärkt werden. Von vornherein muß überlegt 
werden: Wie recyclingfähig ist eigentlich ein Pro-
dukt? Aber nicht nur die Gefährdung durch Schad-
stoffe, sondern auch eklatante Rohstoff- und Ener-
gieverschwendung muß Maßstab für die Abfallwirt-
schaft sein. Der Deponieraum ist knapp. 

Der Abfallbegriff muß klar und eindeutig gefaßt 
sein. Wir begrüßen die in der Regierungsvorlage 
festgelegte Gleichrangigkeit der stofflichen Abfall-
verwertung und der Abfallverwertung zur Energie-
gewinnung durch Verbrennen. Ich habe kein Ver-
ständnis für die strikte Ablehnung, die der SPD-
Antrag beinhaltet. Im übrigen enthält der Antrag 
viele Gemeinsamkeiten, über die wir im Ausschuß 
reden können. 

Privatfirmen dürfen durch die Novelle bei der Er-
fassung und Sammlung von Wertstoffen nicht vom 
Markt gedrängt werden. Ich sehe mit Sorge — ich 
habe auch eine entsprechende Anfrage an die Bun-
desregierung gerichtet —, daß beseitigungspflich-
tige Körperschaften, insbesondere in Nordrhein-
Westfalen, unter Hinweis auf den Entwurf eine ei-

gene ausschließliche Zuständigkeit für die Altstoff-
erfassung in Anspruch nehmen. Wir fordern demge-
genüber, daß andere Aktivitäten u. a. durch den Alt-
stoffhandel, durch gemeinnützige und sonstige Or-
ganisationen weiterhin zulässig bleiben, j a, ausge-
baut werden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Mann? 

Baum (FDP): Ja, gern. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Baum, da Sie sich 
gerade kritisch zu dem Problem der Verbrennung 
geäußert haben: Wie beurteilen Sie denn die Mög-
lichkeiten, Müllverbrennung tatsächlich ohne Di-
oxinrückstände — wir wissen ja, daß das soge-
nannte Seveso-Gift eines der gefährlichsten Gifte 
überhaupt ist — durchzuführen? Nach meinen In-
formationen kommt es auch bei den sehr hohen 
Temperaturen, die man neuerdings fährt, weiterhin 
zu solchen Rückständen. 

Baum (FDP): Herr Kollege, die Meinungen über 
diese Frage gehen bekanntlich auseinander. Wir ha-
ben hier in diesem Hause darüber diskutiert. Au-
ßerdem werden wir jetzt weitere strenge Regeln 
schaffen müssen — ich komme gleich darauf —, 
und zwar im Rahmen der TA Abfall, um festzule-
gen, unter welchen Bedingungen Abfallverwertung 
stattfindet. Ich halte es durchaus für vertretbar, daß 
wir beide Formen der Verwertung weiterhin prakti-
zieren. Wir müssen uns allerdings ansehen, ob die 
Regeln noch stimmen. Ich würde — ich wiederhole 
es — die Müllverbrennung aber nicht ausschließen, 
wie Sie das tun und wie offenbar auch die SPD das 
tut. 

Ich bin auch zufrieden, daß der Rohstoffhandel 
die Möglichkeit erhält, die Abfallverwertung im 
Wettbewerb mit anderen privaten Unternehmen zu 
betreiben. 

Das Abfallaufkommen aus Einwegpackungen 
muß verringert werden. Die Ermächtigungen in § 14 
sollten dazu beitragen, das Mehrwegsystem insbe-
sondere für Bier und andere kohlensäurehaltigen 
Getränke zu erhalten. Ich bin nach wie vor der Mei-
nung, daß freiwillige Lösungen hier besser sind als 
Zwang. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Es sollte mit dem Gesetz aber doch deutlich ge-
macht werden, daß Zwang die Folge ist, wenn frei-
willige Lösungen nicht getroffen werden. 

(Mann [GRÜNE]: Wie lange drohen Sie 
schon mit dem Zwang?) 

— Ja, wir drohen damit schon ziemlich lange. Herr 
Kollege, bisher hatten wir aber keine klare gesetzli-
che Ermächtigung. Sie soll jetzt erst geschaffen 
werden. Es gab ja keine eindeutige, klare gesetzli-
che Ermächtigung, um diese Drohung in die Wirk-
lichkeit umzusetzen. Deshalb stimme ich den Über- 
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legungen, die Ermächtigung in diesen Gesetzent-
wurf zu schaffen, zu. Allerdings bin ich sehr skep-
tisch, was die vom Bundesrat vorgeschlagene Sorti-
mentskontrolle in den Läden angeht. Wie man 
dann, wenn man bestimmte Sortimentsvorgaben 
macht, kontrollieren soll, ob sie eingehalten werden, 
kann ich mir eigentlich nicht vorstellen. 

Bei Ihrem Zwischenruf erinnere ich mich bei-
spielsweise an meine so belächelte „Aktion Milch-
flasche" in Köln, die ja vom Verbraucher durchaus 
angenommen worden ist. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Eben, sie ist an-
genommen worden!) 

Das ist also ein Prozeß, der auch den Wünschen 
unserer Mitbürger entgegenkommt, die nicht weg-
werfen wollen, die dazu beitragen wollen, daß Roh-
stoffe der Wiederverwertung zugeführt werden. 
Diesem Wunsch, dieser begrüßenswerten Einstel-
lung unserer Mitbürger müssen wir durch eine 
ganze Reihe von Maßnahmen entgegenkommen, 
angefangen bei der Kennzeichnung über die Kana-
lisierung des Mülls bis hin zur Verwertung. 

Meine Fraktion erwartet, daß gleichzeitig mit der 
Verabschiedung des Gesetzes die vorgesehene TA 
Abfall in Kraft treten kann, Herr Spranger, oder 
doch zumindest dem Parlament vorliegt. Frau Har-
tenstein hat hier einige Kritik am Gesetz geübt und 
bemängelt, daß bestimmte Dinge nicht drinstehen. 
Sie hat dabei wohl verkannt, daß die TA Abfall eine 
unbedingt notwendige Ergänzung des Gesetzes ist. 
Die TA Abfall ist ein Kernstück der künftigen Ab-
fallwirtschaft. Deshalb wäre es sehr gut, wenn wir 
vor der Verabschiedung des Gesetzes wüßten, wie 
diese TA Abfall aussieht. Wir brauchen bundesein-
heitliche technische Mindestanforderungen für Pro-
duktkennzeichnung, Transport, Lagerung und Be-
seitigung von Abfall, und das muß dort klar geregelt 
werden. Dazu gehören auch die einheitliche Rege-
lung der Deponietechniken, die Durchsetzung des 
Vermischungsverbots, die einheitliche Handhabung 
der amtlichen Begleitung der Abfälle und anderes 
mehr. 

Meine Damen und Herren, noch ein Wort zum 
Altölgesetz von 1968: Es gibt ja nun eigentlich kei-
nen Grund mehr für eine Sonderbehandlung von 
.Altöl. Altöl ist Abfall und ist wie jeder andere Abfall 
nach entsprechender Behandlung der Wiederver-
wertung zuzuführen. Es gibt auch keinen Grund 
mehr für die finanzielle Privilegierung des Altöls in 
einem umständlichen bürokratischen Verfahren. 
Wir werden deshalb prüfen, ob dieses Gesetz nicht 
abgeschafft werden kann. Es gibt die Vorstellung 
der Bundesregierung, es auf bestimmte Öle zu be-
schränken. Wir werden darüber reden. 

Wir begrüßen, daß Abfallablagerungen ausdrück-
lich in die Überwachung einbezogen werden. Wir 
müssen zu einer planmäßigen Erfassung und Be-
wertung von Altlasten kommen. Dies ist ein bisher 
unbewältigtes, großes Umweltproblem, das eben 
nicht allein mit dem Verursacherprinzip zu lösen 
ist. 

Zu dem Gesetzentwurf liegt uns eine Fülle von 
Stellungnahmen vor. Wir werden diese sorgfältig  

auswerten. Meine Fraktion wird allen Interessier-
ten die Möglichkeit zum Gedankenaustausch ge-
ben. Eine Anhörung im Innenausschuß zu den we-
sentlichen Fragen wird sicher notwendig sein. 

(Dr. Wernitz [SPD]: Ist schon beschlos

-

sen!) 

Wir unterstützen im wesentlichen das Vorhaben 
der Bundesregierung und werden darauf drängen, 
daß das Gesetzesvorhaben zügig beraten und verab-
schiedet werden kann. 

Danke. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Collet. 

Collet (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen! Verehrter Herr Kol-
lege Schmidbauer, dem sachlichen Teil Ihres Bei-
trages — das war der überwiegende Teil — 

(Dr.  Laufs [CDU/CSU]: Wie immer!) 

konnte ich entnehmen, daß wir für die Ausschußbe-
ratungen Hoffnungen haben dürfen. Das, was Sie 
zur getrennten Einsammlung und zur grünen 
Tonne gesagt und auch in anderen Fragen ange-
kündigt haben, läßt erwarten, daß Sie gewillt sind, 
das halbherzige Gesetz im Ausschuß mit uns zu ver-
bessern. 

Andererseits aber konnten auch Sie nicht darauf 
verzichten — anscheinend ist das eine Pflichtübung 
in Ihrer Fraktion —, Ihre Bemerkungen zum 
Thema „sozialistische Planwirtschaft" zu machen, 
als ob das Bremsen ungezügelten Gewinnstrebens 
der Aldis und anderer und die verantwortliche Be-
teiligung der Bürger an der Beseitigung des Mülls 
und an der Verwertung der Stoffe „sozialistische 
Planwirtschaft" wäre. 

In einem anderen Punkt. in dem Sie auf die Ver-
gangenheit Bezug genommen — wenn auch ge-
dämpfter, als das Kollegen von Ihnen tun — und 
darauf hingewiesen haben, was wir in der Vergan-
genheit getan oder nicht getan haben, darf ich hier 
feststellen — ich bin ja einige Zeit länger hier im 
Hause als Sie und habe auch ein sehr gutes Ge-
dächtnis —: Ich erinnere mich an all die Anträge 
und Vorlagen zur Verbesserung der Abfallbeseiti-
gung und im Umweltbereich, die die CDU/CSU-Op-
position nicht gestellt hat. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmidbauer? 

Collet (SPD): Wenn die Uhr angehalten wird, ja-
wohl. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Kollege Collet, ich 
glaube, ich wurde mißverstanden. Ich habe das 
nicht kritisiert, sondern lediglich Frau Hartenstein 
darauf aufmerksam gemacht, daß das, was sie kriti-
siert, eigene Kritik war. 
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Ich habe aber eine Frage. Ich lese in Ihren Papie-

ren: „Sie muß auf Jahrzehnte hinaus planen, Lang-
zeitwirkungen berücksichten." Wie würden Sie das 
umschreiben, wenn jemand über Jahrzehnte hinaus 
im Bereich der Abfallwirtschaft planen will? Ist das 
nicht eine Planwirtschaft, die man, wenn man bös-
artig ist — das gebe ich zu —, als sozialistische 
Planwirtschaft bezeichnen könnte? Ich kann mit Ih-
nen im Ausschuß dann darüber reden, aber das war 
meine Bemerkung zu diesem Teil in Ihrer eigenen 
Vorlage. 

Collet (SPD): Schönen Dank, Herr Kollege. Der 
Nebensatz in Ihrer Frage — „wenn man bösartig 
ist" — ist meine Antwort auf Ihre Frage. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Weil uns der Müll bis zum Hals steht, sind wir als 

Politiker zum Handeln aufgefordert. Aber das ist 
bei dieser Regierung bekanntlich schwierig; um 
mich vorsichtig auszudrücken. Ich nenne nur die 
Stichworte Buschhaus, Katalysator und Tempoli-
mit. Zwar ist die vorliegende Novelle in mancher 
Beziehung auf dem richtigen Weg, aber sie ist so 
halbherzig, daß sie weit hinter dem Notwendigen 
zurückbleibt. Das Gesetz bekommt zwar Zähne, 
aber die dürfen nicht beißen. 
Die Furcht vor einschneidenden Maßnahmen zur 

Begrenzung des Verpackungswahnsinns hat meine 
Kollegin Frau Dr. Hartenstein bereits ausführlich 
behandelt, ebenso die Frage des Problemmülls. 
Daneben wird die Halbherzigkeit der Novelle be-

sonders deutlich in der Abfallverwertung, auf die 
ich hier näher eingehen soll. Es ist nach Auffassung 
der SPD nicht zu verantworten, die thermische Ab-
fallverwertung, nämlich die Müllverbrennung, mit 
der stofflichen Verwertung gleichzusetzen. Lassen 
Sie mich dies begründen. 
Die Müllverbrennung ist in erster Linie eine 

Technik zur Reduzierung des Müllvolumens. Ihr 
Energiegewinn ist bescheiden und nur ein willkom-
mener Nebeneffekt. Die Verbrennung löst das Müll-
problem nicht, sondern schafft uns eine Menge 
neuer Probleme. Der Müll verschwindet j a nicht 
durch die Verbrennung, sondern wird nur umgelei-
tet. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Mann? 

Collet (SPD): Ja, bitte schön. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Collet, fühlen Sie 
sich wie ich brüskiert dadurch, daß, wenn schon der 
Innenminister selber hier nicht anwesend ist, der 
zuständige Staatssekretär, statt bei Ihren wichtigen 
Ausführungen zuzuhören, Zeitung liest? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Collet (SPD): Ich will das nicht weiter kommentie-
ren. 

Über die Probleme der Müllverbrennung mit 
hochgiftigen Schwermetallen wie Cadmium, Chrom 
oder Quecksilber und organischen Giften bis hin  

zum Ultragift Dioxin brauche ich weiter nichts zu 
sagen. Diese Schadstoffe entstehen erst bei der Ver-
brennung oder werden, soweit sie bereits im Müll 
vorhanden sind, durch die Verbrennung erst wirk-
sam. Auch eine bessere Filtrierung verlagert das 
Problem nur in die Verbrennungsrückstände. Be-
sonders die Flugasche und die Filterrückstände, die 
ebenso wie die Schlacke deponiert werden müssen, 
geben diese Stoffe an Boden und Grundwasser ab. 

Unsere Rohstoffe müssen wir zum großen Teil 
für teures Geld einführen. In der Müllverbrennung 
werden sie vernichtet. Beim Wertstoffrecycling wer-
den sie erhalten. 

Eines habe ich nie vergessen: Während des Krie-
ges wurde jedes Stückchen Metall gesammelt und 
verwertet. Außerdem wurden sogar in den städti-
schen Wohngebieten die Küchenabfälle für die 
Viehzucht abgeholt. Es gab keinen Mülleimer, son-
dern nur einen Ascheimer. Damals war Deutsch-
land von den Weltmärkten abgeschnitten. Heute 
müssen wir wieder lernen, daß die Rohstoffe auch 
weltweit teilweise nur noch wenige Jahre zur Verfü-
gung stehen und deshalb nicht als Müll enden dür-
fen. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Auch die Küchen- und Gartenabfälle werden heute 
wieder gebraucht, zwar nicht für die Schweinehal-
tung — Schweine haben wir sogar zu viele —, son-
dern zur Erzeugung eines schadstoffarmen Kompo-
stes. Bodenerosion und Verlust der Bodenfruchtbar-
keit können nur auf diesem Weg gestoppt werden. 

Eine umweltgerechte Abfallwirtschaft, wie sie die 
SPD in ihrem Konzept fordert, hat noch weitere 
gute Gründe auf ihrer Seite. Wiederverwertetes Pa-
pier z. B. senkt die Abwasserbelastung bei der Pa-
pierherstellung um 50 bis 90 %. Der Frischwasser-
verbrauch sinkt dabei um 80 %, der Energiever-
brauch um 50 bis 70 %. 

(Mann [GRÜNE]: Der liest schon wieder 
Zeitung!) 

Das Recycling ist somit auch energetisch der Müll-
verbrennung überlegen. Verbrenne ich beispiels-
weise 100 000 t Altpapier, spare ich 16 000 t Heizöl 
ein. Führe ich das Papier in die Produktion zurück, 
spare ich dagegen bis zu 32 000 t Heizöl. 

Ein letztes Beispiel. Bei der Herstellung eines 
Autoreifens werden etwa 321 Öl benötigt. Ver-
brenne ich diesen Reifen, erhalte ich Energie im 
Gegenwert von nur 6-8 1 01. 

Nur das Recycling schafft überdies qualifizierte 
neue Arbeitsplätze. Wir Sozialdemokraten treten 
auch deshalb für eine Verankerung der getrennten 
Einsammlung von Abfällen im Abfallgesetz ein. 
Wertstoffe, organische Abfälle und Problemmüll 
müssen bereits im Haushalt getrennt erfaßt und 
behandelt werden. Nur dadurch kann Müllbewußt-
sein in der Bevölkerung geschaffen und ein verän-
dertes Einkaufsverhalten beim Verbraucher geför-
dert werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Müllverbrennung dagegen fördert die Ex-und-hopp-
Mentalität nach dem Motto: Aus den Augen, aus 
dem Sinn. 

(Mann [GRÜNE]: Richtig! Hören Sie gut 
zu!) 

Wenn der Moloch Müllverbrennung erst einmal 
steht, muß er auch gefüttert werden. 

(Mann [GRÜNE]: So ist es!) 

In der Abfallgesetznovelle ist daher klar der Vor-
rang der stofflichen vor der thermischen Verwer-
tung festzulegen. Neue Müllverbrennungsanlagen 
können derzeit von uns nicht befürwortet werden. 
Bereits bestehende Anlagen müssen nach dem 
Stand der Technik mit Rauchgasreinigungsanlagen 
ausgestattet werden, und zwar so schnell wie mög-
lich. 

Dies fordere ich nicht nur im Namen der SPD-
Bundestagsfraktion, sondern auch im Namen aller 
SPD-Fraktionsvorsitzenden in den Landesparla-
menten und Bürgerschaften, 

(Dr. Struck [SPD]: Sehr gut!) 

die in einer Konferenz vor einer Woche unter dem 
Vorsitz von Dr. Hans-Jochen Vogel dieses Ergebnis 
erarbeitet haben. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Fragen Sie mal 
den SPD-Oberbürgermeister von Würz-

burg, was der dazu sagt!) 

— Natürlich kenne ich die Vorbehalte gegen die 
getrennte Einsammlung von Abfällen, Herr Kolle-
ge, gegen Zwei- oder Drei-Tonnen-Systeme. Aber 
meinen Sie nicht auch, daß eine Gesellschaft, die 
das Weltall erobert und den Krieg der Sterne plant, 
diese organisatorische und technische Aufgabe lö-
sen kann, wenn sie es politisch will? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der politische Wille gehört natürlich dazu. 

Wir als Volksvertreter müssen endlich lernen, ge-
nausoviel Vertrauen in unsere Bürger zu setzen wie 
in die Technik. Ich sage das als jemand, der noch 
vor wenigen Jahren von dem Vorrang der Großtech-
nik überzeugt und leider durchaus ein Anhänger 
der Müllverbrennung war. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Für die weitere Entwicklung der Abfallwirtschaft 
sind klare Ziele zu formulieren. Nach den Vorstel-
lungen der SPD soll das Müllaufkommen bis 1990 
um 20 % zurückgeschraubt werden. Dazu braucht 
man Mut zum Handeln. Dazu bedarf es klarer Ver-
bote überflüssiger Verpackungen, steuerlicher Re-
gelungen usw. Bis 1990 soll nach unseren Vorstel-
lungen — da gehen wir auch mit der Regierung 
konform — die Verwertungsquote für Wertstoffe 
und Kompost aus Abfällen um 50 % gesteigert wer-
den. Dazu bedarf es einer klugen, engagierten und, 
Herr Schmidbauer, planenden Förderung der kom-
munalen und privaten Abfallwirtschaft sowie der 
Märkte für Rohstoffe aus Abfall. 

Lassen Sie uns daran arbeiten, damit wir in den 
Ausschüssen entsprechende Ergebnisse erzielen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren Kollegen, hier und anderswo ar-
beitend! 

(Heiterkeit) 

Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung. Sie hält ihn für eine geeig-
nete Grundlage, nach anderen Themen wie Luft, 
Boden, Wasser nun auch den Bereich Abfall einer 
sachgerechten Regelung zuzuführen. Herr Kollege 
Baum, wenn es so ist, daß vieles Gute schon früher 
auf den Weg gebracht worden ist, dann bestätigt 
das nur unsere These, daß es endlich Zeit geworden 
war für die FDP, in eine Regierungskoalition zu 
wechseln, in der tatsächlich gehandelt wird und in 
der etwas durchgesetzt werden kann. 

Ich bin der Überzeugung, daß dieser Gesetzent-
wurf den Namen Abfallwirtschaftsgesetz verdient. 
Frau Kollegin Hartenstein und Herr Kollege Collet 
von der SPD, Sie meinen, die Bezeichnung Abfall-
wirtschaftsgesetz wäre nur dann angebracht, wenn 
viele planerische Elemente darin wären. Es ist ja 
ihre Überlegung angesprochen worden, auf Jahre 
hinaus das Abfallaufkommen bzw. die Reduzierung 
des Abfallaufkommens zu planen. Ich bin der Über-
zeugung, daß das schlicht nicht möglich ist; denn 
wenn wir den Wirtschaftskreislauf an sich nicht 
steuern können oder zumindest mit den von Ihnen 
angepriesenen Instrumenten nicht steuern wollen, 
müssen Sie eigentlich einsehen, daß es schier aus-
sichtslos ist, über das Ende des Wirtschaftskreis-
laufs, nämlich über den Abfall, den gesamten Kreis-
lauf steuern zu wollen. 

Wir wollen das Ende nicht übersehen. Es kann 
uns nicht egal sein, was in industriellen Prozessen 
und im Zusammenhang mit unserer Lebensweise 
an Abfall anfällt. Aber wir würden uns sicherlich 
überheben, wenn wir meinten, mit dieser Regle-
mentierung könnten wir den gesamten Kreislauf 
steuern. Wir werden uns bemühen — und das soll-
ten wir natürlich in jedem Fall —, Abfall dort zu 
vermeiden, wo er vermeidbar ist. 

Wir werden allerdings auch nicht dem Wunsch 
der Kollegin Seiler-Albring nachkommen können, 
den sie vorhin geäußert hat. Sie ist eine perfekte 
Abfallbekämpferin, sie will also das Ei ohne Schale 
haben. Das werden wir sicherlich bei allen Bemü-
hungen nicht schaffen. 

Frau Kollegin Hönes, Sie haben Probleme der 
Abfallbeseitigung angesprochen, speziell Bayern. 
Wir werden gespannt sein, was uns Hessen in näch-
ster Zeit zumutet, ob die freundschaftlichen Dienste 
Bayerns wieder gefordert sind, wenn es darum 
geht, Hessens Problemmüll abzunehmen, weil es 
keine Verbrennungsanlagen hat. Wir werden sehen, 
ob Sie auf Dauer nicht trotzdem glücklicher wären, 
wenn Sie von diesem Instrument der Abfallver- 
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brennung Gebrauch machen könnten. Dazu möchte 
ich noch etwas eingehender Stellung nehmen. 

(Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 

— Herr Kollege Mann, Sie haben sich vorhin durch 
Ihre Zwischenfrage disqualifiziert. Sie würden mit 
Ihrer Scharfrichtermentalität für sonst etwas tau-
gen, aber lassen Sie mich jetzt bitte etwas zu § 14 
des Abfallbeseitigungsgesetzes sagen. 

(Mann [GRÜNE]: Ich bin kein Strafrichter, 
und Sie sollten sich nicht als Zensor auf-

spielen! Ich bin Abgeordneter!) 

Wir haben ja erlebt, daß die bisherigen Regelun-
gen des § 14 diese Vorschrift zahnlos gemacht ha-
ben, weil er nur den Bereich der Verpackung und 
der Behältnisse geregelt hat. Dieser Paragraph ist 
auch kein geeignetes Instrument der Umweltvor-
sorge gewesen; denn er ließ staatliche Eingriffe erst 
zu, wenn der Anfall an Abfall einen zu hohen Auf-
wand für die Beseitigung erfordert hätte. Die Ein-
griffe wären also immer zu spät gekommen, wenn 
Verordnungen erlassen worden wären. 

Ich meine, daß die jetzt vorgeschlagenen Rege-
lungen und die Verordnungsermächtigungen ein 
geeignetes Instrumentarium sind. Ich sage persön-
lich, daß sie für mich bis hart an die Grenze dessen 
gehen, was ich mit meinen ordnungspolitischen 
Vorstellungen noch vertreten kann. Ich meine so-
gar, daß die vom Bundesrat vorgeschlagene Nr. 5 
schon etwas über das hinausgeht, was man sachge-
rechterweise an Reglementierungen für den Han-
del machen kann. 

Ich will an dieser Stelle auch sagen, daß markt-
wirtschaftliche Instrumente und das Funktionieren 
marktwirtschaftlicher Vorstellungen für uns kein 
Fetisch sind, den wir um jeden Preis anbieten. 
Darum halte ich es für richtig, daß wir dann, wenn 
Wirtschaft und Handel mit freiwilligen Lösungen 
versagen, weil ihre Interessen zu unterschiedlich 
sind, wie wir es in diesem Fall hier erleben, auch zu 
Reglementierungen greifen können. 

Ich möchte auch ein paar Worte zu dem Antrag 
der SPD, zu diesem Konzept für eine umweltver-
trägliche Abfallwirtschaft und damit auch ein paar 
Sätze zu dem sagen, was Sie, Frau Kollegin Harten-
stein, hier angeführt haben. Ich gebe zu, daß ich 
etwas Probleme hatte, zu analysieren, wer dieses 
Konzept erarbeitet hat. Darin ist zwar sehr viel Po-
sitives, aber es sind auch recht viele Dinge darin, 
die ich nicht vertreten würde. Ich habe also die 
Frage „Hat's der Kollege Hauff gemacht, oder hat's 
die Kollegin Hartenstein gemacht?" für mich per-
sönlich nicht ganz definitiv entscheiden können. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Entscheidend ist 
doch das vernünftige Konzept!) 

Aber wie dem auch sei, in diesem Antrag findet sich 
sehr viel an Übereinstimmung mit den Vorstellun-
gen, die wir in unserem Gesetzentwurf zum Aus-
druck bringen. So stimmen wir in der Bewertung 
der Ausgangslage überein, nämlich in der Beurtei-
lung des überwältigenden Müllproblems. Weiterhin 
stimmen wir in der Beurteilung der problemati-
schen Schadstoffe überein, die über die Abfallbesei

-

tigung in unsere Umwelt gelangen. Ferner stimmen 
wir in dem Ziel überein, eine Abfallwirtschaft zu 
betreiben, wenn uns auch die Instrumente, die Sie 
hier vorschlagen, zu weit gehen und wir diese In-
strumente nicht für effektiv halten. Bei den Lö-
sungsmöglichkeiten, die Sie vorschlagen, gibt es si-
cherlich nichts revolutionär Neues. Und soweit in 
Ihrem Entwurf, in Ihrem Konzept positive Ansätze 
vorhanden sind, stehen die bereits in dieser 4. No-
velle zum Abfallbeseitigungsgesetz. 

Ich möchte auch auf das Verwertungsgebot einge-
hen, weil das gerade von der SPD so betont worden 
ist. Wir wollen selbstverständlich nicht eine Ver-
wertung um jeden Preis, sondern eine marktwirt-
schaftlich sinnvolle Verwertung. 

(Collet [SPD]: Und umweltpolitisch sinn

-

volle!) 

Das heißt nach unserer Vorstellung: Eine Verwer-
tung soll dann erfolgen, wenn ein Markt besteht 
oder wenn ein Markt für die Reststoffe geschaffen 
werden kann. Wir werden uns also begleitend auch 
überlegen müssen, wie wir die Informationen über 
vorhandene Reststoffe, die irgend jemand verwer-
ten kann, verbessern können. Stichwort: Abfall-
börse usw. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Collet? 

Fellner (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Collet. 

Collet (SPD): Verehrter Herr Kollege, sie haben 
gesagt, daß Sie eine marktwirtschaftlich sinnvolle 
Lösung wollen. Nichts gegen die Marktwirtschaft! 
Aber ohne vernünftige Umwelt funktioniert auch 
keine Marktwirtschaft mehr. Teilen Sie meine Auf-
fassung? 

Fellner (CDU/CSU): Ja, selbstverständlich teile ich 
diese Auffassung. Aber ich habe soeben gesagt, wie 
ich den Rahmen für eine vernünftige Wirtschafts-
politik sehe, nämlich daß wir Verwertung nicht vor-
schreiben können, dort, wo es keine Verwertungs-
möglichkeit gibt. Ich fordere deshalb um so mehr, 
daß wir uns dort, wo solche Möglichkeiten nicht vor-
handen sind, bemühen, Informationen zu schaffen 
und die Technologien zur Verwertung von Reststof-
fen zu verbessern. 

Ich möchte auch noch auf ein weiteres Stichwort 
von Ihnen eingehen. Sie fordern den Vorrang des 
Material-Recyclings vor dem Energie-Recycling. 
Ich würde einer solchen Vorrangstellung in der 
heutigen Phase nicht zustimmen. Ich meine, daß 
wir die Technologien der Verbrennung, wenn sie 
dem Stand der Technik wirklich entsprechen, so 
gestalten können, daß eine Verbrennung gefahrlos 
stattfinden kann. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist ein Irrtum, Herr 
Fellner!) 

Speziell wir in Bayern sind bei der Abfallverbren

-

nung sehr vorangegangen, um Deponien zu vermei- 
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den. Im übrigen meinen wir, daß wir bei der Frage 
Reststoffverwertung, Abfallverwertung erst am An-
fang der Diskussion stehen und daß wir uns in der 
jetzigen Phase nicht festlegen sollten, welches der 
geeignete Weg des Recyclings ist, sondern statt des-
sen den marktwirtschaftlich sinnvolleren und 
zweckmäßigeren Weg zulassen sollten. 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Hönes? 

Fellner (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Fellner, Sie propagie-
ren hier ständig die Müllverbrennung. Sind Ihnen 
noch nie die Gutachten vorgelegt worden, die die 
hohe Gefährdung der Umwelt, die durch Verbren-
nung entsteht, ganz deutlich belegen? 

Fellner (CDU/CSU): Ich kenne die Gutachten na-
türlich und weiß auch, wie Sie hier einzelne — hin-
terher widerlegte — Werte hochgepeitscht und in 
die öffentliche Diskussion gebracht haben. Auch in 
Kenntnis dieser Gutachten bin ich überzeugt, daß 
wir bei einer sachgerechten Verbrennung, bei einer 
sachgerechten energetischen Verwertung des Mülls 
keine Gefahren für die Umwelt zu gewärtigen ha-
ben. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Sie sind nicht auf 
dem laufenden!) 

— Ach, Frau Kollegin, ich könnte Ihnen einiges 
sagen, wo Sie nicht auf dem laufenden sind. Sie 
haben mittlerweile Probleme, Ihre Forderungen im-
mer weiterzuschrauben und höherzuschrauben, da-
mit Sie in diesem Hause scheinbar überhaupt noch 
eine Daseinsberechtigung als Umweltpolitiker ha-
ben. Im Grunde genommen haben Sie dem, was die 
Regierung und die Regierungsfraktionen machen, 
nicht mehr allzuviel hinzuzufügen, außer hier 
wahnwitzige Forderungen aufzustellen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich möchte noch ein Stichwort aus den Überle-
gungen der SPD aufgreifen — ich meine „Schluß 
mit der Müllverklappung auf See" —, dem wir 
selbstverständlich zustimmen, und parallel dazu; 
Vorrang für die Landbeseitigung. Ich glaube, daß es 
gerade jetzt sinnvoll ist, auch an die SPD-regierten 
Bundesländer zu appellieren, nicht den bequemen 
Weg der Abfallexporte zu gehen. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Denn nur weil Abfall auf dem Gelände der DDR 
und in sozialistischen Gefilden gelagert ist, wird er 
für die Umwelt noch nicht besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und 
den GRÜNEN — Ströbele [GRÜNE]: Ver-
schonen wir die DDR mit unserem Müll! — 

Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich hoffe, ich habe nichts Falsches gesagt, da die 
GRÜNEN klatschen. Aber es ist jedenfalls meine 
Überzeugung, und ich meine darüber hinaus, daß es  

natürlich auch volkswirtschaftlich wesentlich sinn-
voller ist, hier in Technologien der Abfallbeseiti-
gung und Abfallverwertung zu investieren. 

Ich möchte zum Schluß noch zwei Sätze zu den 
Vorhaben für die Beratung sagen. Ich meine einer-
seits, daß wir in den jetzt anstehenden Beratungen 
im Innenausschuß vielleicht überlegen sollten, ob 
wir vielleicht noch eine stärkere Differenzierung 
ausformulieren können, einerseits die gefährlichen 
Abfallstoffe und andererseits der Abfall, der wegen 
des Volumens, wegen der Menge für uns ein Pro-
blem geworden ist. Es soll also nicht so sein, daß 
Giftstoffe und Pappkartons direkt nebeneinander-
stehen und in gleichen Passagen des Gesetzes gere-
gelt sind. 

Wir sollten uns auch überlegen, ob wir für den 
umweltbewußten Verbraucher, gerade für die Haus-
frauen, die bereit sind sich bei Ihren Einkäufen um-
weltfreundlich zu verhalten, und Hilfe von uns er-
warten, wie sie dies tun können, über die negativen 
Kennzeichnungspflichten hinaus nicht positive 
Kennzeichnungspflichten oder Kennzeichnungs-
möglichkeiten schaffen sollten, damit wir denen, 
die sich umweltfreundlich verhalten wollen, auch 
eine Hilfestellung geben können. 

Insgesamt bin ich überzeugt, daß dieser Gesetz-
entwurf eine sehr gut geeignete Grundlage für un-
sere weiteren Beratungen darstellt. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vor-
lagen zu den Tagesordnungspunkten 19a und b an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vor. Nun gibt es inzwischen eine zusätzliche inter-
fraktionelle Vereinbarung, den Gesetzentwurf un-
ter Punkt 19a auch noch an den Ausschuß für For-
schung und Technologie und den Antrag unter 
Punkt 19b außerdem an den Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten zu überweisen. 
Nun gibt es sicher keine weiteren Vorschläge. — 
Dann  ist die Überweisung an die Ausschüsse, die 
ich aufgezählt habe, so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer Tagesordnung. 

Der Deutsche Bundestag tritt am Montag, dem 
17. Juni 1985, um 15 Uhr zum Gedenken an den 
17. Juni 1953 zusammen. 

Ich wünsche Ihnen ein gutes Wochenende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 11.19 Uhr) 
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Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 
ohne Verlesung 

Der Bundesrat hat in .seiner Sitzung am 24. Mai 1985 den nach-
stehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Arti-
kel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz über die Anpassung der Renten der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und der Geldleistungen der gesetzlichen Un-
fallversicherung im Jahre 1985 

Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit wissenschaftli-
chem Personal an Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen 

Einundzwanzigstes Strafrechtsänderungsgesetz 
(21. StrÄndG) 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Gesetz zu dem Vertrag vom 10. September 1984 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Kanada über die gegensei-
tige Unterstützung und die Zusammenarbeit ihrer Zollver-
waltungen 

Gesetz zu dem Protokoll vom 28. Juni 1984 zur Änderung des 
am 18. März 1959 in Neu-Delhi unterzeichneten Abkommens 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Indien zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung des Einkommens 

Gesetz zur Durchführung einer Repräsentativstatistik über 
die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt (Mikrozensusgesetz) 

Gesetz über die vierzehnte Anpassung der Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz (Vierzehntes Anpassungsge-
setz-KOV - 14. AnpG-KOV) 

Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-
Sondervermögens für das Jahr 1985 (ERP-Wirtschaftsplange-
setz 1985) 

Entschließung des Bundesrates zum Gesetz zur Durchführung 
einer Repräsentativstatistik über die Bevölkerung und den Ar-
beitsmarkt (Mikrozensusgesetz): 

Der Bundesrat bedauert, daß im Gesetzesbeschluß des Bundes-
tages auf eine Erhebung der Vertriebenen- und Flüchtlingseigen-
schaft verzichtet wird. Der Bundesrat geht davon aus, daß daraus 
kein Präjudiz für die auch künftig notwendige statistische Erfas-
sung der Vertriebenen- und Flüchtlingseigenschaft hergeleitet und 
bei künftigen Erhebungen, insbesondere bei der anstehenden 
Volkszählung die Vertriebenen- und Flüchtlingseigenschaft wieder 
erfaßt wird. Im Hinblick darauf und wegen der gebotenen Eile bei 
der Verwirklichung des Mikrozensusgesetzes sieht der Bundesrat 
davon ab, den Vermittlungsausschuß anzurufen. 

Entschließung des Bundesrates zum Gesetz über die vierzehnte 
Anpassung der Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
(Vierzehntes Anpassungsgesetz-KOV - 14. AnpG-KOV): 

Entsprechend der Rechtsnatur der Kriegsopferfürsorge als Teil 
des sozialen Entschädigungsrechts und der politischen Absichtser-
klärung, Kriegsopfer von Sparmaßnahmen weitgehend auszuneh-
men, hält es der Bundesrat für notwendig und zweckmäßig, die 
Leistungen der Kriegsopferfürsorge zunächst wenigstens in den 
Bereichen der Hilfen in besonderen Lebenslagen selbständig zu 
regeln, die für die Berechtigten wegen des zunehmenden Alters 
von besonderer Bedeutung sind. Dies gilt insbesondere für die 
Krankenhilfe, die Hilfe zur Pflege, die Hilfe zur Weiterführung des 
Haushalts und die Altenhilfe. 

Der Bundesrat bedauert deshalb, daß der Bundestag seinen Vor-
schlag, die Kriegsopferfürsorge in diesen Bereichen von der So-
zialhilfe zu trennen, im Rahmen des vierzehnten Anpassungsge-
setzes nicht übernommen hat. Er bittet die Bundesregierung und 
den Bundestag, diesem Anliegen im fünfzehnten Anpassungsge-
setz Rechnung zu tragen. 

Entschließung des Bundesrates zum Gesetz über die Feststellung 
des Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermögens für das Jahr 1985 
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 1985): 

Der Bundesrat hält es für wünschenswert, den Kreditrahmen 
der ERP-Umweltprogramme in den Bereichen Abwasserreinigung, 
Abfallwirtschaft und Luftreinhaltung in den nächsten Jahren 
spürbar zu erhöhen. Gleichzeitig könnten durch solche umweltver-
bessernden Investitionsmaßnahmen Arbeitsplätze in der mit 
schwierigen strukturellen Problemen kämpfenden Bauwirtschaft 
gesichert werden. Dazu ist eine Anhebung des Gesamtvolumens 
des ERP-Wirtschaftsplans erforderlich, weil die regional- und mit-
telstandspolitischen ERP-Programme schon mit Rücksicht auf die 
gegenwärtige Arbeitsmarktlage keine Schmälerung erfahren dür-
fen. Hierfür könnte die Umwandlung von ERP-Vermögenswerten 
in liquide Mittel in Betracht kommen. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung außerdem, bei der 
Bewirtschaftung des ERP-Wirtschaftsplans die Vergabekonditio- 
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nen für die ERP-Umweltprogramme nach Möglichkeit so zu ver-
bessern, daß ihre Anreizwirkung gegenüber den normalen Markt-
bedingungen deutlich gestärkt wird. 

Der Bundesrat erwartet, daß die Kommunen ihren im Bundes-
durchschnitt erweiterten Investitionsspielraum für zusätzliche In-
vestitionsmaßnahmen unter Ausschöpfung der ERP-Umweltpro-
gramme nutzen, um den ihnen möglichen Beitrag zur Stabilisie-
rung der Arbeitsmarktlage im Bereich der Bauwirtschaft zu lei-
sten. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat mit Schreiben vom 22. Mai 1985 
mitgeteilt, daß sie ihren Antrag betr. Haltung der Bundesregierung 
zur US-Weltraumrüstung (SDI) — Drucksache 10/3149 — zurück-
zieht. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 
Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen 
absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Jahreswirt-
schaftsbericht 1985 (Drucksache 10/2817) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Jahresgutachten 
1984/85 des Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung (Drucksache 10/2541) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Zwölfter Rah-
menplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur" (Drucksache 10/303) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Dreizehnter Rah-
menplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur" (Drucksache 10/1279) 

Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 
Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen 
absieht: 

Unterrichtung durch die Delegation der Gruppe der Bundes-
republik Deutschland in der Interparlamentarischen Union 
über die 72. Jahreskonferenz der IPU vom 24. bis 29. Septem-
ber 1984 in Genf (Drucksache 10/2548) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Konsultation des Europäischen Parlaments zum 

Beitritt Spaniens und Portugals zu den Europäischen Ge-
meinschaften (Drucksache 10/2816) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Gedenken an den 8. Mai 1945 (Drucksache 
10/2971) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu einer Gedenkfeier anläßlich des vierzigsten Jahres-
tages des Kriegsendes in Europa (Drucksache 10/2978) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung über die Integration in den Europäischen Ge-
meinschaften (Berichtszeitraum April bis September 1984) 
(Drucksache 10/2603) 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Ver-
sammlung der Westeuropäischen Union über die Sondersit-
zung der Versammlung am 29. Oktober 1984 in Rom sowie 
den Zweiten Teil der 30. ordentlichen Sitzungsperiode der 
Versammlung vom 3. bis 6. Dezember 1984 in Paris (Druck-
sache 10/2694) 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Nordat-
lantischen Versammlung vom 12. bis 16. November 1984 in 
Brüssel (Drucksache 10/2829) 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsord-
nung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates über die Ta-
gung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 22. bis 26. April 1985 in Straßburg (Drucksache 10/3322) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Unterrichtung durch die Delegation der Gruppe der Bundes-
republik Deutschland in der Interparlamentarischen Union 
über die 73. Interparlamentarische Konferenz vom 25. bis 
30. März 1985 in Lomé (Drucksache 10/3358) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Zusammenstel-
lung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben im 1. Vier-
teljahr des Haushaltsjahres 1985 (Drucksache 10/3413) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Abschluß der Verhandlungen mit Portugal und 
Spanien (Drucksache 10/3427) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Reaktion der Gemeinschaft auf das Versäumnis 
einiger Mitglieder der internationalen Walfangkommission, 
dem Beschluß der IWC über die Beendigung des kommerziel-
len Walfangs Folge zu leisten (Drucksache 10/3428) 
zuständig: Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu den Kooperationsabkommen mit den Entwicklungs-

ländern des Mittelmeerraums im Rahmen einer umfassen-
den Mittelmeerpolitik der Gemeinschaft (Drucksache 
10/3429) 
zuständig: Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

(federführend) 
Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Koalitionsrecht 
der Angehörigen der Streitkräfte (Drucksache 10/3436) 
zuständig: Verteidigungsausschuß 

Die in Drucksache 10/3406 unter Nummer 6 aufgeführte EG-Vor-
lage 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Festlegung des 
Verfahrens zur Ernennung der Mitglieder des Rates der Eu-
ropäischen Stiftung, die von der Gemeinschaft zu benennen 
sind 

wird als Drucksache 10/3451 verteilt. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatssekretärs Boenisch auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Drucksache 
10/3448 Fragen 10 und 11): 

Welche Agenturen, Zeitungen, Zeitschriften und andere 
Presseveröffentlichungen hat das Presse- und Informations-
amt der Bundesregierung für sein Zentrales Dokumenta-
tionssystem bis zum 30. September 1982 bezogen, und welche 
bezieht es heute? 

Wie viele Anfragen wurden im Zeitraum von 1979 bis 1984 
jährlich an das Zentrale Dokumentationssystem des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung gerichtet, und 
welche Quellen wurden dabei am häufigsten zur Beantwor-
tung der Anfragen herangezogen? 

Zu Frage 10: 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesre-
gierung bezieht Agenturmaterial, Zeitungen, Zeit-
schriften und andere Publikationen zu allgemeinen 
Informationszwecken. Einige dieser Informations-
quellen werden für das Zentrale Dokumentations-
system des Presse- und Informationsamtes ausge-
wertet und erfaßt. Das Amt unterhält dieses Sy-
stem, um Informationsmaterial für Bundesorgane 
und Bundesdienststellen bereitzustellen. 

Mit Stichtag 30. September 1982 wurden für das 
Zentrale Dokumentationssystem 66 Tageszeitun- 
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gen, Wochenblätter und Zeitschriften ausgewertet. 
Am 1. Juni 1985 waren es 61 Tageszeitungen, Wo-
chenblätter und Zeitschriften. Zusätzlich werden 
bei der Einspeicherung Presseausschnitte aus wei-
teren 25 Regionalzeitungen berücksichtigt. 

Gegenüber 1982 ist daher eine Ausweitung des 
Auswertungsspektrums eingetreten. 

Weiterhin werden Informationen aus 53 Presse-
diensten der Bundesministerien, Parteien und Ver-
bände sowie Meldungen in Volltext aus sechs 
deutschsprachigen Nachrichtenagenturen einge-
speichert. Bei Pressediensten und Agenturmeldun-
gen hat sich gegenüber 1982 keine Veränderung er-
geben. 

Zu Frage 11: 

Im Jahre 1980 wurden 5 224 Anfragen beantwor-
tet, 1981 5 548, 1982 5 668, 1983 5 716 und 1984 5 918. 
Für das Jahr 1979 bestehen keine Statistiken, da in 
diesem Jahr das Zentrale Dokumentationssystem 
neu organisiert wurde. 

Bei der Beantwortung von Anfragen werden am 
häufigsten Presseausschnitte herangezogen. Zweit-
wichtigste Quelle sind die Dienste des Presse- und 
Informationsamtes, vor allem Rundfunk- und Fern-
sehauswertung. 

Detailstatistiken wurden bei dem Zentralen Do-
kumentationssystem nicht geführt, so daß eine 
Quantifizierung leider nicht möglich ist. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Jens (SPD) (Drucksache 
10/3448 Frage 47): 

Welche deutschen Firmen bzw. Firmen mit Sitz in der Bun-
desrepublik Deutschland haben bisher gegenüber der Bun-
desregierung bzw. gegenüber den Beauftragten der US-Re-
gierung ihr Interesse an der Teilnahme an dem Forschungs-
programm zur Strategischen Verteidigungsinitiative der Ver-
einigten Staaten von Amerika bekundet, und welche The-
menfelder haben sie genannt? 

Die Bundesregierung hat am 13. Mai 1985 ein er-
stes Gespräch mit Repräsentanten der deutschen 
Industrie geführt. Diese Gespräche werden fortge-
setzt. 

Im übrigen existiert in der Bundesrepublik keine 
gesetzliche Meldepflicht von Firmen über ihre 
Geschäftskontakte. Informationen über Kontakte 
deutscher Firmen würden der Bundesregierung be-
kannt, wenn bei Entscheidung zu einer Forschungs-
beteiligung die Bundesregierung z. B. einen Len-
kungs- und Managementausschuß zur Steuerung 
der Zusammenarbeit einsetzen würde. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Sieler (SPD) (Drucksache 10/3448 
Fragen 39 und 40): 

Mit welchen finanziellen Auswirkungen für den Bundes-
haushalt (Einzelplan 11) 1985 rechnet die Bundesregierung 
insgesamt nach dem Urteil des 7. Senats des Bundessozialge-
richts (7 RAr 104/84) über die Gleichbehandlung verheirate-
ter Frauen bei der Gewährung von Arbeitslosenhilfe? 

Von wie vielen zusätzlichen Leistungsempfängern geht die 
Bundesregierung nach dieser Entscheidung aus? 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluß 
vom 10. Juni 1984 entschieden, daß § 139 des Ar-
beitsförderungsgesetzes mit Artikel 3 Abs. 1 Grund-
gesetz unvereinbar und daher nichtig ist. Dement-
sprechend erhalten jetzt grundsätzlich beide Ehe-
gatten — und nicht nur ein Ehegatte — Arbeitslo-
senhilfe, wenn sie zugleich die Voraussetzungen für 
diese Leistung erfüllen. Im Rahmen der Bedürftig-
keitsprüfung ist jedoch die höhere Arbeitslosenhilfe 
wie anderes Einkommen bei der Arbeitslosenhilfe 
des anderen Ehegatten teilweise zu berücksichti-
gen. 
Gesicherte Erkenntnisse, in wie vielen Fällen 

Ehegatten zugleich die Voraussetzungen des An-
spruches auf Arbeitslosenhilfe erfüllen, liegen nicht 
vor. Die Zahl dieser Fälle dürfte jedoch unbedeu-
tend sein. Die Mehrausgaben dürften sich — grob 
geschätzt — auf weniger als 30 Millionen DM jähr-
lich belaufen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Amling (SPD) (Drucksache 10/3448 
Frage 43): 

Teilt die Bundesregierung die von Bundesminister Dr. 
Blüm und von seinem Parlamentarischen Staatssekretär 
Vogt, anläßlich der Bundesarbeiterkonferenz des DGB ver-
tretene Auffassung, daß für eine menschengerechte Gestal-
tung des technischen Fortschritts die Mitbestimmungsrechte 
der Betriebs- und Personalräte ausgebaut werden müssen, 
und wie bewertet die Bundesregierung den von den Koali-
tionsfraktionen eingebrachten „Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der Minderheitenrechte in den Betrieben und Ver-
waltungen (MindRG)", dessen Inkrafttreten die Möglichkeit 
für eine wirksame Vertretung der Arbeitnehmerinteressen 
durch Betriebs- und Personalräte nicht stärken, sondern 
durch die mit diesem Entwurf offensichtlich beabsichtigte 
Spaltung und Fraktionierung der Betriebs- und Personalräte 
schwächen würde? 

Die Bundesregierung sieht die Chancen der Tech-
nologischen Entwicklung durchaus im Zusammen-
hang mit ernstzunehmenden sozialen Risiken. Zur 
Abwehr auch dieser Risiken sieht schon das gel-
tende Recht eine Reihe von Mitwirkungs- und Mit-
bestimmungsrechten der Betriebs- und Personal-
räte vor. Einige dieser Beteiligungsrechte erschei-
nen mittlerweile zum Teil als unzureichend. Des-
halb tritt der Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung für einen Ausbau der Beteiligungsrechte 
bei der Einführung und Anwendung neuer Techni-
ken ein. Innerhalb der Bundesregierung ist die Mei- 
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nungsbildung noch nicht abgeschlossen. Auf diesem 
sehr komplizierten Gebiet ist eine gründliche Prü-
fung erforderlich. 

Der von den Koalitionsfraktionen eingebrachte 
Entwurf eines Gesetzes zur Verstärkung der Min-
derheitenrechte in den Betrieben und Verwaltun-
gen wird von der Bundesregierung befürwortet. 
Handlungsbedarf für eine Verstärkung der Minder-
heitenrechte war schon durch das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts vom 16. Oktober 1984 ent-
standen. Nach diesem Urteil sind Unterschriften-
quoten für Wahlvorschläge verfassungswidrig, die 
den Zugang zur Wahl übermäßig erschweren. Der 
Gesetzgeber zieht aus dem Urteil die notwendigen 
Konsequenzen. Außerdem gewährleistet er, daß 
Minderheiten im Betriebsrat bei der Besetzung von 
Ausschüssen und bei der Freistellung von der Ar-
beit nicht übergangen, sondern angemessen be-
rücksichtigt werden. Die wirksame Vertretung der 
Arbeitnehmerinteressen durch Betriebsräte und 
Personalräte wird dadurch nicht beeinträchtigt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Feldmann (FDP) (Druck-
sache 10/3448 Fragen 54 und 55): 

Läßt der Auftrag der von der US-Review Commission on 
Chemical Warfare engagierten defense consulting firm, „to 
assess European attitudes on binaries", den Schluß zu, daß 
die amerikanische Regierung über die Haltung der Bundes-
regierung und der anderen europäischen Verbündeten zu der 
in den USA umstrittenen Modernisierung des amerikani-
schen C-Waffenpotentials nicht oder nicht ausreichend infor-
miert ist? 

Welche Gespräche haben zwischen der amerikanischen 
Administration und der Bundesregierung über die geplante 
Modernisierung der US-C-Waffen, ihre mögliche Stationie-
rung und ihre rüstungskontrollpolitischen Auswirkungen 
stattgefunden, und welche Haltung hat die Bundesregierung 
hierbei eingenommen? 

Zu Frage 54: 

Die amerikanische Regierung ist über die Hal-
tung der Bundesregierung zur gesamten C-Waffen-
problematik informiert. Hierzu gehört auch die 
deutsche Haltung zur Modernisierung des amerika-
nischen C-Waffenpotentials. 

Über einen Auftrag der Kommission an eine „de-
fense consulting firm", die Haltung der Europäer zu 
binären Waffen in Erfahrung zu bringen, liegen der 
Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 

Zu Frage 55: 

Fragen über C-Waffen wurden in den verschie-
densten bi- und multilateralen sowie Bündnisforen 
erörtert. Dabei haben die Vereinigten Staaten wie-
derholt die beabsichtigte Modernisierung ihres C-
Waffenpotentials erläutert, das seit dem einseitigen 
Produktionsstopp im Jahre 1969 nicht erneuert wor-
den ist. Die Vereinigten Staaten versprechen sich 
von einer Produktionsaufnahme einen positiven 
Impuls auf die Genfer Verhandlungen über ein um-

fassendes und nachprüfbares Verbot der Entwick-
lung, Herstellung und Lagerung von C-Waffen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Wiederaufnahme der Produktion von C-Waffen al-
lein in die souveräne Entscheidung der Vereinigten 
Staaten fällt. 

Bezüglich einer eventuellen Stationierung binä-
rer C-Waffen haben Vertreter der amerikanischen 
Regierung und General Rogers mehrfach erklärt, 
daß an eine Lagerung außerhalb der Vereinigten 
Staaten nicht gedacht werde. Auch die STOESSEL- 
Kommission kommt in ihrem Bericht zu diesem Er-
gebnis. 

Die Bundesregierung hat weiterhin ein überra-
gendes Interesse an der Erarbeitung eines weltwei-
ten und verläßlich verifizierbaren Abkommens über 
das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lage-
rung chemischer Waffen sowie über die Vernich-
tung solcher Waffen und ihrer Produktionsstätten. 
Dieses Ziel wird sie gemeinsam mit ihren Verbün-
deten in Zukunft mit großem Nachdruck in der 
Genfer Abrüstungskonferenz verfolgen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3448 Frage 56): 

Welche Gründe sprechen eigentlich dagegen, daß Jugendli-
che, die ihre Lehre absolviert haben und ihre Wehrdienstzeit 
ableisten möchten, zum frühestmöglichen Termin zur Bun-
deswehr eingezogen werden, so daß z. B. vermieden werden 
könnte, daß Jugendliche, die ohne Wehrdienst kaum eine 
Chance haben, einen Arbeitsplatz zu finden, arbeitslos wür-
den? 

Die Wehrersatzbehörden sind bemüht, die Wehr-
pflichtigen, die nach Abschluß einer Berufsausbil-
dung nicht weiterbeschäftigt werden, möglichst um-
gehend zum Grundwehrdienst einzuberufen. Diese 
Bemühungen der Bundesregierung haben bereits 
erhebliche Erfolge gehabt, weil sie möglichst Rück-
sicht auf die Besonderheiten der Einzelfälle neh-
men und insgesamt flexibel gehandhabt werden. So 
wurden seit Oktober 1983 — seit diesem Termin 
wird die Einberufung von arbeitslosen Wehrpflichti-
gen besonders beachtet — bis zum Einberufungs

-

termin April 1985 im Durchschnitt knapp 30% aller 
Stellen mit arbeitslosen Wehrpflichtigen besetzt. Al-
lerdings gibt es — insbesondere aus folgenden 
Gründen — gewisse Grenzen: 

1. Nach den Erkenntnissen der Bundesanstalt für 
Arbeit laufen allein in 1985 rund 300 000 Ausbil-
dungsverhältnisse von wehrdienstfähigen Wehr-
pflichtigen ab. Der größte Teil dieser Wehr-
pflichtigen beendet seine Ausbildung zu den 
Einberufungsterminen Juli und Oktober. Zu die-
sen Terminen stehen auch über 70 000 Abitu-
rienten und Fachoberschulabsolventen zur Ein-
berufung heran, denen unverhältnismäßig hohe 
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Zeitverluste in ihrer Ausbildung bei einer späte-
ren Heranziehung entstehen können. 

2. Einberufungen zum Grundwehrdienst sind nur 
im Rahmen des festgelegten Friedensumfangs 
der Bundeswehr und der im Bundeshaushalt 
festgesetzten Geldansatzstärke möglich, das be-
deutet, daß nur rund 50 000 Wehrpflichtige pro 
Quartal einberufen werden können. 

3. Schließlich setzt die Einberufung eines Wehr-
pflichtigen seine Wehrdienstfähigkeit und seine 
Eignung für die zu besetzende Stelle bei der 
Truppe voraus. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 10/3448 
Fragen 57 und 58): 

In welchem Ausmaß wird Transportgut der Bundeswehr 
auf der Schiene einerseits und in welchem Ausmaß wird 
Transportgut der Bundeswehr auf der Straße andererseits 
befördert? 

Welche Entwicklung der relativen Anteile sieht die Bun-
desregierung für die Zukunft, und trifft es zu, daß auf Grund 
der Durchführungsbestimmungen für den Straßentransport-
verbund der Bundeswehr Transportgut der Bundeswehr von 
der Schiene auf die Straße verlegt wird? 

Zu Frage 57: 

Transportmengenstatistiken über die Anteile des 
Eisenbahn- und Straßentransports der Transport-
güter der Bundeswehr werden nicht geführt. 

Für Transportkosten an die Deutsche Bundes-
bahn wurden aufgewendet: 

1983 	208 Millionen DM 
1984 	195 Millionen DM 
1985 	225 Millionen DM (voraussichtlich). 

Für Transportkosten an Transportunternehmen 
(Straße): 

1983 	7 Millionen DM 
1984 	6,5 Millionen DM 
1985 	7,5 Millionen DM (voraussichtlich). 

Zu Frage 58: 

Die Relation zwischen kostenpflichtigen Schie-
nen- und Straßentransporten ist seit Jahren kon-
stant. 

Der Straßentransportverbund der Bundeswehr 
(StrTrspVbuBw) wurde mit dem Ziel eingerichtet, 
mit bundeswehreigenen Mitteln die bisher trans-
portierten Versorgungsgüter 

— zu wirtschaftlichen Ladungsgrößen zusammen-
zufassen, 

— die eingesetzten Transportfahrzeuge optimal 
auszulasten und 

— Leerfahrten einzuschränken. 

Damit dient der Straßentransportverbund der 
wirtschaftlicheren bundeswehrinternen Transport-
abwicklung. Das Gebot der Sparsamkeit bei der 
Verwendung von Haushaltsmitteln ist dabei nach 
wie vor zu beachten. 

Es war nicht Absicht, durch diesen Verbund Bun-
deswehrtransporte von der Deutschen Bundesbahn 
abzuziehen und auf die Straße zu verlagern. Der 
überwiegende Anteil der durchzuführenden Trans-
porte blieb hiervon unberührt. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Müller (Schweinfurt) 
(SPD) (Drucksache 10/3448 Fragen 63 und 64): 

Kann die Bundesregierung angeben, wie viele Kleinkinder 
in der Bundesrepublik Deutschland jährlich am sogenannten 

„plötzlichen Kindstod" sterben, und wie verhält sich diese 
Zahl im Vergleich zur Anzahl der plötzlichen Kindstode in 
anderen Ländern? 

Wie weit ist die Erforschung der Ursachen dieses Phäno-
mens in der Bundesrepublik Deutschland gediehen, und hält 
es die Bundesregierung für erforderlich, die Forschung auf 
diesem Gebiet durch den Einsatz von Bundesmitteln weiter 
voranzutreiben? 

Zu Frage 63: 

Der plötzliche Kindstod unbekannter Ursache 
(Sudden Infant Death Syndrom, SIDS) wird seit 
1979 nach der Internationalen Klassifikation der 
Krankheiten, Verletzungen und Todesursachen 
(ICD, 9. Revision 1979) in der amtlichen Statistik 
unter der Position 798 geführt. In der Bundesrepu-
blik ergeben sich danach zwischen 1979 und 1982, 
bezogen auf 100 000 Lebendgeborene, 103 bis 133 
SIDS-Fälle jährlich. 

Ein Vergleich mit anderen Ländern ist wegen un-
terschiedlicher Definitionen und unterschiedlicher 
Meldegewohnheiten nicht ohne weiteres zulässig. 

In der Weltgesundheitsstatistik der WHO des 
Jahres 1984 (World Health Statistics Annual 1984) 
sind für 23 Mitgliedsländer entsprechende Angaben 
enthalten. Während in der Bundesrepublik im Jahr 
1982 von 100 000 Lebendgeborenen 130 an plötzli-
chem Kindstod verstorben sind, sind z. B. in den 
USA 153 (1980), in Irland 189 (1980), in England und 
Wales 181 (1982), in Schottland 191 (1983) Todesfälle 
jeweils pro 100 000 Lebendgeborene bekannt gewor-
den. In den Niederlanden waren es 99 (1982), in 
Frankreich 119 (1981) und Österreich 63,3 (1982). 

Zu Frage 64: 

Forschungsvorhaben in Kliniken und in entspre-
chenden Instituten der Bundesrepublik stehen in 
engem Forschungszusammenhang mit anderen in-
ternationalen Gruppen. Die Bundesregierung ist be-
müht, besonders epidemiologische Untersuchungen 
zu fördern, weil regionale Unterschiede bestehen. 
So wurden bei verschiedenen wissenschaftlichen 
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Arbeiten je nach Region unterschiedliche Daten ge-
messen, die mangels standardisierter Methoden je-
doch nicht vergleichbar sind. 

Die Differenzen zur amtlichen Statistik zeigen 
ebenfalls die Notwendigkeit eines standardisierten 
Vorgehens. Deswegen hat die Bundesregierung 
eine Tagung von internationalen Experten der 
WHO in Berlin vom 3. bis 6. Juli 1984 (Organisation: 
Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie des 
Bundesgesundheitsamtes) veranlaßt, auf der fol-
gender Forschungsbedarf genannt wurde: 

1. Jeder unerwartete Tod eines Säuglings sollte bis 
ins einzelne untersucht werden. 

2. Der unerwartete Kindstod sollte international 
auf eine Position in den Todesursachenstatisti-
ken festgelegt werden. 

3. Nationale und internationale Statistiken sollten 
die Spät- und Nachsterblichkeit gesondert her-
ausbringen. 

4. Epidemiologische Studien sollten die Effekte der 
allgemeinen Umgebung und diejenigen der un-
mittelbaren Umgebung erfassen. 

5. Solche Studien sollten regional durchgeführt, je-
doch international koordiniert werden. 

6. Studien sollten sowohl auf europäischer Basis 
als auch auf internationaler Basis durchgeführt 
werden. 

Das Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie 
des Bundesgesundheitsamtes hat mit den Vorberei-
tungen zu einer Studie bereits begonnen. Der inter-
nationale Forschung ist es bisher nicht gelungen, 
diese Krankheit in Entstehung und Ablauf klar zu 
erfassen. Bekannt sind hingegen gewisse soziale 
und Risikokonstellationen, bei denen die Unreife 
des Atmungsmechanismus im Mittelpunkt steht. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Kalisch (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/3448 Fragen 66 und 67): 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Jugendorganisa-
tionen aus dem Bundesgebiet einschließlich dem Land Berlin 
Teilnehmer zu den XII. Weltfestspielen nach Moskau entsen-
den wollen, und trifft es zu, daß die hiesigen Vorbereitungsor-
ganisationen für die XII. Weltfestspiele entsprechend der 
kommunistischen „Drei-Staaten-Theorie" getrennte Teilneh-
merdelegationen aus dem Land Berlin und dem übrigen 
Bundesgebiet entsenden wollen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es für die 
Bindungen des Landes Berlin an das übrige Bundesgebiet 
schädlich ist, wenn Jugendverbände aus der Bundesrepublik 
Deutschland getrennte Delegationen nach Moskau entsen-
den, obgleich ihre Untergliederungen im Land Berlin gleich-
berechtigte Bestandteile ihrer jeweiligen Bundesorganisa-
tion sind? 

Zu Frage 66: 

Die Delegation aus der Bundesrepublik Deutsch-
land, die beabsichtigt, zu den XII. Weltjugendfest-
spielen zu reisen, umfaßt Teilnehmer aus dem Bun-
desgebiet und Westberlin. Dieser Delegation wer-
den — soweit der Bundesregierung derzeit bekannt 
ist — Vertreter aus der Mehrzahl der Mitgliedsor-
ganisationen des Deutschen Bundesjugendringes 
und seiner angeschlossenen Verbände, Vertreter 
der Deutschen Sportjugend, der Jungsozialisten 
und der Jungdemokraten sowie einige kommuni-
stisch orientierte Jugendgruppen angehören. 

Neben dem „Gemeinsamen Arbeitsausschuß", der 
von den interessierten Jugendorganisationen zur 
Vorbereitung der XII. Weltjugendfestspiele für den 
Bereich der Bundesrepublik Deutschland und Ber-
lin (West) gegründet wurde, haben kommunistisch 
orientierte Jugendgruppen aus Berlin (West) ein ei-
genes Vorbereitungskomitee für Berlin (West) ge-
bildet, das beabsichtigt, eine eigenständige Delega-
tion nach Moskau zu entsenden. 

Zu Frage 67: 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. 
Auch unter den demokratischen Jugendverbänden 
ist unbestritten, daß Jugendverbände, die in Berlin 
(West) Untergliederungen haben, keine getrennten 
Delegationen nach Moskau entsenden, sondern ihre 
Berliner Mitglieder in die Gesamtdelegation aus 
der Bundesrepublik Deutschland einbeziehen. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Druck-
sache 10/3448 Fragen 71 und 72): 

Gibt es öffentlich zugängliche Datenbanken, bei denen Er-
gebnisse von Tierversuchen gespeichert und bei Bedarf ab-
gerufen werden können, und wenn ja, in welchem Umfang 
stehen Datenbanken mit gespeicherten Daten zur Verfü-
gung? 

Wenn nein, wie ist dies zu rechtfertigen im Hinblick der 
zur Verfügung stehenden Technik und der Vermeidung von 
unnötigen Doppel- und Mehrfachtierversuchen? 

Verschiedene deutsche wie auch ausländische 
Datenbanken erfassen Literaturquellen zu Ergeb-
nissen von Tierversuchen, soweit es sich um veröf-
fentlichte Angaben handelt. Diese Literaturdaten-
banken stehen der Öffentlichkeit zur Verfügung 
und ermöglichen somit den Zugriff zu diesen Ergeb-
nissen. Derartige Informationen können z. B. von 
dem Deutschen Institut für Dokumentation und In-
formation (DIMDI), Köln, abgerufen werden. Die 
Datenbank des DIMDI hat außerdem noch die Mög-
lichkeit der Datenbeschaffung von anderen interna-
tionalen Datenbanken wie MEDLARS, BIOSIS 
PREVIEWS, SCISEARCH, RTECS sowie TOXLI-
NE/TOXBACK. 

Gleichwohl finden z. Z. noch Doppelversuche 
statt, zu deren weiteren Abbau die Qualität, Kennt-
nis und Verfügbarkeit der Datenbänke beitragen 
werden, soweit sie nicht zur Erhöhung des Kennt- 
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nisstandes auch im Sinne des Verbraucherschutzes 
notwendig sind. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage 
des Abgeordneten Peter (Kassel) (SPD) (Druck-
sache 10/3448 Frage 73): 

Welche Studien und wissenschaftlichen Untersuchungen 
zur Arbeitsplatzwirksamkeit neuer Informations- und Kom-
munikationstechnologien hat die Bundesregierung bisher ge-
mäß ihrer Ankündigung im Regierungsbericht Informations-
technik vergeben, und wann werden die Ergebnisse vorlie-
gen? 

Mit Ihrer Frage nehmen Sie auf den im März 
letzten Jahres verabschiedeten Regierungsbericht 
Informationstechnik Bezug. 

Auf Initiative des Bundesministers für Forschung 
und Technologie wurde kürzlich der 1. Fortschritts-
bericht hierzu erarbeitet und als Bilanz nach einem 
Jahr Laufzeit des Regierungskonzepts am 29. Mai 
1985 der Öffentlichkeit vorgestellt. Eine hierzu er-
gänzende Pressemitteilung füge ich bei. 

Im Kapitel II dieses Fortschrittsberichts ist zu je-
der der im Regierungsbericht enthaltenen Maßnah-
men der bisher erreichte Stand dargelegt. Dies be-
trifft auch die beiden Maßnahmen. 

( 9) Internationale Konferenz „1984 und danach" 
(10) Studien und wissenschaftliche Untersuchun-

gen zur Arbeitsplatzwirkung, 

auf die Sie sich bei Ihrer Frage beziehen. Den mit 
allen Bundesministerien abgestimmten derzeitigen 
Ergebnisstand können Sie den Seiten 16 bis 19 des 
Fortschrittsberichts entnehmen, den ich Ihnen 
ebenfalls beifüge. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Carstensen (Nordstrand) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/3448 Fragen 74 und 75): 

Von welchen Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in 
der Bundesrepublik Deutschland auf dem Gebiet der Abgas-
reinigung bei Kraftfahrzeugen hat die Bundesregierung 
Kenntnis, und wie werden diese Vorhaben unterstützt? 

Welche Aufgaben soll das geplante geisteswissenschaftli-
che Japan-Institut wahrnehmen, und inwieweit wird bei der 
Planung und Vorbereitung eine ausreichende Mitarbeit der 
mit den Problemen der Praxis in den Handelsbeziehungen 
vertrauten Institutionen in Japan gesucht'? 

Zu Frage 74: 

Im Umweltprogramm von 1971 hat die Bundesre-
gierung Zielvorstellungen entwickelt, innerhalb von 
10 Jahren die Schadstoffe Kohlenmonoxid, Kohlen-
wasserstoffe, Stickoxide, Blei und Geruchsstoffe im 

Abgas von Kraftfahrzeugen mit Ottomotoren 
schrittweise auf ein Zehntel der Durchschnitts-
werte von 1969 zu vermindern. 1971 wurden die CO- 
und HC-Emissionen erstmalig gesetzlich begrenzt 
und seither in mehreren Stufen herabgesetzt. 1977 
wurden die Stickoxide mit einbezogen. Ebenfalls 
1971 wurde das Benzin-Blei-Gesetz verabschiedet, 
mit dem der Bleigehalt im Benzin in zwei Stufen ab 
1. Januar 1976 auf 0,15 g/1 herabgesetzt wurde. Das 
Benzin-Blei-Gesetz führte zur Verabschiedung ei-
ner EG-Bleirichtlinie, mit der die EG verhinderte, 
daß niedrigere Bleigehalte als 0,15 g/1 vorgeschrie-
ben werden konnten. 

Die das Kraftfahrzeug betreffenden umweltpoliti-
schen Ziele wurden in den USA, in Japan und in der 
Bundesrepublik Deutschland gleichartig formuliert; 
eine 90 %ige Minderung der durchschnittlichen 
Fahrzeugemissionen wurde angestrebt. Die gesetz-
geberischen Maßnahmen auf dem Weg zum Ziel 
waren unterschiedlich. Anders als in Europa hatte 
man in den USA dem Ziel entsprechende Schad-
stoffgrenzwerte bereits frühzeitig im Clean-Air-Act 
gesetzlich verankert. Die Folge waren erhebliche 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten in der In-
dustrie, deren Ergebnis eine Schadstoffminde-
rungstechnik ist, die sich in den USA zu 100% 
durchgesetzt hat. In der Bundesrepublik dagegen 
wurde im Vergleich zu der für 1980 angestrebten 
90% Reduzierungsrate bei CO etwa 50% bis 60 
und bei HC etwa 40% Reduzierung, bei NO„ dage-
gen eine Erhöhung um etwa 30 % erreicht. Die Blei-
emission wurde mit Hilfe des Benzin-Blei-Gesetzes 
um etwa 70 % gesenkt. 

Erst die angesichts der zunehmenden Waldschä-
den von der Bundesregierung gefaßten Beschlüsse, 
die US-amerikanischen Schadstoffgrenzwerte ein-
schließlich der Prüfvorschriften in einer gleichwer-
tigen EG-harmonisierten Abgasgesetzgebung zu 
übernehmen, könnten zu einer wirklich deutlichen 
Verminderung der Gesamtemissionen des Kraft-
fahrzeugverkehrs führen. 

Seit 1972 fördert das Bundesministerium für For-
schung und Technologie unter dieser umweltpoliti-
schen Perspektive mit gezielten Maßnahmen die 
technologische Weiterentwicklung von Antriebssy-
stemen und Kraftstoffen. Grundlage der Förderung 
blideten die im Umweltprogramm der Bundesregie-
rung festgelegten Ziele der Schadstoffminderung. 
Mitbestimmende Zielsetzung ist die Verbesserung 
der Energie- und Rohstoffnutzung. Das Maßnah-
menbündel konzentriert sich auf 

— Grundlagenforschung zum besseren Verständ-
nis der Reaktionskinetik der Verbrennung im 
Motor 

— Katalysatorenentwicklung 

— Weiterentwicklung konventioneller Otto- und 
Dieselmotoren und 

— unkonventionelle Antriebssysteme 
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— alternative Kraftstoffe. 

Bis einschließlich 1985 wurden 212 Millionen DM 
für Forschungs- und Entwicklungsarbeiten, die 
überwiegend im Verbund zwischen Industrie und 
Wissenschaft durchgeführt werden, bereitgestellt. 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten be-
faßten sich mit der Katalysatorentwicklung in Ver-
bindung mit der Gemischregelung durch die Sauer-
stoff-Zirkonsonde. Das Dreiwegekatalysatorkon-
zept mit Lambdaregelung ist aus dieser Entwick-
lung abgeleitet. Ebenso wurden Untersuchungen 
zum Magerbetrieb mit Oxidationskatalysator sowie 
Zweiwegekatalysator mit zusätzlicher Lufteinbla-
sung durchgeführt. Schichtlademotoren ermögli-
chen eine Verbrennung bei erheblichem Luftüber-
schuß bei verminderten Schadstoffemissionen. Mit 
Untersuchungen zur Gemischaufbereitung und 
Zündung, der geregelten Gemischbildung in Verbin-
dung mit der katalytischen Abgasnachbehandlung 
wurden weitere Möglichkeiten der Schadstoffmin-
derung entwickelt. Zur Verringerung der gasförmi-
gen und der Partikelemission bei Dieselmotoren 
wurden Grundsatzuntersuchungen durchgeführt 
und sowohl katalytische Nachverbrennungsverfah-
ren als auch kombinierte Abscheide- und Nachver-
brennungsverfahren untersucht. 

Bei den unkonventionellen Antrieben wurden 
verschiedene arbeitsraumbildende Motoren mit in-
nerer kontinuierlicher Verbrennung analysiert so-
wie der Rotationskolben-Stirlingmotor und die voll-
keramische Gasturbine entwickelt. 

Unter den alternativen Kraftstoffen erscheinen 
unter Energie- und Umweltgesichtspunkten Alko-
holkraftstoffe für den mittelfristigen Einsatz am be-
sten geeignet. Für Sonderanwendungen kann das 
Elektrofahrzeug in Betracht gezogen werden, und 
längerfristig könnte Wasserstoff eine Einsatz-
chance erhalten. 

Zu Frage 75: 

Um die deutsche Japan-Forschung in den Gei-
stes- und Sozialwissenschaften zu verstärken und 
wegen des ingesamt unbefriedigenden Zustands 
der gegenwartsbezogenen Japan-Forschung, prüft 
der BMFT gegenwärtig die Errichtung eines gei-
stes- und sozialwissenschaftlichen Instituts in Ja-
pan. Die an Japan interessierten Forschungsdiszi-
plinen können ohne eine solche Einrichtung ihre 
Aufgaben nicht angemessen lösen. 

Der Wissenschaftsrat wurde gebeten, sich zu der 
Institutsgründung zu äußern. Sein Gutachten wird 
voraussichtlich im November 1985 vorgelegt wer-
den. 

Nach dem gegenwärtigen Überlegungsstand sol-
len sich die Forschungsaufgaben des Instituts auf 
die Untersuchung des modernen Japan, z. B. in Poli-
tik, Recht und Wirtschaft, konzentrieren. Die Ge-
biete Geschichte und Kulturwissenschaften sollen 
insoweit einbezogen werden, als sie zum Verständ-
nis des modernen Japan erforderlich sind. 

Im Hinblick auf den in Deutschland bestehenden 
Bedarf an Kenntnissen japanischer Verhältnisse  

und der japanischen Sprache soll das Institut auch 
Serviceleistungen (z. B. Kontaktvermittlung, Bera-
tung) erbringen und sich der Ausbildung von Nach-
wuchswissenschaftlern widmen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Vahlberg (SPD) (Drucksache 
10/3448 Fragen 80 und 81): 

Welche wissenschaftlichen Analysen über einen durch mi-
litärische Forschung generell induzierten oder induzierbaren 
ziviltechnologischen Innovationsschub liegen der Bundesre-
gierung vor, und inwieweit wird durch sie die These eines 
Spin-offs aus militärischer Forschung für zivile Zwecke ge-
stützt? 

Auf welchen Technologiefeldern sieht die Bundesregie-
rung die europäische und insbesondere die zivile Forschung 
und Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland dem 
Stand vergleichbarer Aktivitäten in den Vereinigten Staaten 
von Amerika als überlegen an? 

Zu Frage 80: 

Die Aufgaben an wehrtechnische Forschung und 
Technologie ergeben sich aus der Bedrohung. Das 
gilt auch für das Forschungsprogramm SDI. Ob-
wohl die Ziele der wehrtechnischen Forschung ver-
schieden sind von denen für zivile Anwendungen, 
können die Methoden übertragbar sein. So haben 
z. B. Untersuchungen zur Regenerosion an der Ab-
deckung des Radargerätes für ein Kampfflugzeug 
Erkenntnisse über Stoßwelleneffekte als physikali-
sche Grundlage für die nichtoperative Nierenstein-
zertrümmerung gebracht. 

Zu Frage 81: 

Die Bundesregierung hat sich zuletzt in dem Bun-
desbericht FORSCHUNG 1984 (BT-Drucksache 
10/1543, S. 23ff.) zur technologischen Wettbewerbs-
fähigkeit der Bundesrepublik Deutschland geäu-
ßert. Auf diese Ausführungen wird Bezug genom-
men. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. von Bülow (SPD) (Drucksache 
10/3448 Frage 87): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerung des BDI- 
Präsidenten Dr. Langmann, wonach deutschen Unternehmen 
die Beteiligung an der Strategischen Verteidigungsinitiative 
der USA nicht verwehrt werden könne, vor dem Hintergrund 
der eigenen Erklärung gegenüber der Westeuropäischen 
Union, wonach sich die Bundesrepublik Deutschland an der 
Entwicklung oder Herstellung strategischer Waffen nicht be-
teiligen werde? 

Die Bundesregierung sieht zwischen den Äuße-
rungen des Präsidenten des BDI und ihrer Erklä-
rung, wonach die Bundesregierung nicht beabsich- 
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tige, strategische Raketen und Bomber herzustel-
len, keinen Widerspruch. 

Die Beteiligung von Unternehmen an einem For-
schungsprogramm hat nichts mit der Herstellung 
von Waffen zu tun. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hauchler (SPD) (Drucksache 
10/3448 Fragen 88 und 89): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß in 
diesen Tagen Repräsentanten der „Viel-Parteien-Konferenz" 
aus Namibia mit namhaften Juristen und CDU-Politikern in 
der Konrad Adenauer-Stiftung eine Verfassung für Namibia 
vorbereiten, obwohl die Resolution 435 des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen bestimmt, daß eine aus freien Wah-
len in Namibia hervorgegangene Versammlung die Verfas-
sung für das unabhängige Namibia erarbeiten soll?  

Sieht die Bundesregierung im Plan der südafrikanischen 
Regierung, im Juni 1985 in Namibia eine Interimsregierung 
einzusetzen, einen Vorstoß gegen die Resolution 435 der Ver-
einten Nationen, die von der Bundesregierung bisher als ver-
bindliche Grundlage ihrer Namibia-Politik erklärt wurde, 
und in welcher Weise wird die Bundesregierung auf die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung einwirken, damit von deutscher Seite 
nicht gegen den Beschluß der Vereinten Nationen gehandelt 
wird? 

Zu Frage 88: 

Vom 18. bis zum 25. Mai 1985 hielt sich eine Dele-
gation der sogenannten Viel-Parteien-Konferenz 
auf Einladung der Konrad-Adenauer-Stiftung in 
Bonn auf. Es handelte sich um den privaten Besuch 
namibischer Politiker auf Einladung einer privaten 
politischen Stiftung. Solche Kontakte mit allen poli-
tischen Parteien Namibias sind bereits in der Ver-
gangenheit von politischen Stiftungen in der Bun-
desrepublik Deutschland gepflegt worden. 

Die Bundesregierung benutzte die Gelegenheit, 
um den Vertretern der namibischen Parteien deut-
lich zu machen, daß die Bundesregierung ein demo-
kratisches Mandat oder eine institutionelle Rolle 
der „Viel-Parteien-Konferenz" nicht anerkennt. Die 
Verfassung für ein unabhängiges Namibia ist ge-
mäß Res. 435 von einer aus freien und fairen Wah-
len hervorgegangenen verfassungsgebenden Ver-
sammlung zu erarbeiten. 

Zu Frage 89: 

Die Bundesregierung hat ebenso wie ihre Partner 
in der westlichen Kontaktgruppe und in der Euro-
päischen Gemeinschaft die Einsetzung einer Inter-
rimsregierung in Namibia für null und nichtig er-
klärt. Der Bundeskanzler hat am 22. Mai 1985 ge-
genüber dem tansanischen Staatspräsidenten 
Nyerere bekräftigt, daß für uns und unsere westli-
chen Partner der westliche Lösungsplan die allei-
nige Grundlage für eine international anerkannte 
Unabhängigkeit Namibias bleibt, die so bald wie 
möglich angestrebt wird. 

Die Bundesrepublik Deutschland bleibt auch in 
Zukunft dem Lösungsplan der Vereinten Nationen  

gemäß Sicherheitsratsresolution 435 verpflichtet. 
Die Bundesregierung wird jedem Versuch entge-
gentreten, der darauf abzielt, ihre Verpflichtung ge-
genüber dem UNO-Plan zu gefährden. 

Anlage 18 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Eid (DIE GRÜNEN) (Druck-
sache 10/3448 Fragen 90 und 91): 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus der 
vom Berliner Missionswerk in Auftrag gegebenen Studie des 
schweizer Journalisten Peter Niggli ziehen, die auf Grund 
umfangreicher Recherchen überzeugend belegt, daß die 
äthiopische Regierung die Hilfsorganisationen, die Hunger-
hilfe leisten, faktisch dazu zwingt, Umsiedlungsprogramme 
zu finanzieren, die vor allem dazu dienen, den im Norden 
agierenden Befreiungsbewegungen die politische Basis zu 
entziehen und nicht wie behauptet, das Hungerproblem wirk-
sam zu bekämpfen? 

Mit welchen konkreten Schritten will die Bundesregierung 
Druck auf die äthiopische Regierung ausüben, damit die For-
derungen nach sofortigem Stopp der Umsiedlungspro-
gramme und nach Erlaubnis für die Hilfsorganisationen, die 
Nahrungsmittel selbst in allen Lagern verteilen zu dürfen, 
eingelöst werden können, um damit zu gewährleisten, daß 
die humanitäre Hilfe nicht länger dazu benutzt wird, die 
machtpolitischen Interessen der äthiopischen Zentralregie-
rung durchzusetzen? 

Zu Frage 90: 

Der Bundesregierung ist die Studie von Herrn 
Peter Niggli bekannt. Sie sieht jedoch keinen Anlaß, 
aufgrund der dort getroffenen Feststellungen ihre 
Haltung gegenüber der äthiopischen Regierung in 
bezug auf die Durchführung humanitärer Hilfsmaß-
nahmen zu überprüfen. Die Hilfsorganisationen ha-
ben gegenüber der Bundesregierung keine Äuße-
rungen über Zwangsfinanzierung des Umsiedlungs-
programms der äthiopischen Regierung gemacht. 
Die Aktion Menschen für Menschen beabsichtigt 
vielmehr nach Kenntnis der Bundesregierung, auf-
grund des positiven Eindrucks, den ihr Initiator 
K.-H. Böhm während einer Informationsreise in die 
Umsiedlungsgebiete gewonnen hat, sich mit Klei-
dung, Saatgut, Zusatznahrung und Zugtieren sowie 
mit Beiträgen zu Gesundheits- und Erziehungsmaß-
nahmen am Umsiedlungsprogramm zu beteiligen. 

Zu Frage 91: 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, 
die humanitäre Hilfe diene machtpolitischen Inter-
essen der äthiopischen Regierung. Es gibt keine 
Anhaltspunkte für den mißbräuchlichen Einsatz 
unserer Hilfsgüter. Die staatliche äthiopische Hilfs-
organisation Relief and Rehabilitation Commission 
(RRC) hat sich im Gegenteil als effizienter Partner 
bei der Durchführung der humanitären Hilfe in den 
Hungergebieten erwiesen. 

Die Bundesregierung beteiligt sich — wie die an-
deren westlichen Geber — nicht an dem Umsied-
lungsprogramm der äthiopischen Regierung, weil 
sie Zweifel an der humanitären Zielrichtung und 
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Effizienz des Programms hegt. Eine Einmischung 
in die äthiopische Entscheidung, das Umsiedlungs-
programm durchzuführen, kommt jedoch für die 
Bundesregierung nicht in Frage, da sie die territo-
riale Integrität und Souveränität Äthiopiens re-
spektiert. 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß, an die 
äthiopische Regierung heranzutreten, um die Ar-
beitsmöglichkeit der Hilfsorganisationen in den La-
gern zu gewährleisten, da ihr keine Fälle bekannt 
sind, wo Hilfsorganisationen außer aus Sicherheits-
gründen die Erlaubnis verweigert würde, Nah-
rungsmittel selbst in den Lagern zu verteilen. So 
beteiligen sich z. B. die kirchlichen Hilfswerke, das 
Deutsche Rote Kreuz, die Deutsche Welthungerhil-
fe, das Komitee Cap Anamur/Initiativen Deutscher 
Not-Ärzte und die Aktion Menschen für Menschen 
an der Lebensmittelverteilung in Äthiopien. 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Rose (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3448 Fragen 92 und 93): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Besuch des kom-
munistischen Präsidentschaftskandidaten Perus Dr. Barran-
tes (Bürgermeister der Stadt Lima) in der Bundesrepublik 
Deutschland, dessen Wahlkampf durch Geldmittel aus der 
Bundesrepublik Deutschland mit finanziert wurde, sowie die 
näheren Umstände dieser Einladung? 

Ergibt sich aus diesem Besuch oder aus Gegenbesuchen 
eine Belastung der offiziellen deutsch-peruanischen Bezie-
hungen? 

Zu Frage 22: 

Der Bürgermeister von Lima und Präsident-
schaftskandidat des Bündnisses marxistischer Par-
teien „Izquierda Unida" (Vereinigte Linke), Dr. Al-
fonso Barrantes, hielt sich im November 1984 auf 
Einladung der Fraktion „DIE GRÜNEN" und von 
Peru-Solidaritätsgruppen in der Bundesrepublik 
Deutschland auf. Der Besuch des Vertreters einer 
politischen Partei eines anderen Landes in der Bun-
desrepublik Deutschland ist ein normaler Vorgang. 
Zu den näheren Umständen der Einladung, an der 
die Bundesregierung nicht beteiligt war, kann sie 
keine Stellungnahme abgeben. 

Zu Frage 93: 

Die Bundesregierung hat keinerlei Anhalts-
punkte dafür, daß sich aus dem Besuch von Dr. Bar-
rantes oder aus Gegenbesuchen eine Belastung der 
offiziellen deutsch-peruanischen Beziehungen erge-
ben hätte. 

Anlage 20 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3448 Frage 94): 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Koordinators 
für die deutsch-amerikanische Zusammenarbeit, Staatsse-
kretär a. D. von Staden, in den „Baltischen Blättern": „Wir 
handelten gegen unsere eigenen Interessen, wenn wir den 
Friedensvertragsvorbehalt politisch aktivierten"? 

Die Haltung der Bundesregierung ist bekannt. 
Ich verweise insbesondere auf die Äußerungen des 
Bundeskanzlers in seinem Bericht zur Lage der Na-
tion vom 27. Februar 1985. Er erklärte: 

„Wir bekräftigen jetzt und für die Zukunft den 
Warschauer Vertrag und die darin zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepu-
blik Polen verankerte ,Unverletzlichkeit der Gren-
zen und die Achtung der territorialen Integrität und 
der Souveränität aller Staaten in Europa in ihren 
gegenwärtigen Grenzen` als ,eine grundlegende Be-
dingung für den Frieden'. 

Wir, die Bundesrepublik Deutschland und die 
Volksrepublik Polen, haben gegeneinander keiner-
lei Gebietsansprüche und werden solche auch in 
Zukunft nicht erheben. 

Meine Damen und Herren, in den Gebieten jen-
seits der polnischen Westgrenze leben heute polni-
sche Familien, denen diese Landschaften in zwei 
Generationen zur Heimat geworden sind. Wir wer-
den dies achten und nicht in Frage stellen". 

Die von Staatssekretär a. D. von Staden in dem 
von Ihnen zitierten Artikel zum Verhältnis von 
Deutschen und Polen geäußerten Auffassungen, zu 
deren Verständnis der von Ihnen zitierte Satz in 
seinem Zusammenhang zu sehen ist, weichen von 
der Haltung der Bundesregierung, wie sie in dieser 
Erklärung des Bundeskanzlers zum Ausdruck 
kommt, nicht ab. 
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